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Rudolf Stobbe

Zukunftstradition Umweltschutz

Umweltgeschichte ist Unternehmensgeschichte, und das von
Anfang an. Zwar wurde erst Anfang der 1970er Jahre eine
eigene Umweltschutzabteilung bei Volkswagen gegriindet.
Dennoch fiihrten allein die nattirlichen Gegebenheiten rund
um die Ende der 1930er Jahre gegriindete Wolfsburger Fabrik
dazu, dass die umweltrelevanten Auswirkungen der Produk-
tion auf Wasser, Boden und Luft Beriicksichtigung fanden. So
hat sich die betriebliche Wasserwirtschaft von Anfang an am
Kreislaufgedanken orientiert.

Die Anforderungen an die Verringerung der Umweltbelastun-
gen durch die Produktion haben sich seit der Unternehmens-
griindung stdndig gewandelt. Es galt, sich verdnderten Rah-
menbedingungen anzupassen oder eigenstindig neue Um-
weltstandards zu setzen. Es gibt aber auch eine Konstante: Der
Umweltschutz des Volkswagenwerks war immer mit konkreten
Verhdltnissen und persénlichen Motiven verbunden. Es sind die
Menschen, die Umweltschutz voran treiben oder auch ver-
nachldssigen.

Mit diesem ersten Beitrag zu einer Umweltgeschichte von
Volkswagen — Ergebnis einer Kooperation des Unternehmens-
bereiches Umwelt, Verkehr und Arbeitsschutz und des Unter-
nehmensarchivs — soll das betriebliche Umweltverhalten in die
politisch-legislativen, gesellschaftlichen und 6konomischen
Entwicklungslinien der deutschen Nachkriegsgesellschaft ein-
erseits und in die Unternehmensgeschichte von Volkswagen
andererseits eingeordnet werden.

Zweifellos war das Thema Umweltschutz nicht immer ein
Selbstldufer im Unternehmen. Die &ffentlichen Kontroversen
und die politischen Initiativen der 1970er Jahre waren bei-
spielsweise von grofSem Einfluss auf die betrieblichen Entschei-
dungsprozesse. Heute sind viele wichtige Umweltthemen —
gerade klassische Aufgaben des Nachbarschaftsschutzes —
technisch entschdrft. Herausforderungen fiir die Zukunft gibt
es gleichwohl genug: Dies zeigt sich stellvertretend bei der
Diskussion tiber die Rolle der Unternehmen in einer nachhalti-
gen Entwicklung der Gesellschaft. Dennoch: Wer die Zukunft
gestalten will, der sollte auch von Zeit zu Zeit in den Riickspie-
gel schauen. Hierzu soll diese Publikation einen Beitrag leisten.
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Zwischen Mangel und Uberfluss

Kaum war unter britischer Treuhanderschaft 1945 im Volks-
wagenwerk Wolfsburg die Serienfertigung der Volkswagen
Limousine angelaufen,1 entbloRte das bescheidene Produk-
tionsvolumen von monatlich rund 1.000 Fahrzeugen die
Schwachstellen im wasserwirtschaftlichen System des Volks-
wagenwerks. Die Beschaffung und Verteilung von Energie
und Betriebsstoffen brachte die Versorgungsbetriebe in
ernsthafte Schwierigkeiten, und Abteilungsleiter Bernhard
Heiny wies in seinen jahrlichen Tatigkeitsberichten an die
Generaldirektion auf die beiden Kardinalprobleme der Was-
serwirtschaft hin: zu wenig weiches Brauchwasser, zu viel

Abwasser.?

Die Brauchwasserversorgung des Volkswagenwerks basierte
auf der Nutzung von gespeichertem Regenwasser, das mit
leicht verschmutztem Betriebswasser vermischt und mittels
natiirlicher Filtration aufbereitet wurde. Dafiir sorgte eine
Kombination aus Absetzbecken und Uferfiltrationsbrunnen,
aus denen versickertes Wasser bedarfsweise gefordert
wurde.? Im Dirrejahr 1947 hatte sich aber nicht geniigend
weiches Oberfldchenwasser in den Riickhaltebecken gesam-
melt, um den zusatzlichen jahrlichen Brauchwasserbedarf
von 1,25 Millionen Kubikmetern zu decken. Deshalb wurde
das Betriebswasserbecken mit dem aus der Brunnenanlage
gewonnenen Wasser aufgefiillt. Der Anteil des filtrierten
Sickerwassers war jedoch weitaus geringer als erwartet.

GroRtenteils gelangte das aus produktionstechnischer Sicht
ungeeignete Grundwasser des Allerurstromtals in den Be-
triebswasserkreislauf.4 Das extrem harte, salz- und eisen-
haltige Wasser fraR Rohre an und hinterliel bei Erhitzung in
den Kesselanlagen stérende Riickstande. Ohne eine aufwan-
dige und kostenintensive Aufbereitung war das Grundwasser
weder als Trink- noch als Betriebswasser brauchbar und auch
fiir die Kithlanlagen des direkt am Mittellandkanal gelege-
nen Kraftwerks vollig ungeeignet. Bereits beim Werksbau
hatte man sich mit der fiir die Wasserstral3e zustandigen
Behorde geeinigt, den Kithlwasserbedarf fiir die Kraftwerks-
turbinen aus einem separat angelegten Kiihlkreislauf mit

Kanalwasser zu bestreiten.>

Die kontinuierliche Beimischung des Grundwassers ver-
schlechterte im Verlauf des Jahres 1947 die Qualitat des ge-
samten Betriebswassers erheblich; der Eisen- und Mangan-
gehalt stieg an. Um zu verhindern, dass dadurch Schaden an
empfindlichen Produktionsanlagen entstanden, mussten die
aggressiven Metalle moglichst vollstandig entfernt werden.
Dem Betriebswasser wurde deswegen unmittelbar nach der
Entnahme aus dem Speicherbecken Kaliumpermanganat
zugesetzt. Dieses Oxidationsmittel isolierte zwar die uner-
wiinschten Inhaltsstoffe, das dabei entstehende Eisenoxyd-
hydrat verstopfte indes die Filter der Betriebswasserpump-

station.®

Dem Mangel an Brauchwasser mit ausreichender Qualitat
stand ein Abwasservolumen gegentiber, das 1947 auf 1,4
Millionen Kubikmeter angewachsen war.” GemaR Anordnung
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des Reichs- und PreuRischen Ministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft vom November 1937 wurden die Abwasser
des Volkswagenwerks landwirtschaftlich verregnet. Das ge-
samte Werksabwasser aus Toiletten, Kiichen und stark ver-
unreinigenden Produktionsbereichen floss tiber den werksin-
ternen Schmutzwasserkanal zu einer Schmutzwasserpump-
station nordlich des Werkes. Dort tibernahm es der Abwas-
serverband Werder und filihrte es gemeinsam mit den stadti-
schen Abwassern der Verregnung auf landwirtschaftlichen
Flachen bei Brackstedt und Velstove zu.® Doch konnte auf
diesem Wege nur etwa die Halfte der taglich in Werk und
Stadt anfallenden 8.000 Kubikmeter Schmutzwasser Ver-
wendung finden, denn die Menge der an den Abwasserver-
band gelieferten Abwasser hatte 1947 das Doppelte des ver-
einbarten Volumens erreicht. Im Volkswagenwerk war dies
einerseits auf den Beginn der Serienproduktion, andererseits
auf Kriegsschaden zurlickzufiihren. In das undichte Kanali-
sationsnetz drang das hoch stehende Grundwasser ein und
vergroRerte die Abwassermenge erheblich.” Die angelegte
Schmutzwasserpumpstation konnte diese Menge nicht mehr
verarbeiten. Das lberschussige Schmutzwasser wurde des-
halb in ein Sickerbecken geleitet.”®

Nicht nur die Menge, auch die chemische Belastung der von
einigen Abteilungen produzierten Abwasser machten die
Defizite der bislang praktizierten Schmutzwasserbeseitigung
sichtbar. Wegen Materialmangels musste die Leichtmetall-
gieBerei das Gussverfahren von Aluminium auf Magnesium

LeichtmetallgieBerei, 1950.
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umstellen. Dieses Verfahren erforderte ein nachtragliches
Beizen der Gussstiicke, die u.a. in einem mit Kalium-Bichro-
mat versetzten HeiBwasserbad gespiilt wurden. Wie die
Versorgungsbetriebe dem Flusswasseruntersuchungsamt
Hildesheim im Januar 1948 mitteilten, handelte es sich dabei
um ein "Fisch- und Pflanzengift", das nicht in die landwirt-
schaftlich genutzten Schmutzwasser gelangen diirfe. Bern-
hard Heiny bat die Behérde um Priifung, ob die Abwasser der
LeichtmetallgieRerei auf einem geeigneten Geldnde in der
Nahe des Volkswagenwerks durch eine mit Kalk gefiillte Neu-
tralisationsgrube gefiihrt und anschlieend in einem Erd-
becken versickert werden konnten. Er verwies in diesem
Zusammenhang auf die Filtereigenschaften des sandigen
und aufnahmefahigen Bodens und hob hervor, dass sich
keine Brunnen in der Nahe befanden." Jedoch konnte die
Methode nicht vollstandig ausschlieRen, dass die giftige Sub-
stanz in das Grundwasser gelangte.

Die wasserwirtschaftliche Situation des Volkswagenwerks
war prekar. Die Erfahrungen von 1947 zeigten Schwachen

in der Grundkonzeption der Wasserwirtschaft auf. Die tem-
porare Streckung des Betriebswassers mit Grundwasser
wirkte sich nachteilig auf einige Betriebsanlagen aus; das
Schmutzwasseraufkommen konnte durch Verregnung nicht
bewaltigt werden. Korrekturen waren erforderlich. Auf der
Suche nach einer zusatzlichen Wasserversorgungsquelle
gerieten nahezu zwangslaufig die liberschiissigen Schmutz-
wassermengen in den Blick der Versorgungsbetriebe. Schon
1946 hatte Heiny der Werksleitung einen Bericht vorgelegt,

in dem er die Errichtung einer mechanischen Klaranlage vor-
schlug. Auf diese Weise lieRen sich zwei Fliegen mit einer
Klappe schlagen: Die Abwassermengen konnten reduziert
und als Brauchwasser fiir den Betrieb zuriickgewonnen
werden. Zugleich reduzierte das Volkswagenwerk mit diesem
Modell der Schmutzwasserbeseitigung seine Abhangigkeit
vom Abwasserverband Werder und sparte dadurch Abwas-

sergebiihren ein.”

Neu war diese Idee keineswegs. Vielmehr kniipfte Bernhard
Heiny an den schon 1938 diskutierten Vorschlag des Berliner
Ingenieurs Otto Bruchmann an, der als verantwortlicher Pro-
jektplaner das Grundprinzip fiir die Wasserwirtschaft des
Volkswagenwerks entwickelt hatte. Der Trinkwasserbedarf
wurde Uber eine Fernwasserleitung aus der Eckertalsperre im
Harz gedeckt, die Brauchwasserversorgung erfolgte durch
Speicherung von Regenwasser. Damit betrat Bruchmann
wasserwirtschaftliches Neuland. Die industrielle Nutzung
von Regenwasser war in jener Zeit ein uniibliches Verfahren.
Vor allem grol3e Industriebetriebe hatten bei der Standort-
wahl eine ausreichende Wasserversorgung berticksichtigt
und sich in Regionen angesiedelt, die glinstige hydrogeologi-
sche Voraussetzungen boten. Das Volkswagenwerk hingegen
entstand in einem geografischen Raum, der unter wasser-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten denkbar ungiinstig war.
Denn die Aller, der Hauptvorfluter fiir das Gebiet von Wolfs-
burg und Fallersleben, war ein sehr flacher und schmaler
Fluss, der bei liberdurchschnittlichen Regenfallen eventuell

auftretende Sturzwassermengen nicht aufnehmen konnte.
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Bruchmann hatte berechnet, dass der Bau von Werk und
Stadt auf der "grlinen Wiese" einen Eingriff in die Wasser-
abflussverhaltnisse dieses vormals landwirtschaftlich ge-
pragten und nur sparlich besiedelten Gebietes darstellte, der
Landschaft und hydrologische Verhaltnisse nachhaltig ver-
dnderte. Um Uberschwemmungen zu vermeiden, sah seine
Konzeption vor, im Werks- und Stadtgebiet MaRnahmen zum
Ausgleich des Wasserablaufes zu treffen. In Regenwasser-
riickhaltebecken sollte Niederschlagswasser aufgestaut und
erst dann in die Aller abgelassen werden, wenn diese einen
bestimmten Wasserstand unterschritten hatte.

Zwei solcher Becken waren am nordwestlichen Rand des
Werksgelandes angelegt worden. Bei Regen stromte das
Niederschlagswasser in Regenwassernebensammlern zusam-
men, bevor es sich in einem Regenwasserhauptsammelkanal
mit dem nur leicht verschmutzten industriellen Brauchwas-
ser vermischte. Der zweite separate Abwasserkanal der im
Werk installierten Trennkanalisation sammelte die Schmutz-
wasser aus Toiletten, Kiichen und stark verunreinigenden
Produktionsbereichen und leitete sie zur landwirtschaft-
lichen Verregnung ab. Ein Pumpwerk beforderte das Regen-
Brauchwasser-Gemisch in das erste Riickhaltebecken, nach-
dem Sandfange die grobsten Verschmutzungen herausge-
filtert hatten. Hier miindete auch Niederschlagswasser aus
dem Stadtgebiet ein, da die stadtischen und betrieblichen
Anlagen zum Wasserausgleich eng verzahnt waren.
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Berechnungen von Otto Bruchmann zum
Regenwasseraufkommen auf dem Geldnde
des Volkswagenwerks, 1938.
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Bei der Errichtung des Volkswagenwerks waren einige Was-
serldufe so umgeleitet worden, dass der HeBlinger Grenz-
graben nun das Wasser aus dem westlichen Teil des Stadt-
gebiets und der Hasselbach die Niederschlage aus dem Ost-
teil der Stadt direkt zum Pumpwerk fiihrten.

Bei Wasseriiberschuss wurde aus dem ersten Riickhaltebe-
cken tber einen Grundablass und ein Wehr das dahinter lie-
gende Reserve-Regenwasserriickhaltebecken aufgefiillt. Von
dort erfolgte im Bedarfsfall die kontrollierte Abgabe von
iiberschiissigem Betriebswasser in die Aller. Uber ein weite-
res Wehr konnte das hintere Becken bei lang anhaltenden
und sehr ergiebigen Regenfallen notfalls direkt auf die an die
Aller angrenzenden Wiesen entleert werden. Das erste und
kleinere der beiden Becken fungierte dariiber hinaus als Spei-
cherbassin: Sein gesamter Wasserinhalt diente der Betriebs-
wasserversorgung des Werkes. Ein Betriebswasserwerk
pumpte das Wasser zur Aufbereitung und Reinigung durch

Funktionsschema des
Regenwasser-Riickhalte- und
Betriebswasserbeckens,

Anfang der 1960er Jahre.

eine Druckfilteranlage und speiste es dann wieder in das Ver-
sorgungsnetz des Werkes ein. Nach der Nutzung im Betrieb
nahm es abhangig vom Grad seiner Verunreinigung entwe-
der den Weg in den Schmutzwasserkanal oder floss liber die
Regenwasserkanalisation in das Betriebswasserbecken
zurlick. Der groBte Teil des Brauchwassers wurde also im
Kreislauf verwendet.”

Am nérdlichen Rand der beiden Riickhaltebecken hatte man
auflerdem 30 Flachbrunnen angelegt, mit denen das aus
dem ungedichteten Speicherbassin standig versickernde
Wasser gefordert und in den Betriebswasserkreislauf zuriick-
gefiihrt werden konnte. Leicht verschmutztes Betriebswasser
wurde im Riickhaltebecken mit sauberem Regenwasser ver-
diinnt. Bei dem anschlieBenden mehrtagigen DurchflieBen
des Beckens setzten sich auf seinem Grund die grobsten Ver-
unreinigungen ab. Zugleich wurde ein Teil des Beckenwassers
wahrend der Versickerung durch die darunter liegenden



Bodenschichten einer natiirlichen Filtration unterzogen und
konnte schlieRlich mit Hilfe der Flachbrunnen wieder hoch-
gepumpt werden. In dieser Kombination aus Absetzbecken

und Uferfiltrationsbrunnen spiegelten sich zeitgendssische

Abwasserreinigungskonzepte wider.'*

Bruchmanns Konzeption ging urspriinglich einen Schritt
weiter. Trotz eines bestehenden Reichserlasses, der landwirt-
schaftliche Verregnungsanlagen bindend vorschrieb, hatte
er die "Hauptstelle fiir landwirtschaftliche Abwasserverwer-
tung GmbH" gebeten, die Bau- und Betriebskosten einer bio-
logischen Klaranlage zu ermitteln. Im Mai 1938 erhielt er eine
abschldgige Antwort mit der Begriindung, dass der fiir die
Verregnung notwendige Ausbau der Abwasserverwertungs-
anlage billiger sei als eine vollbiologische Klarung."> Das Pro-
jekt wurde vorlaufig ad acta gelegt, stand jedoch im Januar
1940 erneut zur Diskussion, nachdem im Presswerk eine Elo-
xalanlage installiert worden war, die saurehaltiges Abwasser
produzierte.'® Die Versorgungsbetriebe holten Kostenvoran-
schlage fiir eine Neutralisations- und Klaranlage ein, mit der
besonders belastetes Schmutzwasser z.B. aus der Beizerei
gereinigt werden konnte. Der Leiter des Kraftwerkes, Fritz
Kuntze, gab im Januar 1942 bei dem Flusswasseruntersu-
chungsamt der staatlichen Lebensmitteluntersuchungsan-
stalt eine Untersuchung der Abwasser in Auftrag und bat
Bruchmann um eine Stellungnahme zu den Ergebnissen.
Dieser warnte eindringlich, die Abwasser in die Kanalisation
einzuleiten, da hierdurch neben Zerstérungen an Rohrleitun-
gen und Pumpen auch bei Brackstedt eine "vollkommene
Sterilisierung des Ackerbodens” auftreten kénnte."” Bruch-
manns Warnung blieb bei der Burokratie ohne Echo, und

die Abwasser der Eloxalanlage gelangten weiterhin in die

Schmutzwasserkanalisation. Der unterbliebene Bau der
Klaranlage war symptomatisch fiir das von Widerspriichen
gekennzeichnete NS-System, da die zustandigen Behorden
trotz aller Blut-und-Boden-ldeologie und der Verherrlichung
des Bauernstandes offenbar eine Vergiftung der Ackerbéden
in Kauf nahmen.

Als Mitarbeiter der Versorgungsbetriebe hatte Bernhard
Heiny das Klaranlagen-Projekt schon in der Griindungsphase
des Werkes begleitet. Nach Kriegsende und dem Wegfall des
verbindlichen Verregnungs-Erlasses schlug er unter nunmehr
demokratischen Vorzeichen erneut den Bau einer Klaranlage
vor. Die Chancen auf Realisierung standen allerdings in der
Mangelwirtschaft der ersten Nachkriegsjahre wiederum
schlecht, zumal die finanziellen Spielraume eng waren, und
das auf etwa 200.000 Reichsmark veranschlagte Projekt der
Genehmigung der britischen Werksleitung bedurfte. Die aber
war in erster Linie an einer Produktionssteigerung interes-
siert, um aus dem Export von Volkswagen Devisen fiir den
verschuldeten Londoner Staatshaushalt zu ziehen. Auch

das deutsche Management unter der Leitung von Hermann
Miinch, seit August 1946 Haupttreuhander und General-
direktor in Personalunion, bemiihte sich, die Marge von 1.000
Fahrzeugen zu liberschreiten, weil die vermehrte Produktion
Kompensationsgeschafte versprach. Doch der Rohstoff- und
Materialmangel ebenso wie die hohe Fluktuation der Beleg-
schaft machten schon die Erfiillung des befohlenen Ferti-
gungsprogramms nicht eben leicht. Zudem musste die Ver-
sorgung der Belegschaft mit Nahrungsmitteln und Wohn-
raum sicher gestellt werden. Der Bau einer Klaranlage hatte
angesichts dieser Schwierigkeiten keine Prioritit."
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Die von Bernhard Heiny skizzierten Probleme verscharften
sich mit dem Wahrungsschnitt im Juni 1948, der die Zwangs-
bewirtschaftung beendete und einen freien Giitermarkt eta-
blierte, auf dem Rohstoffe und Materialien zu festen Preisen
eingekauft werden konnten. Nachdem sich schon im ersten
Halbjahr die Materiallage spiirbar entspannt und zu einem
leichten Anstieg der Produktion gefiihrt hatte, verhalf die
Wahrungsreform den im Volkswagenwerk schlummernden
Potenzialen zum Durchbruch. Der enorme Aufschwung spie-
gelte sich markant in den Produktionsziffern wider. Der Fahr-
zeugausstoR kletterte von 1.135 Wagen im Mai 1948 auf 1.520
Wagen im Juni und lag im November mit 2.403 Fahrzeugen
doppelt so hoch wie im Marz des Jahres.”® Parallel dazu stieg
das Abwasservolumen auf 1,65 Millionen Kubikmeter an.*®
Der Betriebswasserverbrauch ging 1948 leicht zurlick, weil
fiir das Kraftwerk zeitweise groRere Kiihlwassermengen

aus dem Mittellandkanal entnommen werden konnten als
urspriinglich festgelegt. Wegen Wassermangels musste da-
riber hinaus an 109 Tagen das Grundwasserwerk in Betrieb
genommen werden. Die permanente Brunnentatigkeit liel3
aber den Grundwasserspiegel absinken, was einen Streit

mit Bauern aus Warmenau provozierte. Die Landwirte inter-
venierten bei den zustandigen Behorden, weil sie die Aus-
trocknung ihrer in unmittelbarer Nachbarschaft der Brun-

nenanlage liegenden Wiesen und Felder befiirchteten.”

1948 hauften sich die Konflikte mit den Anliegern im Um-
land. Die Schmutzwassermengen hatten die Kapazitat der
Sickerbecken lberschritten und sich einen Weg in ein da-

runterliegendes Waldchen gebahnt, das allmahlich ver-
sumpfte. Anrainer legten nunmehr Beschwerde ein und
machten Anspriiche auf Schadensersatz geltend. Zudem war
der Abwasserverband Werder zeitweise gendtigt, einen Not-
auslass in die Aller zu 6ffnen und die liberschiissigen Wasser-
mengen abzuleiten. Der Ober-Aller-Verband erhob daraufhin
Einspruch gegen die ungenehmigte Einleitung von Abwas-
sern in die Aller. Wer gegebenenfalls haftete, war unklar,

weil fiir die umfangreichen wasserwirtschaftlichen Anlagen
von Kommune und Werk weder klare Rechtsgrundlagen
existierten, noch zwischen beiden Betreibern rechtsgiltige
Vereinbarungen getroffen worden waren. Weil die vom Volks-
wagenwerk abgegebenen Schmutzwassermengen das ur-
spriinglich geplante Quantum bei Weitem uberschritten,
machte die Stadt Wolfsburg das Unternehmen fiir die Scha-
den verantwortlich. Dies war umso leichter, als das Volkswa-
genwerk den Bau der Schmutzwasserpumpstation finanziert
hatte und bis zur Riickerstattung des Betrages durch den
Abwasserverband offiziell als Betreiber galt. Im November
1948 versuchte die Kommune, die Angelegenheit zu ihren
Gunsten zu regeln, indem sie dem Unternehmen zur Auflage
machte, die Schmutzwassermengen auf 2.500 Kubikmeter
am Tag zu reduzieren.”” Dies war jedoch im bestehenden
wasserwirtschaftlichen System nicht machbar. Die wachsen-
den Querelen mit Anrainern und Kommune einerseits, der
durch die Wahrungsreform initiierte Produktionsaufschwung
andererseits sorgten dafiir, dass die Werksleitung nunmehr
den Bau einer mechanischen Klaranlage in Angriff nahm.
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Bauplan der Betriebswasserriickgewinnungsanlage, 1949.
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Die Neuordnung der Wasserwirtschaft

Das Volkswagenwerk beantragte im Februar 1949 beim Land-
kreis Gifhorn den Bau einer mechanischen Kliranlage.” Dies
war ein entscheidender Schritt hin zu einem auf die speziel-
len Bedingungen des Produktionsstandortes abgestimmten
wasserwirtschaftlichen System. Die Kldranlage versprach

die Losung der beiden Kardinalprobleme, indem einerseits
das gereinigte Schmutzwasser als Betriebswasser zurtick-
gewonnen wurde, was Grundwasserentnahmen tiberflissig
machen sollte. Andererseits konnten die Konflikte mit den
Anrainern beigelegt und die Auflage der Stadt, die Schmutz-
wassermenge zu reduzieren, erfillt werden. Um zumindest
die finanziellen Mittel fiir eine mechanisch arbeitende Ab-
setzanlage bewilligt zu bekommen, wies Bernhard Heiny in
seinem Projektbericht an die Werksleitung darauf hin, dass
der Verschmutzungsgrad des Abwassers sehr gering sei. Das
nur schwach getriibte und nicht faulnisfahige Wasser konne
deshalb kostenglinstig wahrend einer dreistiindigen Durch-
laufzeit durch ein Klarbecken fast restlos von den Sinkstoffen
befreit, anschlieBend liber die Regenwasserkanalisation in
das Riickhaltebecken gefiihrt und von dort zuriick ins Werk
gepumpt werden. Die urspriingliche Planung sah vor, die
Wasserwirtschaft des Unternehmens zu einem geschlosse-
nen Kreislaufsystem umzubauen und kiinftig tiberhaupt kein
Schmutzwasser mehr abzugeben. Die fliissigen Bestandteile

sollten geklart, der verbleibende Schlamm durch eine bereits
existierende Leitung zu den werkseigenen Glitern geleitet
und dort als Diinger benutzt werden. Diese Losung bot
finanzielle Vorteile. Heiny schatzte in seinen Planungen von
1947 die jahrlichen Betriebskosten einer solchen Anlage auf
40.000 bis 50.000 Reichsmark. Dem standen im selben Jahr
rund 250.000 Reichsmark an die Stadt Wolfsburg zu ent-
richtende Abwassergebiihren, 40.000 Reichsmark fiir den
Betrieb der Schmutzwasserpumpstation sowie die Kosten
fuir die Aufbereitung des Grundwassers gegeniiber.**

Doch hatte das Volkswagenwerk die Rechnung ohne die
Stadt Wolfsburg und den Abwasserverband gemacht. Das
unter 6kologischen Gesichtspunkten zu begriiRende Vorha-
ben, einen geschlossenen Kreislauf zu errichten, tangierte die
wirtschaftlichen Interessen von Kommune und Verband, die
um ihre Einnahmen aus der Abwasserbeseitigung des Auto-
mobilherstellers flirchteten. Deshalb wehrte sich die Stadt
Wolfsburg anfangs erheblich gegen die Absicht der Versor-
gungsbetriebe, die Verregnung der gesamten Werksabwasser
einzustellen. Sie miisse sonst "die Lasten der vollig unrenta-
blen Abwasserverregnungsanlage allein tragen", obwohl sie
"den Aufbau einer derartig kostspieligen und ineffizienten
Anlage nicht gewollt" habe.”> Der Abwasserverband ver-
suchte, das Volkswagenwerk zwangsweise als Mitglied an-
zuschlieBen und zum Ausgleich fiir die Uberdimensionierung
der Anlage mit einer Sonderumlage zu belasten, was das
Unternehmen strikt ablehnte.



Zwischen den Kontrahenten fand im Juni 1949 eine Ausspra-
che statt, in der auch die nach Ansicht des Volkswagenwerks
zu hohen Abwassergebiihren zur Diskussion standen. Die
Vertreter der Kommune stellten in Aussicht, die Baugenehmi-
gung fur die Klaranlage zu erteilen, sofern das Volkswagen-
werk bestimmte Auflagen akzeptierte, etwa die Verpflich-
tung, eine bestimmte Abwassermenge an den Verband abzu-

Abwasserverregnung auf landwirtschaftlich
genutzten Flachen nérdlich von Wolfsburg, 1967.

geben. Stadt und Werk einigten sich rasch auf einen Kompro-
miss, der in einem neuen Vertrag mit dem Abwasserverwer-
tungsverband fixiert wurde. Darin gestand das Volkswagen-
werk zu, nach Inbetriebnahme der Klaranlage an jedem
Arbeitstag 1.000 Kubikmeter Schmutzwasser an den Verband
abzugeben, der sich seinerseits verpflichtete, das Gut Wolfs-
burg taglich weiterhin mit bis zu 8oo Kubikmeter Abwasser
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zu versorgen. Die vom Volkswagenwerk zu entrichtenden
Gebiihren wurden von April 1949 an um 4 Pfennige auf 12
Pfennig pro Kubikmeter gesenkt, die Abwassergebiihren fiir
den Zeitraum vom Januar 1945 bis zum Marz 1949 auf
149.494 DM festgesetzt, rund 100.000 DM weniger als die
Kommune urspriinglich gefordert hatte.2® Die nach Inbe-
triebnahme der Riickgewinnungsanlage fiir 1950 berechne-
ten Einsparungen betrugen knapp 130.000 DM.*’

In die Umsetzung des Projektes schalteten die Versorgungs-
betriebe das unter staatlicher Aufsicht stehende Flusswasser-
untersuchungsamt in Hildesheim ein, einen Vorlaufer des
heutigen Niedersichsischen Landesamtes fur Okologie. Hier
wurden im Laufe des Jahres 1949 Wasserproben aus dem
Werk daraufhin untersucht, ob die Reinigung der Werksab-
wasser in einer internen mechanischen Absetzanlage mog-
lich war. Die fachwissenschaftliche Einrichtung sprach sich
im Juni 1949 gegeniiber dem Landkreis Gifhorn dafiir aus, die
beantragte Baugenehmigung fiir eine mechanische Klaranla-
ge zu erteilen. Bei der Reinigung und Nutzung der eigenen
Abwadsser handele es sich um eine "wassertechnisch zu billi-
gende MalRnahme", da das Volkswagenwerk "seinen Betrieb
mit wirtschaftlich vertretbaren Kosten mit dem dringend
benotigten weichen Wasser versorgen” konne. Einschrankend
wies man auf den erhdhten Kaliumpermanganatwert des
Abwassers hin, der zwischen 50 und 180 Milligramm pro Liter
schwankte. Diese ungel6sten Stoffe miissten vor der Wieder-
verwertung durch Beluiftung und Schlammriickfiihrung
beseitigt werden.?®

Ende 1949 ging die Klaranlage provisorisch in Betrieb und die
Schmutzwasserpumpstation in den Besitz des Abwasser-
verbandes liber, nachdem dieser die Restbausumme an das
Volkswagenwerk gezahlt hatte.”® Das im Unternehmen
anfallende Schmutzwasser wurde nun in ein Klarbecken
gehoben und mit Hilfe von Karbidschlamm, der bei der
werksinternen Erzeugung von Acetylen als Reststoff anfiel,
von den Schweb- und Schmutzstoffen befreit. Der erzielte
Reinigungseffekt war beachtlich; das Wasser war vollkom-
men klar und nicht mehr faulnisfahig. AnschlieRend floss

es durch die Regenwasserkanalisation, wo es sich mit dem
Betriebsriicklaufwasser vermischte, in das Regenwasser-
riickhaltebecken und wurde von dort in den Betriebswasser-
kreislauf zuriickgepumpt.3® Den bei der Kldrung entstehen-
den Dinnschlamm gab das Volkswagenwerk an den Abwas-
serverband ab, der ihn zusammen mit den Fakalabwassern
der Stadt Wolfsburg auf 600 Hektar landwirtschaftlich
genutzten Flachen verregnete. Dadurch stieg die geringe
Bodengiite der Landereien, so dass auf Roggen- und Kartof-
felland Zuckerriiben mit einer Ernte von 200 Zentnern pro
Morgen angebaut werden konnten. Die Ertragssteigerung
bei Kartoffeln bezifferten die Bauern auf 25 Prozent.'

Parallel zum Bau der Betriebswasserriickgewinnungsanlage
begannen die Versorgungsbetriebe mit einer umfassenden
Sanierung der bestehenden wasserwirtschaftlichen Anlagen.
Die von den alliierten Luftangriffen herriihrenden Kriegs-
schaden an der Werkskanalisation mussten beseitigt werden,
um das Eindringen von Schmutzwasser in das Rickhalte-
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becken zu stoppen. AulRerdem hatte sich die Praxis, das Spei-
cherbecken auch als Absetzbecken fiir verunreinigtes Wasser
zu nutzen, ohne gleichzeitig eine mechanische Klaranlage zu
betreiben, als nicht zweckmaRig erwiesen. Auf dem Becken-
grund lagerten mittlerweile groBe Mengen Schlamm, der die
Qualitat des Betriebswassers minderte. Das Speicherbassin
wurde deshalb im Herbst 1949 zeitweilig aus dem Kreislauf-
betrieb herausgenommen, trockengelegt und von 7.000
Kubikmetern Schlick befreit. Bei dieser Gelegenheit wurden
Deiche und Damme des Riickhaltebeckens ausgebessert und
befestigt. Bauten sowie technische Anlagen des Betriebs-
und des Regenwasserwerks waren ebenfalls liberholungsbe-
diirftig. Im Betriebswasserwerk wurden rund 10.000 véllig
korrodierte Eisenrohre der Filteranlagen durch haltbarere
Kupferrohre ersetzt, wahrend der in den Filtern verwendete
Kies einer griindlichen Reinigung unterzogen wurde. Samtli-
che Maschinen und elektrischen Anlagen der Wasserwerke
wurden Uberpriift und ausgebessert. Erst diese Sanierungs-
maBnahmen machten die Einspeisung des aus der Kldranla-
ge hinzugewonnenen weichen und sauberen Wassers sinn-
voll und ermoglichten auf Dauer die dringend notwendige
Verbesserung der Betriebswasserqualitat. Fiir die Zukunft
wurde festgelegt, die Einspeisung des fiir die Qualitat des
Kreislaufwassers sehr nachteiligen Grundwassers weiter zu

reduzieren.3?

Noch wahrend der laufenden Sanierungsarbeiten machte ein
Zwischenfall auf Fehler im System aufmerksam. Im August

1950 zog Bernhard Heiny einen Mitarbeiter des Flusswasser-

untersuchungsamtes Hildesheim hinzu, um eine gelbliche
Verfarbung des Betriebswassers im Speicherbecken auf ihre
Ursachen hin zu analysieren. Die Vermutung lag nahe, dass
diese Verschmutzungen von einigen Prozessabteilungen des
Werkes ausgingen, die erst wahrend des Frithjahrs in Betrieb
genommen worden waren. Bei der Besichtigung des Sand-
fangs am Riickhaltebecken fanden die beiden Fachleute eine
"auRerordentlich dicke Olschicht" vor dem Abwasserpumpen-
sumpf. Nachdem weitere Verunreinigungen identifiziert
waren, erhartete sich der Verdacht, dass sie durch unbedach-
tes Verhalten in der Produktion verursacht worden waren: In
der Galvanik hatte ein Mitarbeiter ein nicht mehr benétigtes
Nickelbad abgelassen und aus der Glanzverchromung waren
chromhaltige Abwasser in den Betriebswasserkreislauf
gelangt.

Radkappen-Glanzverchromung, 1955.



Diese Verschmutzungen konnten von der mechanischen Klar-
anlage offensichtlich nicht bewaltigt werden und verlangten
nach einem modifizierten Verfahren. Das neu entwickelte
Konzept sah vor, die qualitativ sehr unterschiedlichen Ab-
wasser kiinftig nahe an ihrem jeweiligen Entstehungsort zu
reinigen. Zu diesem Zweck erstellten die Versorgungsbetrie-
be zunichst einen detaillierten Ubersichtsplan fiir die Was-
serwirtschaft des Werkes, in dem alle Wasser verbrauchen-
den und Abwasser erzeugenden Betriebseinrichtungen auf-
genommen wurden. Zur laufenden Beobachtung des Wasser-
kreislaufs wurde ein prozessintegriertes Wasserlaboratorium
eingerichtet, von dem sich Heiny weitreichende Verbesserun-
gen versprach: "Erst durch seine Arbeiten werden sich in
jeder Beziehung einwandfreie Verhaltnisse herstellen und
Schaden, wie sie jetzt aufgetreten sind, verhiiten lassen.
Durch eine laufende Uberwachung wird auch die Belegschaft
allmahlich den Wert des Wassers fiir das Unternehmen be-

greifen und von sich aus Schidigungen verhiiten."33

Abwasserentgiftung durch die Zugabe
von Eisensulfat in der Galvanik, 1967.

In Zusammenarbeit mit dem Flusswasseruntersuchungsamt
hatte das Volkswagenwerk seiner Wasserwirtschaft, neben
der mechanischen Klaranlage, einen zweiten wichtigen Bau-
stein hinzugefiigt: die dezentrale Reinigung von spezifischen
Abwassern. Nur dieses Prinzip konnte auf Dauer sicherstel-
len, dass chemisch belastete oder giftige Abwasser das emp-
findliche System Wasserkreislauf nicht nachhaltig schadig-
ten. Im Jahr 1951 entstanden deshalb Reinigungs- und Entgif-
tungsanlagen fir die Produktionsabteilungen Galvanik und
Harterei. Direkt am Entstehungsort wurden die stark belas-
teten Abwasser der Galvanik durch das Hinzufligen von im
Werk als Reststoff anfallenden Chemikalien, wie Chlor oder
Eisensulfat, in Durchlaufanlagen entgiftet. AuRerdem fanden
die Versorgungsbetriebe heraus, dass die in der Harterei
anfallenden schadlichen Gliihsalze in denselben Anlagen
behandelt werden konnten. Aus den nachgeordneten Neu-
tralisationsbecken konnte hiernach das gereinigte Wasser
wieder in den Betriebswasserkreislauf iibernommen werden.
Prozessintegrierte Losungen, wie der Einbau von Olabschei-
dern an den Waschmaschinen und die Inbetriebnahme einer
Bohrél-Riickgewinnungsanlage, flankierten diese MalRnah-
men.34

Anfang der 1950er Jahre konnten die Versorgungsbetriebe
eine erste Zwischenbilanz ziehen. Die Sanierung der teil-
weise veralteten wassertechnischen Anlagen und ihre An-
passung an die Produktionsentwicklung waren gelungen. Die
Betriebswasser-Riickgewinnungsanlage hatte sich bewahrt
und dem Unternehmen bereits 200.000 DM an Abwasser-
und Wassergebiihren eingespart. Ihren Wirkungsgrad beur-
teilten auch staatliche Abwasserstellen "als ausgezeichnet".3
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Die Einleitung des gereinigten Schmutzwassers in den Was-
serkreislauf verbesserte die Qualitat des gesamten Betriebs-
wassers spurbar, und die dezentrale Abwasserreinigung sorg-
te dafiir, dass keine chemisch belasteten Abwasser in den
Wasserkreislauf gelangten. Nach 1952 wurde auch die Beize-
rei in der GieBerei mit eigenen Neutralisations- und Entgif-
tungsanlagen ausgestattet.36 Die dezentrale Teilstrombe-
handlung in der Nahe der Anfallstellen setzte sich im Volks-
wagenwerk ungeachtet der anfanglich hohen Kosten durch.
Um die empfindlichen Maschinenanlagen nicht zu beschadi-
gen, mussten die besten Klarergebnisse erzielt werden. Nur
unter dieser Voraussetzung war die Wiederverwendung von
aufbereitetem Wasser in den Brauchwasserkreislaufen auf-
recht zu erhalten. Andernorts, insbesondere in kommunalen
Klaranlagen, wurden demgegenuber die Teilstrome erst
zusammengefihrt, um dann geklart zu werden.3’ Mit der
ublichen Schmutzwasserbehandlung konnte aber einer gan-
zen Reihe von spezifischen Schadstoffen nicht ihre Wasser
schadigende Wirkung genommen werden, wahrend das de-
zentrale Reinigungsverfahren des Volkswagenwerks gerade
auf diesem fiir die Umwelt relevanten Feld seine Uberlegen-
heit zeigte. Die guten Erfahrungen mit der Abwasseraufbe-
reitung in internen Kreislaufsystemen fiihrten dazu, dieses
Prinzip auch an spater errichteten Volkswagen-Standorten

anzuwenden.3®

Das Wasserwirtschaftssystem geriet aber durch die indu-
strielle Dynamik des Volkswagenwerks in den 1950er Jahren
permanent unter Druck. Als Motor des westdeutschen "Wirt-
schaftswunders" nahm der Wolfsburger Automobilhersteller
einen auBerordentlichen Produktionsaufschwung mit jahr-
lichen Steigerungsraten von {iber 30 Prozent.3? Zwischen
1950 und 1960 kletterte die jahrliche Automobilproduktion
von 89.647 auf 725.939 Fahrzeuge.*® Parallel dazu wuchsen
die Anforderungen an das wasserwirtschaftliche System.

Die jahrliche Betriebswassererzeugung erhéhte sich in dieser
Dekade von 7 Millionen Kubikmeter auf 19,7 Millionen Kubik-
meter, was auch die zu reinigende Schmutzwassermenge
erheblich anschwellen lieR.* Zugleich lieRen die Rationali-
sierung und Automatisierung der Fertigung die Anforderun-
gen an die Qualitat des Betriebswassers steigen. Die Versor-
gungsbetriebe standen vor der schwierigen Aufgabe, mit der
rasanten wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens
Schritt zu halten und die Wasserwirtschaft den sich stetig
verandernden Produktionserfordernissen anzupassen.

In den heilen Sommermonaten der frithen 1950er Jahre tra-
ten erste Probleme bei der Betriebswasserversorgung auf. Da
die Riickhaltebecken ungeschiitzt der Sonneneinstrahlung
ausgesetzt waren, fiihrte der steigende Verdunstungsgrad zu
einer Verknappung des Betriebswassers. Seit 1953 war es not-
wendig, zusatzliches Trinkwasser aus der Reserve-Trinkwas-
serpumpstation am SchloR Wolfsburg in das Werksnetz ein-
zuspeisen. Diese MaBnahme steigerte kurzfristig die Menge
des Betriebswassers und sicherte die Belieferung bestimmter
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Produktionsbereiche mit niedrig temperiertem Betriebs-
wasser, ohne es aufwandigen Kiihlverfahren unterziehen
zu mussen.#?

Solche situativen Engpasse verscharften die ohnehin beste-
henden Schwierigkeiten, den stetig steigenden Betriebswas-
serbedarf zu decken. Zunachst nutzten die Versorgungsbe-
triebe die aus dem Prinzip der Wasserkreislaufwirtschaft
gewonnenen Erfahrungen, um den Betriebswasserverbrauch
zu minimieren. Mit dem Einsatz von Umlaufwasserpump-
anlagen an den Farbabscheidern der Lackiererei fiihrten sie
die Entwicklung fort, dezentrale Wasserkreislaufsysteme un-
mittelbar in Produktionsbereiche zu integrieren.3 Weiter-
gehende Schritte waren erforderlich, als die Pumpleistung
des Betriebswasserwerks die von der Produktion abverlangte
Brauchwassermenge nicht mehr bereitstellen konnte. Wegen
des zunehmenden Pressluftbedarfs musste beispielsweise
ein neuer Turbo-Kompressor in der Fertigung installiert wer-
den, der allein pro Stunde 400 Kubikmeter Kiihlwasser beno-
tigte. Bis 1957 wurde deshalb die Forderleistung des Betriebs-
wasserwerkes durch den Einbau von gréBeren und leistungs-
fahigeren Pumpen- und Filteranlagen gesteigert. Im gleichen
Jahr hielten die Versorgungsbetriebe fest, dass in Zukunft ein
"weiterer Ausbau und Wasserverbesserung" notwendig sei.**

Das steigende Produktionsvolumen im Volkswagenwerk lief3
die Anzahl der Mitarbeiter wachsen. Die Belegschaft verdrei-
fachte sich zwischen 1950 und 1960 auf mehr als 36.000
Beschiftigte.*> Damit stieg auch das Schmutzwasserauf-
kommen aus Kiichen und sanitaren Anlagen erheblich an.

Biologische Kldranlage (rechts) neben der erweiterten
Betriebswasserriickgewinnungsanlage,1966.

Zunachst wurde die notwendige Kapazitatssteigerung der
Abwasseranlagen noch durch eine griindliche Reinigung des
Schmutzwasserkanals erzielt. Als nach nur vier Betriebsjah-
ren die Klaranlage dstlich der GieRerei an ihre Leistungsgren-
ze stiel, begannen die Versorgungsbetriebe mit dem konti-
nuierlichen Ausbau des gesamten Abwasserreinigungssy-
stems. Seit der Mitte der 1960er Jahre unterstiitzten zusatz-
liche biologisch wirkende Beliiftungs- und Nachklarbecken
das mechanische Absetzverfahren und verbesserten die Wir-
kung der Abwasserreinigung im Volkswagenwerk auch quali-
tativ.4° Produktionserweiterungen in Galvanik und Harterei
erforderten die Errichtung mehrerer neuer Entgiftungsan-
lagen fiir diese besonders belasteten Abwasser in der Halle 3.
Die den Entgiftungs- und Neutralisationsanlagen nachge-
schalteten Absetzbecken am Verladebahnhof nérdlich der
Halle 12 mussten entsprechend vergréRert werden.#/



Erweitertes Regenwasserriickhaltebecken, 1967.

Die Eckertalsperre, Trinkwasserspeicher
des Volkswagenwerks, 1967.

Mit der Ausweitung des Volkswagenwerks nach Norden stiel3
ein weiteres Element des wasserwirtschaftlichen Systems an
seine Grenzen. Die neuen Hallen, Verkehrswege und Abstell-
flachen lieRen die auf dem Werksgelande abflieBende Nie-
derschlagsmenge erheblich ansteigen. Bald liberstieg sie
das Volumen der Riickhaltebecken.*® In zwei Etappen wurde
deshalb die nutzbare Speicherkapazitat der Betriebswasser-
reservoirs erhoht. In einem ersten Schritt wurden 1956 die
Becken vertieft, bevor 1965 unter Zusammenlegung der vor-
handenen Anlagen ein vergréfRertes Speicherbassin mit
einem Inhalt von 1,5 Millionen Kubikmetern und einer Tiefe
von sieben Metern entstand.*?

Hand in Hand mit der reinen Produktionsausweitung ging
die von der Unternehmensfiihrung Mitte der 1950er Jahre
eingeleitete Automatisierung und Modernisierung in der Fer-
tigung.>® Verfeinerungen der Arbeitsprozesse in Lackiererei
und Galvanik lieBen jedoch die Anforderungen an die Be-
schaffenheit des dort benétigten Betriebswassers betracht-
lich steigen. Die von den Versorgungsbetrieben daraufhin
kurzfristig entwickelte Losung, diese sensiblen Produktions-
stellen lber Direktzuleitungen mit dem in anderen Bereichen
eingesparten, salzarmen und weichen Frischwasser aus dem
Harz zu beliefern, war nicht von Dauer. Immer mehr Abtei-
lungen fragten salzfreies Betriebswasser nach, das im Volks-
wagenwerk in eigens dafiir konzipierten Entsalzungsanlagen
aus dem Harzwasser gewonnen wurde. Bislang diente es
ausschlieBlich dazu, den storungsfreien Betrieb von Hoch-
druckkesseln und Heizungsanlagen des Kraftwerks zu
sichern. Da die Entsalzung des sonstigen Betriebswassers



eine umfangreiche und kostspielige Umstellung der vorhan-
denen Anlagen notwendig gemacht hatte, sollte auch der
nun absehbare Mehrbedarf moglichst weiterhin aus dem
Harz gedeckt werden.®' Zur gleichen Zeit zeigte sich aber in
Verhandlungen mit den Harzwasserwerken, dass die Ecker-
fernwasserleitung voll ausgelastet war. Das begrenzte Fas-
sungsvermogen der Talsperre von 13 Millionen Kubikmetern
lie} eine wesentliche Steigerung der von Volkswagen abge-
nommenen Menge nicht mehr zu. AuRerdem hatten die
Harzwasserwerke aus wirtschaftlichen Erwagungen heraus
gerade erst den Abnahmevertrag mit der Stadt Braun-
schweig von 5 Millionen auf 6,5 Millionen Kubikmeter jahr-
lich erhoht. Diese MaBnahme nahm den letzten moglichen
Spielraum fuir den Werksbedarf in Anspruch. Die jahrliche
Hochstmenge von Frischwasser aus dem Harz fiir das Volks-
wagenwerk wurde vorerst auf 3,5 Millionen Kubikmeter fest-
gelegt.>

Diese unzureichende Frischwassermenge stellte das Volks-
wagenwerk zunehmend vor Probleme. Aus Sicht der Ver-
sorgungsbetriebe war "eine ausreichende Trinkwasserver-
sorgung aus den Talsperren des Harzes (...) noch nicht ge-
sichert".>3 Nicht allein, dass die veralteten Rohranlagen Abla-
gerungen aufwiesen, die die FlieBgeschwindigkeit erheblich
reduzierten, und eine Modernisierung des betroffenen Ab-
schnitts auf absehbare Zeit unméglich schien. Uberdies fiihr-
ten rund 4,5 Kilometer der Harzwasserversorgungsleitung
Uber DDR-Gebiet. Auf diesem kurzen Leitungssttick befand
sich zudem noch ein Absperrschieber, so dass nach Ansicht
der Kraftwerksverantwortlichen keine ausreichende Versor-

gungssicherheit vorlag. Ebenso wenig bot die Option, aus der
im Bau befindlichen Okertalsperre zusatzliches Harzwasser
zu beziehen, einen sicheren Ausweg aus dem Versorgungs-
dilemma. Ob und innerhalb welcher zeitlichen Frist eine Ent-
nahme von Trinkwasser aus der Okertalsperre iberhaupt
genehmigt wiirde, blieb in den laufenden Beratungen mit
den Harzwasserwerken offen.>

In der Zeit von 1957 bis 1959 verscharften anhaltende Trock-
enperioden die Probleme der betrieblichen Trinkwasserver-
sorgung. Die Harzwasserlieferungen wurden in dieser Phase
von Uber 3,3 Millionen Kubikmeter im Jahr 1956 auf knapp 2,1
Millionen Kubikmeter in den beiden Folgejahren gedrosselt.>
In dieser Zwangslage entschloss sich das Volkswagenwerk,
ungeachtet der im Allerurstromtal vorherrschenden schwie-
rigen hydrologischen Verhaltnisse die Abhangigkeit von den
Harzwasserlieferungen moglichst durch Exploration geeigne-
ter Grundwasservorkommen im Einzugsbereich des Volkswa-
genwerks zu reduzieren. Das Unternehmen schaltete hierzu
das Niedersachsische Amt fiir Bodenforschung ein. Mit des-
sen Hilfe konnten 1958 bei Brackstedt und 1960 bei Weyhau-
sen geeignete Grundwasservorkommen lokalisiert werden.
Die zweite Grundwasserschicht war in dieser Gegend durch
eine Tonschicht gegen das unten anstehende salzhaltige
Grundwasser geschitzt. Uber Brunnenanlagen konnte aus
bis zu 70 Metern Tiefe weiches und nur schwach salzhaltiges
Wasser gefordert werden. Die Aufbereitung und Filterung
erfolgte in einer neu errichteten Trinkwasserfilterstation im
nordlichen Werksgeldande; anschliefend wurde das Wasser
direkt in das Trinkwassernetz des Werkes eingespeist.56
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Nach Einschatzung der Fabrikinstandhaltung wurde 1959 der
"Zusammenbruch der Wasserversorgung"” des Volkswagen-
werks nur durch die Bereitstellung dieser zusatzlichen Was-
sermengen verhindert.>’ Mit der erfolgreichen Inbetrieb-
nahme der beiden Tiefbrunnenanlagen galt das Frischwas-
serproblem des Volkswagenwerks vorerst als gelost. Auch der
wachsende Bedarf von Produktionsbereichen fiir salzfreies
Wasser konnte nun tiber Direktzuleitungen aus den Entsal-
zungsanlagen des Kraftwerks gedeckt werden.’® Die Geneh-
migungsverfahren fiir die Eigenforderung in Brackstedt und
Weyhausen lenkten den Blick auf den rechtlichen Klarungs-
bedarf, der zur Wasserwirtschaft des Volkswagenwerks

weiterhin bestand.

Anlagen zur Herstellung von vollentsalztem Wasser, 1967.



Der lange Weg zur Genehmigung
der Wasserrechte

Vertreter des Volkswagenwerks, der Stadt Wolfsburg und der
zustandigen Behorden flihrten im Juni 1949 eine Bestands-
aufnahme der Wasserwirtschaft im Raum Wolfsburg durch
und stellten zu ihrer Uberraschung fest, dass fur die Wasser-
wirtschaft des Unternehmens "keine klaren Rechtsgrundla-
gen" bestanden.>® Volkswagenwerk und Kommune tbten
seit 1940 die mit dem Betrieb der wasserwirtschaftlichen
Anlagen verkniipften Rechte aus, ohne dass diese Befugnisse
in dem gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren verliehen wor-
den waren. Der im August 1943 eingereichte Antrag, Regen-
und Grundwasser fiir die Betriebswasserversorgung zu ent-
nehmen, war wahrend des Krieges im Planungswirrwarr der
NS-Biirokratie steckengeblieben.60

Das am 8. Mai 1949 verabschiedete Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland schuf den Rahmen fiir eine demokrati-
sche Verwaltung und setzte auch die rechtliche Normalisie-
rung der wasserwirtschaftlichen Verhaltnisse auf die Tages-
ordnung. Am 20. Februar 1950 beantragte das Volkswagen-
werk beim Regierungsprasidenten in Liineburg die Verlei-
hung von Wasserrechten nach den Paragrafen 203 und 46
des PreuBischen Wassergesetzes (PWG).61 Das PreufSische
Wasserrecht, das in weiten Teilen des im November 1946
gebildeten Landes Niedersachsen weiterhin Giltigkeit besal,
raumte Grundstiickseigentiimern grundsatzlich das Recht
zur Wasserentnahme ein, sofern andere Wasserberechtigte

nicht beeintrachtigt wurden. Der Paragraf 200 beschrankte
diese Wasserentnahme jedoch auf den Umfang, der "fiir die
eigene Haushaltung und Wirtschaft" notig war. Fiir eine da-
riiber hinausgehende Menge konnte nach Paragraf 203 eine
langerfristige Verleihung der Wassernutzungsgenehmigung
beantragt werden.®? Identisch konzipiert waren die Regelun-
gen zum Gewasserschutz. Die Einleitung von Abwassern in
oberirdische Gewasser war unter Mafl3gabe der Unbeein-
trachtigung anderer gemaR Paragraf 40 generell moglich
und konnte nach Paragraf 46 durch Verleihung eines Rechts-
titels abgesichert werden.®3

Die meisten der im Antrag aufgelisteten Wasserrechte dien-
ten der Brauchwasserversorgung des Unternehmens und
sahen im Einzelnen vor, das im HeRlinger Grenzgraben ab-
flieBende Wasser mittels eines Kanals auf das Werksgelande
zu leiten, das im Hasselbach abflieRende Wasser im Bedarfs-
fall umzuleiten, den Hasselbach im Bedarfsfall zu stauen,
Oberfldchen- und Regenwasser in einem Riickhaltebecken

zu speichern bzw. zu stauen und in Trockenperioden mit 30
Flachbrunnen hochstens zwei Millionen Kubikmeter Wasser
pro Jahr zu fordern. Um die Beseitigung von Abwasser auf
eine Rechtsgrundlage zu stellen, hatte das Volkswagenwerk
um Genehmigung nachgesucht, das Regenwasser der Werks-
kanalisation beim Sammelbecken des Regenwasserhebe-
werks in den HeRlinger Grenzgraben sowie das Wasser aus
dem Riickhaltebecken in den Wolfsburger Grenzgraben und
in die Aller einzuleiten.®* Die rechtliche Regelung des letzten
Punktes sollte letztlich 20 Jahre dauern, weil in der Aus-
gangsplanung Werk und Stadt als Einheit betrachtet und die
wasserwirtschaftlichen Anlagen eng verzahnt worden waren.
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Die vom Volkswagenwerk beantragten Wasserrechte riefen
sowohl Anrainer als auch Behorden auf den Plan. Namentlich
die Wasser- und Schifffahrtsamter Hannover und Braun-
schweig, der Landkreis Gifhorn, der Aller-Ohre-Verband-West,
die Feldmarks-Interessengemeinschaft Warmenau und Ein-
wohner von Sandkamp formulierten Ende 1952 ihre Einsprii-
che. Sie alle befiirchteten durch die Wasserentnahme aus
den Flachbrunnen im Aller-Urstromtal eine mittelbare Ablei-
tung von Wasser aus dem Mittellandkanal. Gegen das Stau-
recht des Hasselbachs stand der Einwand, dass der freie
Abfluss durch den Hasselbachdiiker beeintrachtigt und im
Duker verstarkt Schlamm abgelagert werde. Und auch die
Umleitung des HeRlinger Grenzgrabens sowie die Einleitung
von Abwasser in die Aller bzw. das Allervorland stiel3en auf

Widerspruch.

Bernhard Heiny nahm im April 1953 zu den Anwiirfen Stel-
lung, indem er die aus seiner Sicht unberechtigten Einspri-
che zu entkraften versuchte und auf die zutreffenden Argu-
mente mit entsprechenden MalRnahmen des Werkes antwor-
tete. Zur befiirchteten Absenkung des Grundwasserspiegels
versicherte Heiny, das aus den Flachbrunnen entnommene
Wasser in gleicher Menge wieder dem Grundwasser zuzu-
fithren und die Entnahme aus dem Hel3linger Grenzgraben
durch Zuschusswasser in die Aller zu kompensieren. Mit
Riicksicht auf den hoheren Wasserstand der Riickhaltebecken
gegeniliber dem Wolfsburger Grenzgraben erklarte das Volks-
wagenwerk unter Umstanden seine Bereitschaft, sich bei-

spielsweise an einer Vertiefung des Grabens nach MaRRgabe
der Betroffenen und des Wasserwirtschaftsamtes Celle zu
beteiligen. Da es sich aber um MalRnahmen zur Regulierung
des Naturzustandes handelte, diirften sie nicht ausschlief3-
lich zu Lasten des Unternehmens gehen.®

Nach Anhorung der Einspruch erhebenden Parteien wurde
im Mai 1953 bei der Technischen Hochschule Braunschweig
ein Gutachten in Auftrag gegeben, um die landwirtschaft-
lichen Schaden in den Gemeinden Warmenau und Kastorf
(Landkreis Helmstedt) sowie Sandkamp und Weyhausen
(Landkreis Gifhorn) festzustellen. Unter dieser Bedingung
zogen der Landkreis Gifhorn und der Aller-Ohre-Verband ihre
Einspriiche zuriick. Inzwischen hatten sich einige Landwirte
aus Sandkamp Uber den "Landwirtschaftlichen Versuchs-
und Beratungsring Dannenbiittel” an die Kreisverwaltung
gewandt und das Volkswagenwerk fiir die mangelnde Ent-
wasserung ihres Bodens verantwortlich gemacht. Fir die
Regierung in Liineburg war dieser Vorwurf nicht neu. Sie
hatte die Beschwerde der Bauern schon friiher in einem lan-
despolizeilichen Verfahren mit dem Unternehmen verhan-
delt und dabei festgestellt, dass beim Legen eines Privatgleis-
anschlusses keine entsprechenden Entwasserungsanlagen
gebaut worden waren. Im Zuge des Genehmigungsverfah-
rens wurde dem Volkswagenwerk nun aufgegeben, das Pro-
blem durch Anlegen eines Entwasserungsgrabens zu beseiti-

gen.%®
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Das in Zusammenarbeit mit den Wasserwirtschaftsamtern
Celle und Braunschweig erstellte Gutachten des Leichtweil3
Instituts kam jedoch erst 1957 zum AbschluR. Es erhob gegen
die zur Brauchwasserversorgung des Unternehmens bean-
tragten Rechte keine weitreichenden Einwande, zumal es
einige Mallnahmen, wie etwa die Stauung bzw. Speicherung
von Wasser aus dem HeRlinger Graben und dem Hasselbach,
als dringend notwendig fiir den Wasserausgleich einstufte.
Andere gutachterliche Einschdtzungen wurden von der fort-
schreitenden Entwicklung lberholt. So verloren die vorge-
schlagenen MalRnahmen gegen eine befiirchtete Grund-
wasserspiegelsenkung im Bereich der Riickhaltebecken an
Bedeutung, da Volkswagen begonnen hatte, an das nordliche
Werksgelande angrenzende Grundstiicke zu erwerben.®

Nun riickte die Regenwasserableitung von Werk und Kom-
mune ins Blickfeld. Hierbei gab es in der Tat Defizite, wie die
Sommerhochwasser in den Jahren 1954 bis 1956 anzeigten.
Die stoBweise Einleitung groRer Niederschlagsmengen aus
dem gesamten Gebiet Wolfsburg in die Aller fiihrte in dieser
Periode immer wieder zu Uberschwemmungen auf Aller
abwarts gelegenen landwirtschaftlichen Flachen. Eine Ur-
sache kam wahrend einer Unterredung zwischen Vertretern
des Volkswagenwerks und des Kreisbauamtes Gifhorn im
November 1956 zur Sprache. Kreisbaumeister Stutte stellte
fest, dass der stadtische Schillerteich wegen der zu tief ge-
legenen Randbebauung seine Aufgabe als Riickhaltebecken
nicht erfiillen konnte. Bei starken Regenfallen gelangte zu
viel Wasser in die Aller. Er schlug deshalb vor, an der Hassel-
bachmiindung ein Wehr zu errichten und den Aller-Ohre-
Verband entscheiden zu lassen, wann das Werk seinen

Schieber 6ffnen miisse, um Regenwasser aufzunehmen
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Karte zum Hochwasser-Untersuchungsbericht
des Kreisbauamtes Gifhorn, Juni 1957.



Die Erfahrung mit dem Sommerhochwasser des Jahres 1956,
das besonders groRBe Schaden im Allergebiet unterhalb
Wolfsburgs anrichtete, veranlasste das Kreisbauamt Gifhorn
zu einer detaillierten Untersuchung lber die Effektivitat der
fir den Wasserausgleich gebauten Einrichtungen. Ein Teiler-
gebnis fiel keineswegs schmeichelhaft fiir Werk und Kommu-
ne aus. Den angestellten Berechnungen zufolge hatten sie
die Wasserriickhalteeinrichtungen nicht planmaRig betrie-
ben, sonst ware die Belastung der Aller weit geringer ausge-
fallen. Beispielsweise wurde der Schillerteich mit Riicksicht
auf die Bootsanlegestelle und die fischereilichen Interessen
nicht im vorgesehenen Maf3e als Riickhaltebecken einge-
setzt. Dazu notierte der Untersuchungsbericht, dass die
Funktion des Schillerteichs als Wasserspeicher Vorrang vor
allen anderen Nutzungen haben miisste.

Als zweites, eher entlastendes Ergebnis wurde festgehalten,
dass "auch bei einem planmaRigen Einsatz die vorhandenen
Ausgleichsanlagen nicht ausgereicht hatten, um die geball-
ten Niederschlagsmengen im Juni 1956 ohne Uberlastung
der Aller abzuleiten". Zusatzliche Einrichtungen waren also
notwendig, um Uberschwemmungen des Hauptfluters und
der Vorfluter zu vermeiden. Zum laufenden Genehmigungs-
verfahren hielt der Untersuchungsbericht fest, dass sich "eine
Ordnung der Wasserwirtschaft nur im Rahmen eines einheit-
lichen Wasserwirtschaftsplanes fiir Werk und Stadt, in den
auch ein Betriebsplan fiir die Ausgleichsanlage einzubauen
ist, erreichen (lasst), was bei Verleihung der Wasserrechte

unbedingt beriicksichtigt werden muR".%

Uber den Stand des Genehmigungsverfahrens fand am
25.Juni 1957 eine Unterredung mit allen Beteiligten bei der
Stadt Wolfsburg statt. Seit Antragstellung hatten sich die
wasserwirtschaftlichen Anlagen ebenso wie das Werksgelan-
de des Volkswagenwerks gravierend verandert. Dem Unter-
nehmen wurde deshalb zur Auflage gemacht, seinen Antrag
"den derzeitigen Verhiltnissen entsprechend" zu erganzen.’®
Die Zeit drangte. Die Rechtsabteilung hatte Bernhard Heiny
auf das neue Wasserhaushaltsgesetz aufmerksam gemacht,
das gerade vom Bundestag verabschiedet worden war und
"teilweise eine wesentliche Verscharfung der gesetzlichen
Bestimmungen" enthielt. Im Unterschied zum PreuRischen
Wassergesetz bestand kein Rechtsanspruch auf Verleihung
von Wasserrechten mehr; aulRerdem musste sich beziiglich
der Anzahl der Brunnen oder der entnommenen Wasser-
menge "der tatsachliche Zustand mit den beantragten und
verliehenen Rechten decken".”

Am 28. Oktober 1958 legte das Volkswagenwerk dem Regie-
rungsprasidenten in Liineburg die Ergdnzungen zum Antrag
von 1950 vor. Darin waren die relevanten Anderungen in der
Wasserwirtschaft aufgefiihrt: Die stiirmische Entwicklung
des Volkswagenwerks in den 1950er Jahren hatte den stiind-
lichen Betriebswasserbedarf auf 2.500 Kubikmeter ansteigen
lassen, die aus dem Betriebwasserriickhaltebecken entnom-
men wurden. Die Forderleistung der Pumpen und der nach-
geschalteten Druckfilteranlage war dementsprechend im
Laufe der Zeit von 1.800 auf 2.800 Kubikmeter pro Stunde
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erhoht worden. Den ausreichenden Wasserzulauf zu den
Riickhaltebecken stellte eine groRere Kiihlwasserriicklauf-
menge aus den Betriebsanlagen und das durch den Ausbau
des Werksgelandes zusatzlich anfallende Regenwasser sicher.
Fir die notwendige Mengensteigerung des im Ruckhalte-
becken gespeicherten Wassers sorgte die inzwischen ver-
doppelte Kapazitat von Klarbecken und Pumpenanlagen

der Betriebswasserriickgewinnungsanlage, die im Zuge des
Belegschaftswachstums an das vergroRerte Schmutzwasser-
aufkommen aus Kiichen, Wasch- und Toilettenanlagen ange-
passt worden war. AuRerdem waren weitere zwischen Wolfs-
burger Grenzgraben und Aller im Bereich der Betriebswasser-
und Reserveriickhaltebecken gelegene Grundstiicke mittler-

weile in den Besitz des Volkswagenwerks ibergegangen.’?

Trotz einer neuerlichen, am 25. November 1959 eingereichten
Ergdnzung geniigte der Verleihungsantrag offenbar nicht
den Anforderungen. Schwer zu sagen, ob dieses fast schon
groteske Procedere dem kaum innehaltenden Produktions-
wachstum und der damit einhergehenden stetigen Weiter-
entwicklung des wasserwirtschaftlichen Systems oder biiro-
kratischer Pedanterie geschuldet war. Jedenfalls teilte der
Regierungsprasident in Lineburg dem Volkswagenwerk im
Februar 1960 mit, dass nicht nur die Zeichnungen, sondern
auch die Berechnungen auf den neuesten Stand gebracht
werden mussten. Aullerdem forderte er das Automobilunter-
nehmen auf, fiir die Wasserabgabe bei Sommerhochwasser
einen gemeinsamen Plan mit der Stadt Wolfsburg aufzustel-
len, weil nach gutachterlichen Berechnungen beide zusam-
men nur 0,5 Kubikmeter Wasser pro Sekunde in die Aller ein-
leiten diirften und die finanziellen Lasten zur Zuriickhaltung

von Hochwasser auf beide Antragsteller verteilt werden
sollten. Mit diesem deutlichen Bezug auf das Hochwasser-
Gutachten vom Juni 1957 nahm das nunmehr zehn Jahre
andauernde Verfahren eine entscheidende Wende. Hatte die
zustandige Behorde dem Volkswagenwerk bisher das Recht
zugestanden, seinen Antrag auf Verleihung von Wasser-
rechten ohne Riicksicht auf den Bearbeitungsstand des stad-
tischen Antrages stellen, wurden nun beide Verfahren mit-
einander verkoppelt.”

Nach langen verfassungsrechtlichen Debatten trat am

1. Marz 1960 das Wasserhaushaltsgesetz in Kraft, in dem der
Bund den Landern die wasserrechtlichen Rahmenbestim-
mungen festlegte. Diesen Rahmen fiillte das Land Nieder-
sachsen durch das Niedersédchsische Wassergesetz (NWG),
das zum 7.Juli 1960 das PreuBische Wassergesetz abloste.
Der Vollzug der landesrechtlichen Vorschriften oblag den
acht Regierungs- und Verwaltungsprasidenten als oberen
und den Landkreisen und kreisfreien Stadten als unteren
Wasserbehorden. Letztlich konnten aber die politischen und
administrativen Aktivitaten der 1950er und 1960er Jahre auf
dem Gebiet der Gewasserreinhaltung mit den wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklungen in der Bundesrepublik
nicht Schritt halten.’*

Zu dieser Zeit stand die Trinkwasserversorgung des Volkswa-
genwerks kurz vor dem Zusammenbruch. Die groRe Trocken-
heit im Sommer 1960 fiihrte erneut zu drastischen Einschnit-
ten bei den Frischwasserlieferungen aus dem Harz. 1,8 Millio-
nen Kubikmeter Harzwasser waren nicht viel mehr als ein

Tropfen auf dem heiRen Stein. Schlimmeres verhinderten die

| 30 1.3 WASSER




Brunnenanlagen Brackstedt und Weyhausen, aus denen drei
Millionen Kubikmeter Trinkwasser geférdert wurden.” Die
Fordergenehmigung fiir die Eigengewinnung von maximal
drei Millionen Kubikmetern Wasser in Weyhausen hatte der
Landkreis Gifhorn am 20. Februar 1960 gemaf3 Paragraf 204
des Preul3ischen Wassergesetzes erteilt. Die Unterlagen fiir
das Genehmigungsverfahren der Brunnen in Brackstedt
lagen beim zustandigen Verwaltungsprasidium in Braun-
schweig.”® In dieser Krisenphase, die auf die Anfilligkeit
des wasserwirtschaftlichen Systems nachdriicklich hinwies,
intensivierte das Unternehmen seine Bemuhungen, die For-
derleistung der Brunnenanlagen aufzustocken.

Im Mai 1961 beantragte das Unternehmen deshalb nach dem
neuen NWG, die in Weyhausen geforderte Menge von drei
auf funf Millionen Kubikmeter Wasser zu erhéhen.”” Zum
Streitpunkt geriet die Frage, ob es sich um einen Neuantrag
nach dem NWG handelte, wie der Regierungsprasident in
Lineburg mutmafte, oder um eine Erweiterung des alten
Antrags unter Berlicksichtigung der inzwischen geltenden
Vorschriften des NWG, worauf das Volkswagenwerk Wert
legte. Dieser Punkt war fiir das Unternehmen von zentraler
Bedeutung, um im Anschluss an die 1960 erteilte Genehmi-
gung seinen Anspruch auf eine langfristige Bewilligung der
Wasserforderung zu untermauern. Die inzwischen ergange-
nen Ausfiihrungsbestimmungen zum Niedersachsischen

Wassergesetz aber sahen die Erlaubnis als "Regelfall der was-

serrechtlichen Befugnis" vor. Eine Bewilligung sollte nach

Paragraf 11 NWG nur fiir den Fall ausgesprochen werden, dass
dem Unternehmen die Durchfiihrung seines Vorhabens ohne

eine gesicherte Rechtsstellung nicht zuzumuten war.”® Der

Landkreis und das Staatliche Gesundheitsamt Gifhorn hatten
ebenso wenig wie die Stadt Wolfsburg Einwande gegen

den Antrag des Volkswagenwerks erhoben. Das Wasserwirt-
schaftsamt Celle hingegen hatte zur Frage Bewilligung oder
Erlaubnis ausgefiihrt, dass die Entnahmemengen aus dem
Grundwasser und der Leistungsaufwand des Unternehmens
keine wesentliche Rolle spielten. Der Regierungsprasident in
Lineburg schloss sich dieser Auffassung an, weil die bisheri-
ge Entwicklung des Unternehmens gezeigt habe, "dass die
immer noch fehlende gesicherte Rechtsstellung auf dem
Gebiet der Einleitung von Abwassern in die Aller weder zu
einer Beeintrachtigung der Produktionskraft Ihres Unterneh-
mens noch zu einem sonstigen MiBstand gefiihrt hat". Er
hielt deshalb eine einfache Erlaubnis fiir ausreichend, fiir
deren Erteilung der Landkreis Gifhorn als untere Wasserbe-
horde zusténdig war.”®

Bernhard Heiny (rechts) im erweiterten

Betriebswasserwerk, 1962.



Da eine gesicherte Wasserversorgung jedoch als "unabding-
bare Voraussetzung der laufenden Produktion" angesehen
wurde, strebte das Unternehmen fiir die bedeutenden
Wasserwerke Brackstedt und Weyhausen die langfristigere
Rechtsstellung einer Bewilligung nach Paragraf 11 NWG an,
die dem Inhaber eine erheblich groBere Rechts- und damit
Planungssicherheit bot. Das bisherige behordliche Genehmi-
gungsverfahren jedenfalls bot allen Anlass zur Skepsis, Inves-
titionsentscheidungen auf Basis einer jederzeit widerrufba-
ren Erlaubnis zu treffen. In seiner Replik auf das Schreiben
des Regierungsprasidenten gab Heiny dem Ausdruck: "Uns
kann namlich nicht zugemutet werden, unserer Produktions-
voraussetzungen auf das behordliche Verfahren, welches

jetzt schon zwei Jahrzehnte lauft, abzustellen."8°

Einen weiteren Knackpunkt im Niedersachsischen Wasser-
gesetz bildete die am 16. Mdrz 1961 erlassene Erste Ausfiih-
rungsbestimmung zu Paragraf 3 NWG. Sie legte fest, dass
gleichzeitig mit dem Antrag zur Entnahme von Wasser ent-
weder eine Erlaubnis oder eine Bewilligung fiir die Ableitung
des nicht verbrauchten Wassers in ein Gewasser eingeholt
werden musste. Damit wurden die Genehmigungsverfahren
fir Brackstedt und Weyhausen an die 1950 beantragten Was-
serrechte gekoppelt.81 Als Crux erwies sich erneut die enge
Verflechtung der wassertechnischen Anlagen von Werk und
Stadt, denn die Genehmigungsbehorde bestand darauf, die
Antrage der Stadt Wolfsburg und des Volkswagenwerks auch

in Bezug auf die Einleitung von Abwasser in die Aller gemein-
sam zu behandeln. Eine Riicksprache des Volkswagenwerks
bei der Kommune ergab, dass von dieser Seite mit einem
Antrag vorerst nicht zu rechnen war, da der Endausbau des
Stadtgebietes noch nicht abgesehen werden konnte

Die Bemuhungen des Volkswagenwerks, seine Wasserwirt-
schaft auf eine solide rechtliche Basis zu stellen, gerieten
damit ins Stocken. Der Leiter der Abteilung Rechtswesen
Inland, Erich GroBmann, teilte Bernhard Heiny im September
1964 seinen Eindruck mit, dass die Stadt "die Sache nur lassig
betreibt". Er schlug deshalb vor, das beim Verwaltungsprasi-
dium Braunschweig anhdngige Verfahren zum Wasserwerk
Brackstedt "vor dem Liineburger Verfahren durchzuziehen
und zu versuchen, hier eine Bewilligung zu erhalten, damit
wir diese Entscheidung spater den Liineburgern vorhalten

Anlagen zur Trinkwassergewinnung fiir

das Volkswagenwerk bei Brackstedt, 1967.



konnen" .8 Dieser Weg erwies sich indes als nicht gangbar.
Der Prasident des Niedersachsischen Verwaltungsbezirks
Braunschweig teilte am 18. Mai 1965 mit, dass uber den
Bewilligungsantrag fiir das Wasserwerk Brackstedt erst ent-
schieden werden kénne, wenn der Antrag von 1950 erledigt
sei b4

Uber die festgefahrene Situation informierte das Volkswa-
genwerk den Regierungsprasidenten in Luneburg und verein-
barte zum 1. September 1965 einen Besichtigungstermin. Die
Behordenvertreter sollten sich einen personlichen Eindruck
von der betrieblichen Wasserwirtschaft des Volkswagen-
werks machen kénnen. Die Ortsbegehung gab dem wasser-
rechtlichen Genehmigungsmarathon eine neue Richtung und
schuf in zweierlei Hinsicht klare Verhaltnisse. Nach Ansicht
des beim Regierungsprasidenten in Liineburg zustandigen
Oberbaurats Klinge lieB sich der Antrag auf Abwassereinlei-
tung in die Aller nicht mit dem auf Wasserforderung in
Brackstedt verbinden, weil die Wasserversorgung aus mehre-
ren Quellen flieRe und die wesentliche Abwasserfrage durch
ein Verregnungsabkommen mit dem Abwasserverband Wer-
der ausreichend geregelt sei. Ferner hatte Oberbaurat Klinge
bereits im Januar 1964 anlaRlich einer Besprechung mit der
Stadt Wolfsburg entschieden, das wasserrechtliche Genehmi-
gungsverfahren auf die Einleitung von Niederschlagswasser
in die Aller zu beschranken. Damals war festgelegt worden,

die Wasserlaufe im Werks- und Stadtgebiet im Sinne des
Paragrafen 1, Absatz 3 NWG als Gewadsser von untergeord-
neter Bedeutung einzustufen. Sie fielen dadurch aus dem in
der Zustandigkeit der Stadt Wolfsburg liegenden Genehmi-
gungsverfahren heraus.

Von dieser entscheidenden verfahrensrechtlichen Wende,
die die meisten der vom Volkswagenwerk 1950 beantragten
Wasserrechte, wie die Nutzung des HeRlinger Grenzgrabens
und des Hasselbachs sowie die Speicherung von Regenwas-
ser, gegenstandslos gemacht hatte, erfuhren die Vertreter
des Volkswagenwerks jedoch erst 20 Monate spater wahrend
des Treffens mit dem Fachbeamten des Regierungsprasiden-
ten in Lineburg. Das Genehmigungsverfahren beschrankte
sich nunmehr auf die Einleitung von Abwasser in die Aller.
Allerdings beharrte die Regierung in Liineburg in diesem
Punkt auf seiner friiheren, fiir das Volkswagenwerk inakzep-
tablen Position: "Das im Betrieb anfallende Abwasser wird in
werkseigenen Klarteichen gereinigt und der Versorgung des
Werkes wieder zugefiihrt. Die bei diesem Kreislauf ausschei-
dende Restwassermenge wird liber eine werkseigene Rohr-
leitung mit Miindungsbauwerk in die Aller eingeleitet. Fir
diese Gewassernutzung braucht das Werk keine gesicherte
Rechtsstellung, wie sie eine Bewilligung gewahrt. Es genligt
eine Erlaubnis, die (...) in die Zustandigkeit des Landkreises
Helmstedt fllt." %
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Die Entkoppelung der Genehmigungsverfahren ebnete dem
Volkswagenwerk den Weg zu einer langfristigen Absicherung
seines Trinkwasserbedarfs. Am 5. Januar 1966 bewilligte das
Wasserwirtschaftsamt Celle als zustandige untere Wasser-
behorde die Jahresférderung von maximal fiinf Millionen
Kubikmeter Wasser aus der Brunnenanlage Weyhausen; das
Wasserwirtschaftsamt Braunschweig beschied am 30. Mai
1967 den Bewilligungsantrag auf eine maximale jahrliche
Forderung von drei Millionen Kubikmeter in Brackstedt posi-
tiv.8® Die Trinkwasserversorgung ruhte nun langfristig auf
zwei Sdulen und eroffnete dadurch sogar 6konomischen
Spielraum. Das Unternehmen war in der Zukunft bestrebt,
vom teureren Harzwasser lediglich die vertraglich festgeleg-
te Mindestmenge zu beziehen. Der Rest wurde durch die
kostenglinstigere Eigenfoérderung abgedeckt.87

Die Regelung der Abwasserfrage hingegen verzogerte sich
erneut, in diesem Fall aber wegen der anhaltenden Bautatig-
keit im Volkswagenwerk. Die Errichtung eines Neubaus fiir
die Technische Entwicklung im nordwestlichen Werksgelande
bewog die Rechtsabteilung, die Angelegenheit zwischenzeit-
lich zurtickzustellen. Im September 1968 monierte der Land-
kreis Helmstedt deshalb, dass fiir die Einleitung von Uber-
schusswasser aus dem Riickhaltebecken in die Aller noch
kein Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis vorliege. Tatsachlich
war das Volkswagenwerk an einer bloRen Erlaubnis kaum
interessiert, und der von Bernhard Heiny in diesem Sinn vor-
bereitete Antrag wurde von der Rechtsabteilung gestoppt.88

Am 17. Dezember 1968 stellte Volkswagen einen Bewilli-
gungsantrag fiir die Einleitung von Abwasser des Volkswa-
genwerks in die Aller beim Landkreis Helmstedt. Darin hie
es: "Das einzuleitende Wasser besteht aus: 1) Regenwasser,

2) gebrauchtem und gereinigtem Trinkwasser, 3) gebrauch-
tem und gereinigtem Betriebswasser (Kreislauf). (...) An der
Verleihung einer Bewilligung sind wir besonders deshalb
interessiert, weil uns die Durchfiihrung dieses Vorhabens
ohne eine gesicherte Rechtsstellung nicht zugemutet wer-
den kann. Die Abwasseranlage ist fiir einen so groRen Pro-
duktionsbetrieb wie unser Werk Wolfsburg lebensnotwendig.
Jeder Eingriff wiirde zu empfindlichen Stérungen flihren und
konnte den gesamten Betrieb lahmlegen. AulRerdem stellt
die Abwasseranlage einen so betrachtlichen Wert dar, daf3
wir auch aus diesem Grunde auf eine gesicherte Rechtsposi-
tion durch Einraumung einer Bewilligung nicht verzichten

kénnen."89

21Jahre nach Einreichen des Antrags im Februar 1950 wurde
dem Volkswagenwerk die Abwassereinleitung langfristig
verbrieft. Am 27.Januar 1971 erging von der Bezirksregierung
in Braunschweig als oberer Wasserbehorde gemal der Para-
grafen 3 und 11 des Niedersichsischen Wassergesetzes ein
endgiiltiger Bewilligungsbescheid, der bis zum 31. Dezember
1995 befristet war. Mehrere darin fixierte Benutzungsbedin-
gungen und Auflagen regelten die kontinuierliche Uberwa-
chung des eingeleiteten Regen- und Betriebswassers aus
dem werkseigenen Riickhaltebecken. AufRerdem wurden
Grenzwerte fiir eine ganze Reihe von chemischen Inhalts-
stoffen festgelegt und die Bestellung eines verantwortlichen
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Betriebsbeauftragten angeordnet, der den Behdrden in Zu-
kunft als Ansprechpartner und Verantwortlicher zur Verfu-
gung stehen sollte.?° Damit stand das wasserwirtschaftliche
System des Volkswagenwerks, das stets die behordlichen
Vorgaben berlicksichtigt hatte, auf festem rechtlichen Funda-

ment.

1993 begann das Verfahren fiir die Verlangerung der beste-
henden Genehmigung. Damit befasst waren nunmehr neben
der Bezirksregierung in Braunschweig auch das Staatliche
Amt fiir Wasser und Abfall in Braunschweig sowie das
Niederséachsische Landesamt fiir Okologie in Hildesheim, zu
denen funktionierende Arbeitsbeziehungen bestanden. Die
gestiegenen gesetzlichen Anforderungen hatten seit den
1970er Jahren die Anzahl der im Verfahren zu berlicksichtigen
Stoffe und Parameter mehr als verdoppelt und auch die
Grenzwerte herabgesetzt. Das Volkswagenwerk erfiillte dank
des kontinuierlichen Innovationsprozesses auf dem Gebiet
der Umwelttechnik erneut alle Auflagen. Die Bezirksregie-
rung gab aus diesem Anlass in ihrer Stellungnahme der Hoff-
nung Ausdruck, dass nach dem "Vorbild der VW-Regelung"
auch andere industrielle Abwassereinleitungen den "strenge-
ren Anforderungen der Wasservorschriften" angepasst wer-
den kénnten.”’

Hier wirkten die standig verbesserten internen Verfahren zur
Abwasseraufbereitung und -kontrolle im Wasserkreislaufsys-
tem des Volkswagenwerks Wolfsburg nach. Die biologische
Abwasserreinigung erfolgte seit 1988 im Abwasserzentrum
West. 1990 ging dort eine zentrale Teilstrombehandlungs-
anlage in Betrieb, die auch spezielles Industrieabwasser wie
Deponiesickerwasser behandeln kann. Der Mitte der 1960er
entstandene mechanisch-biologische Klaranlagenkomplex
neben der GielRerei im Ostlichen Werksbereich wurde 1997
endgliltig aulRer Betrieb gesetzt. Gleichzeitig wurden in Was-
ser intensiven Fertigungsbereichen eigene Reinigungskreis-
laufe installiert. Dadurch sank das Abwasseraufkommen im
Werk Wolfsburg. Das siidlich der Halle 54 errichtete Abwas-
serzentrum Mitte nimmt im Marz 2002 den Betrieb auf.

Anlagen im neuen Abwasserzentrum Mitte, 2001.



Ubersicht iiber die Wasserwirtschaft
des Volkswagenwerks, 2002.



Die Anlage biindelt zukiinftig unterschiedliche chemisch-
physikalische Reinigungsvorgange, mit denen die dlteren,
dezentralen Anlagen in der Lackiererei von Halle 9 und 12
o6konomisch und 6kologisch sinnvoll ersetzt werden konnen.
Zentrale Punkte des Wasserkreislaufsystems im Volkswagen-
werk und die Abgabestelle in die Aller werden von den Mit-
arbeitern eines internen Abwasserlabors standig uberwacht.
Ein wichtiges Werkzeug ist dabei das im Werk entwickelte
Abwasserkataster, mit dessen Hilfe einzelne Abwasserteil-
strome beobachtet und kontrolliert werden. Das Abwasser-
management des Unternehmens beginnt jedoch bereits vor-
her. Materialien und Prozessstoffe werden auf ihre Auswir-
kungen auf die sensible Wasserwirtschaft gepriift und néti-
genfalls fiir den Einsatz in der Fertigung gar nicht erst zuge-
lassen.

Das wasserwirtschaftliche System des Volkswagenwerks in
Wolfsburg hat sich in den fiinf Jahrzehnten seines Bestehens
auch hinsichtlich seiner 6kologischen Wirkung und Nachhal-
tigkeit standig weiterentwickelt. Durch eine Erhhung der
Wiederaufbereitungsquote und die Implementierung von

Wasser einsparenden Produktionsverfahren konnte der Trink-
wasserverbrauch kontinuierlich reduziert werden. Daraufhin
ging der Trinkwasserbezug aus dem Harz und den eigenen
Brunnenanlagen in Brackstedt und Weyhausen seit dem
Erreichen der Jahreshochstmarke von g9 Millionen Kubikme-
tern im Jahre 1969°” auf 6,4 Millionen Kubikmeter im Jahre
2000 zurlick. Die Eigenforderung betrug im Jahre 2000

1,4 Millionen Kubikmeter. Zur langfristigen Absicherung der
Trinkwasserversorgung verlangerte die Bezirksregierung

in Braunschweig im Marz 2000 die auf jahrlich jeweils 2,75
Millionen Kubikmeter festgelegten Forderrechte fiir die
Eigenwasserversorgung in Brackstedt und Weyhausen bis

in das Jahr 2029.93

Das Ressourcen schonende Wasserwirtschaftssystem des
Volkswagenwerks hat sich somit einerseits unter 6kologi-
schen Gesichtspunkten bewahrt, da Gewasser- und Grund-
wasserschutz an oberster Stelle stehen. Andererseits kommt
die betriebliche Wasserwirtschaft auch den 6konomischen
Anforderungen nach, indem die fiir eine Grof3serienproduk-
tion eminent wichtige Betriebssicherheit zu moglichst gerin-
gen Kosten gewahrleistet wird.
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Die Abfallwirtschaft des
Volkswagenwerks




Die Ausgangslage:
Wiederverwertung und Verkauf

In der unmittelbaren Nachkriegszeit herrschte im Volkswa-
genwerk ein chronischer Mangel an Rohstoffen und Materia-
lien." Wegen der bestehenden Versorgungsengpasse richtete
das Unternehmen besondere Aufmerksamkeit auf die bei der
Fertigung von Fahrzeugen anfallenden Nebenprodukte und
Reststoffe und raumte dem Prinzip der Wiederverwertung
Prioritat ein. Neben die Riickfiihrung der Reststoffe und
brauchbaren Werkzeuge in den Fertigungsprozess trat ein
reger Handel mit Altmaterialien und Schrott. Die friihzeiti-
gen Bemuhungen des Unternehmens, die Entstehung von
nutzlosen Abfillen moglichst zu vermeiden, folgten dabei
dem Gebot der 6konomischen Notwendigkeit.

Unmittelbar nach Anlauf der Serienproduktion planten die
Versorgungsbetriebe die Errichtung einer Schlammlos-Acety-
len-Anlage und legten der Werksleitung 1947 einen entspre-
chenden Projektvorschlag vor. Beim bis dahin praktizierten
Nass-Verfahren zur Erzeugung des in den Schweissanlagen
genutzten Acetylens fiel als Reststoff Karbidschlamm an,
dessen Abtransport und Entsorgung hohe Kosten verursach-
te.” Abhilfe versprach hier die Schlammlos-Anlage, die 1948
gebaut und im Marz 1949 in Betrieb genommen wurde. Nach
internen Berechnungen wiirde das Schlammlos-Verfahren

gegenuber der Nassanlage 1950 eine monatliche Ersparnis
von 1.000 DM ermoglichen. Als nachteilig erwies sich aller-
dings die mangelnde Betriebssicherheit, die umfangreiche
Umbauten durch die Herstellerfirma Griesheim-Autogen
nach sich zogen.3 Das Problem der Karbidschlammentsor-
gung konnte im Zuge der Neuordnung der werkseigenen
Wasserwirtschaft gelost werden.

Nach Errichtung der mechanischen Klaranlage fiihrten die
Versorgungsbetriebe Versuche durch, zur Ausfallung der im
Schmutzwasser enthaltenen Schwebstoffe Karbidschlamm
einzusetzen. Schon nach kurzer Zeit hatte sich dieses 1950
eingefiihrte Verfahren "iberraschend gut bewahrt".* Bei der
Planung anderer Neutralisations- und Entgiftungsanlagen
richtete sich das Augenmerk ebenfalls auf die Nutzung vor-
handener Reststoffe. Anfangs wurde in den Entgiftungsanla-
gen der Galvanik Karbidschlamm eingesetzt; noch bessere
Ergebnisse aber lieBen sich mit dem in der Schlammlos-Anla-
ge entstehenden Karbidkalk erzielen. Die Vernetzung von
Wasser- und Abfallwirtschaft ermdglichte die Riickfiihrung
der Abfallstoffe in Kreislaufsysteme. Die Versorgungsbetriebe
stimmten dazu den Betrieb beider Acetylen-Erzeugungs-
Anlagen aufeinander ab, so dass die anfallenden Reststoff-
mengen komplett verwertet werden konnten. Der Karbid-
schlamm diente zur Reinigung des Schmutzwassers in der
mechanischen Klaranlage, der Trockenkalk kam in den Entgif-

tungsanlagen zur Verwendung.’
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Um das Prinzip der Wiederverwertung im Volkswagenwerk
auszuweiten, wurden bei der 1949 durchgefiihrten Inventur
die in der Produktionsstatte vorhandenen Schrottbestande
detailliert aufgenommen. Im folgenden Jahr formulierte die
Geschaftsleitung Regeln fiir deren weitere Verwendung im
Unternehmen. Unterteilt in die beiden Gruppen Materialien
und Werkzeuge sollten sie zukiinftig regelmaRig erfasst und
sortiert gelagert werden. Das groRte Volumen innerhalb des
ersten Bereiches bildeten die Sorten Uberschuss- und Altma-
terial. Uberschussmaterialien waren zwar fiir die Fertigung
freigegeben, jedoch in einer Menge vorratig, die den Zwei-
jahresbedarf liberstieg. Neubestellungen durften erst nach
einer Sichtung der bestehenden Bestande ausgefiihrt wer-
den. Bevor Fertigteile in dieses Lager liberwiesen werden
konnten, musste die Ersatzteile-Abteilung einen eventuellen
Bedarf gepriift haben. Die endgtiltige Verschrottung dieser
Materialien erfolgte nach einer Genehmigung durch den
zustandigen Einkaufsleiter; bei groeren Mengen war die
Zustimmung der Geschaftsleitung erforderlich.

Die Kategorie Altmaterialien umfasste Gegenstande und
Werkzeuge, die als unbrauchbar fiir die Fertigung oder "einen
sonstigen betrieblichen Zweck" eingestuft wurden. Diese
sollten nur nach schriftlicher Bestatigung durch den Leiter
des Ersatzteilelagers, dass die Teile im Volkswagenwerk nicht
doch nutzbringender einsetzbar waren, in das Altmaterialla-
ger gebracht werden.® Auch die Méglichkeit, sie “fiir einen
anderen Zweck als urspriinglich vorgesehen zu verwenden”,

sollte beachtet werden. Im Altmateriallager eingehende
Werkzeuge konnten fiir andere Fertigungszwecke umgear-
beitet und damit nutzbar gemacht werden. Nach einer Frist
von 12 Monaten veranlasste der Einkaufsleiter die Verschrot-
tung des betreffenden Altmaterials, nachdem die Zustim-
mung der Ersatzteile-Abteilung, der zustandigen Fertigungs-
hilfskostenstelle oder der Planung vorlag. Bei groReren Pos-
ten war zusatzlich die Geschéaftsleitung einzuschalten.” In
enger Abstimmung zwischen der Abteilung Einkauf und den
Mitarbeitern im Uberschusslager sollten die betriebliche
Wiederverwertungsrate von Materialien erhoht und die
Beschaffungskosten gesenkt werden.

Die Bandbreite der in betriebliche Nutzungskreislaufe riick-
gefiihrten Materialien war groR. Die bei Zulieferungen als
Damm- und Verpackungsmaterial verwendete Holzwolle
wurde nach dem Entpacken der Teile in die eigene Versand-
abteilung gebracht, um dort erneut benutzt zu werden.
Blieben bei Gebaudeumbauten oder Maschinenausschlach-
tungen Elektrobauteile librig, wurden diese gesammelt und
nach Moglichkeit wieder verwendet. Selbst die auf dem
Werksgelande anfallenden leidlich intakten U- und T-Trager
sowie Rohre, Steine, Holz und Glas wurden andernorts erneut
eingesetzt. 8

Zur besseren Ausnutzung der vorhandenen Reststoffpoten-
ziale wurden in mehreren Fertigungsbereichen Rickgewin-
nungsanlagen installiert. Die 1952 bei den Hauptlagertanks
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fiir Waschbenzin und Verdiinner errichtete Destillationsan-
lage ermoglichte es beispielsweise, die verschmutzten Lose-
mittel, die zuvor fiir 20 Pfennige je Kilo verkauft worden
waren, zu reinigen und fir die Produktion wieder nutzbar zu
machen. Schon in den ersten eineinhalb Monaten erfolgte
die Aufbereitung von 17.170 Litern Waschbenzin und 20.020
Litern Verdiinner, wodurch sich die Erstellungskosten der
Anlage von rund 10.000 DM bereits innerhalb von vier Wo-
chen amortisiert hatten.’

Daruber hinaus richteten die Versorgungsbetriebe 1952 eine
Riickgewinnungsanlage fir Getriebedl ein.'® In den Produk-
tionsbereichen kamen Olaufbereitungs-Anlagen auch in der
Mechanischen Fertigung und im Werkzeugbau zum Einsatz,
um das beim Bohren und Schneiden von Metallwerkstiicken
verunreinigte Schneiddl wieder verwendungsfahig zu ma-
chen. 1957 wurden solche Aufbereitungsanlagen in den
Hallen 4 und 10 entweder erweitert oder "nach modernsten
Gesichtspunkten” eingerichtet." Die zuriickgewonnene
Menge des Schneiddls konnte zwischen 1955 und 1957 je
gefertigtem Fahrzeug von 3,74 Liter auf 5,26 Liter gesteigert
und der Anteil des Neudls am Gesamtol von 41 auf 20 Pro-
zent gesenkt werden. 1953 hatte die Prozessabteilung auRer-
dem die Aufbereitung des in den Lackieranlagen anfallenden
Lackschlamms initiiert. Die betreffende Anlage gewann im
ersten Jahr 10.500 und im darauf folgenden Jahr schon
37.400 Kilogramm Farbe zurlick, die bei der Grundierung von
Chassisrahmen der Limousine und als Bodenkonservierung
beim Volkswagen-Transporter Verwendung fand.”

Anlage zur Verdiinneraufbereitung, 1951.



Die Wiederverwertung betraf aber nicht nur Fllissigkeiten
sondern auch die spanférmigen Reste besonders wertvoller
Metalle, wie Aluminium, Messing, Blei und Kupfer, die direkt
am Entstehungsort gesammelt wurden. Spanreste wurden
beispielsweise in der Halle 4 im "Spanebunker" gesammelt.
Ein betrieblicher Transportdienst kiimmerte sich in Abspra-
che mit dem Hallenleiter um die sortengerechte Weiter-
leitung dieser "regelmafig und in betrachtlichen Mengen"
anfallenden Reststoffe.? Alu- und Gussspéne gingen direkt
in die Schmelze zuriick. Die 1958 in der Giel3erei aufgestellte
Anlage verbesserte die Wiederverwertungsquote von Alu-
spanen. Mit dem neuen Verfahren wurden die Spane dabei
erst getrocknet und dann wieder eingeschmolzen. Monatlich
konnten auf diese Weise bis zu 60 Tonnen Aluminium erneut

nutzbar gemacht werden.'

Neben die Betriebskosten senkende Wiederverwertung trat
die VeraulRerung von Altmaterial. Die Mangelgesellschaft der
ersten Nachkriegszeit fand fiir faktisch alle Gegenstande und
Materialien Verwendung. Hatte die deutsche Bevolkerung die
unzureichende Versorgungssituation bereits wahrend der
Kriegsjahre durch ein hohes MaR an Beschaffungsphantasie
zu kompensieren versucht, wurden in der ersten Nachkriegs-
zeit fiir viele Menschen Hamsterfahrten und das "Organisie-
ren" von Tauschgiitern angesichts des katastrophalen Man-
gels zur absoluten Notwendigkeit. Die auf dem Schwarz-

markt ergatterte Wolldecke konnte zu einem warmenden
Mantel umgearbeitet werden, und ein Stlick Gummi diente
als Schuhsohle.” Deshalb fanden die im Volkswagenwerk
gelagerten schadhaften Autoreifen und -schlauche ebenso
dankbare Abnehmer unter Belegschaftsangehorigen und
Durchreisenden wie beschadigte Wasch- und Klosettbeck-
en.'® Der Betrieb glich zeitweise einem Basar, so dass Pro-
duktionsleiter Hermann Steinmeier 1948 in einem an alle
Technischen Abteilungen gerichteten Rundschreiben die
groRe Zahl der "im Werk umherlaufenden Besucher" be-

mangelte.”

Der zunachst zaghafte Handel mit Restmaterial wurde als-
bald 6konomisiert. Das Aufkommen von verkauflichen Abfall-
stoffen stieg mit wachsendem FahrzeugausstoR in allen Pro-
duktionsbereichen an. Die gesammelten Materialien wurden
grundlich untersucht und kategorisiert, um die hoher- von
den minderwertigen Reststoffen zu trennen. Mitte der
1950er Jahre gaben die Anweisungen der Geschaftsleitung
zudem vor, "Hochstpreise beim Schrottverkauf” zu erzielen.”®
Dazu war es notwendig, die im Volkswagenwerk als nicht
mehr verwendbar eingestuften Materialien und Teile mog-
lichst genau zu erfassen und unterschiedlichen Schrottlagern
zuzuleiten. Im Gegensatz zu Ausschussmaterial und ge-
brauchten Fahrzeugteilen durften Werkzeuge ausdriicklich
erst nach "endgiiltigem Verschleil3" ins Schrottlager gegeben
werden. Zur besseren Vermarktung oblag es Sachbearbeitern
der Abteilung Materialverwaltung, gréf3ere Produktionsteile
zu zerlegen oder Laboranalysen zu veranlassen, um den Wert
bestimmter Schrottreste exakter bestimmen zu kénnen."?
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GroBere und eher minderwertige Teile wurden unter freiem
Himmel gesammelt, wahrend in dem in einer Halle unterge-
brachten "Lager 9o" Wertstoffe und Kleinteile, wie Lederreste
in verkaufsfahigen GroBen und Gliihbirnen, aufbewahrt wur-
den.

Die Verkaufsabwicklung erfolgte mit Ausnahme kompletter
Maschinen, deren VeraufRerung der ausdriicklichen Genehmi-
gung der Geschéftsleitung bedurfte, in Zustandigkeit einer
Sonderstelle der Abteilung Einkauf. Deren Mitarbeiter fiihr-
ten Markt- und Preisbeobachtungen durch, tatigten die Ver-
kaufsabschliisse und stellten "Sonderverkaufsscheine" aus.*®

Der Schrottverkauf der inlandischen Werke wies in der zwei-
ten Halfte der 1950er Jahre eine nicht unerhebliche 6konomi-
sche Bedeutung auf, und fiihrte durchschnittlich zu Einnah-
men zwischen 18 und 23 Millionen DM.”' Die Absatz- und
Ertragsmoglichkeiten des Volkswagenwerks auf dem Rest-
stoffsektor gingen aber nach 1960 zurlick, da die Kosten fiir
Rohstoffe infolge einer Reduzierung des ErschlieBungs- und
Herstellungsaufwandes zu sinken begannen.”> Nach dem
Ende der Mangelwirtschaft waren Grund- und Rohstoffe
nunmebhr stetig verfligbar. Die Schrottpreise fielen, und 1961
verzeichnete der Vorstandsbereich Einkauf und Material-
verwaltung zwar noch einen Gesamterlds fiir Stahlschrott,
Nichteisenmetall-Abfalle und sonstiges Altmaterial von 41
Millionen DM, zugleich aber erheblich sinkende Spanpreise.
Auf dem "Schrottmarkt verschlechterte sich die Lage von
Monat zu Monat", bilanzierte der Vorstandsbereich Einkauf
und Materialverwaltung 1962 die Entwicklung, da der anhal-

Schrottsammelbehilter, 1955.



Aggregateaufbereitung, 1954.

tende Preisverfall fiir Stahl- und Eisenschrott dafiir sorgte,
dass erstmalig die Erlose von 47 auf 43 Millionen DM zuriick-
gingen.”3 In den folgenden Jahren stiegen die Erlése aber
wieder an. Der Schrottmarkt folgte dem Konjunkturverlauf
und erholte sich. Zudem kompensierten die zunehmenden
Schrottmengen die niedrigeren Preise. Das Gesamtschrott-
aufkommen der inlandischen VW-Werke stieg von 318.000
Tonnen Stahl- und Eisenschrott sowie 5.574 Tonnen Nichtei-
sen-Metallabfélle im Jahre 1962 auf 437.502 Tonnen Stahl-
und Eisenschrott sowie 7.019 Tonnen Nichteisen-Metallab-
falle im Jahre 1968, als die Schrottvermarktung 62,1 Millionen
DM in die Kassen brachte.** Das Schrottrecycling war fester
Bestandteil der betrieblichen Materialwirtschaft und eta-
blierter Beitrag zu einem Ressourcen schonenden marktwirt-
schaftlichen Kreislaufsystem.

Aus der Friihzeit der Unternehmensentwicklung stammte
auch das Austauschverfahren, das den Wiederverkauf von
aufbereiteten Gebrauchsteilen zum Ziel hatte. Betrug der
Umsatz 1948 erst 115.000 DM, stieg die Bedeutung der so
genannten Aggregateaufbereitung bestdndig an, nachdem
am 1. Dezember 1948 auch der Austausch von Motoren auf-
genommen wurde.”® Im Folgejahr wurden bereits 4.10 Kom-
plettfahrzeuge und aulRerdem 6.839 Motoren, 3.738 Hinter-
achsen und 3.598 Vorderachsen generaliiberholt. Die Ver-
marktung erfolgte bei den Volkswagen Limousinen durch
den Verkauf Inland und bei den Aggregaten und Komplett-
achsen durch die Ersatzteile-Abteilung.’’ Der Umsatz der
Aufbereitung verdreifachte sich innerhalb eines Jahres von
1 Million DM 1949 auf 3,2 Millionen DM im Jahre 1950, und



die Hauptabteilung Verkauf und Kundendienst vertrat die
"begriindete Ansicht", dass der Arbeitsanfall "eine weitere
Steigerung erfahren" werde.?®

Tatsdchlich stieg die Nachfrage bedeutend an: Der in der
Aggregateaufbereitung zusammengefasste Fertigungsbe-
reich belieferte die Handlerorganisation 1951 neben 7.154
Motoren, 2.679 Hinter- und 3.873 Vorderachsen auch mit
Zehntausenden anderer Austauschteile, wie 19.000 Zylinder,
3.878 Zylinderkopfe, 2.676 Kurbelwellen, 6.950 Kraftstoff-
pumpen und 11.030 Bremsbacken.?® Die Aggregateaufberei-
tung wurde zu einem festen Umsatzposten der Ersatzteile-
Abteilung. Der Umsatz betrug 1952 mehr als 7,3 Millionen DM
und stieg bis 1956 auf mehr als 24 Millionen DM an.3° Die
Ressourcen schonende Aufbereitung von Aggregaten und
Bauteilen behielt in der Wirtschaftswunderzeit ihre Marktre-
levanz, und zwischen 1953 und 1958 verfiinffachte sich die
Ausbringung von Austauschmotoren in Wolfsburg von 13.872
auf 66.490 Motoren. 1958 machte im Werk Wolfsburg "ein
erhohter Anfall an Tausch-Aggregaten und Teilen" die Be-
triebserweiterung in der Halle 15 notwendig, obgleich die
Verlagerung der Aggregateaufbereitung in das neue Werk in
Kassel wahrend des Werksurlaub im Juli 1958 vorgesehen
war.'

Da die erzielten Marktpreise den Aufwand deckten, und die
Austauschteile von Kunden als Neuteilen gleichwertig be-
wertet wurden, erhielt das 1957 lUbernommene Werk Kassel
als zentrale Aufgabe, die Ersatzteileversorgung u.a. durch
die Aggregateaufbereitung sicherzustellen. Im August 1959

arbeiteten etwas mehr als 1.000 Beschaftigte taglich 420
Motoren, 100 Hinterachsen und 30 Vorderachsen auf. Ins-
gesamt sollten 1959 100.000 Motoren mit einer Laufleistung
von jeweils mehr als 100.000 Kilometern tberholt werden 3
Die Wiederverwertung von Gebrauchtteilen behielt auch am
neuen Standort ihren hohen Stellenwert.

Andere Wiederverwertungsverfahren biSten dagegen im
Betrieb an Wirtschaftlichkeit ein. Nachdem 1958 im Werk
Wolfsburg in die Lackiertechnik effiziente elektrostatische
Verfahren Einzug gehalten hatten, verringerte sich die Men-
ge des Lackschlamms. Dessen Aufbereitung wurde zuneh-
mend unrentabler, wie Uiberhaupt die technische Weiterent-
wicklung von Fertigungsverfahren fiir eine Verringerung der
dort anfallenden Reststoffe sorgte.33 In vielen Bereichen
lohnte es 6konomisch nicht mehr, die schwindenden Men-
gen Kosten verursachend aufzubereiten. Ahnliches kann fiir
die Waschbenzin- und Verdiinnerdestillieranlage in Halle 5
gesagt werden, die 1969, nachdem aus prozesstechnischen
Griinden Waschbenzin und Verdiinner in der Produktion
kaum noch Verwendung fanden, aul3er Betrieb gesetzt
wurde.3

Unterdessen vergroRerte der in dieser Phase kontinuierlich
ansteigende Fahrzeugausstof3 des Volkswagenwerks das tag-
lich in der Produktionsstatte verarbeitete Materialvolumen.
Das Aufkommen an geringwertigen Reststoffen wuchs. Zum
nachhaltigen Problem wurde die Abfallmenge, als sich deren
stoffliche Zusammensetzung veranderte.?
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Einstweilige Problemlosung
Miillverbrennung

Bei einer Testfahrt mit dem neuesten Renaultmodell fiel
Generaldirektor Heinrich Nordhoff im Juni 1956 auf, dass im
Innenraum der Dauphine Gewicht sparendere Materialien
eingesetzt wurden, die in der Volkswagen-Limousine noch
nicht verwendet wurden. Nordhoff machte den Leiter der
Technischen Entwicklung, Ludwig Boehner, darauf aufmerk-
sam, dass "Hupenbetatigung, Winkerhalter, Tiirgriffe, Fenster-
kurbeln und dergleichen mehr sich mit einem Bruchteil des
Gewichtes aus Kunststoff" herstellen lieRen, und gab den
Volkswagen-Ingenieuren zugleich auf, Vorschldge fiir eine
hellere Gestaltung von Himmelbespannung und Seitenver-
kleidung des Volkswagens zu liefern. Das dort vorherrschen-
de "dustere Grau" missfiel ihm im Vergleich zum freund-
lichen Innenraum der Dauphine entschieden 3°

Die Technische Entwicklung forcierte daraufhin ihre Mitte der
Flinfziger Jahre eingeleiteten Versuche, das fiir die Innenaus-
stattung verwendete Metall durch Kunststoffteile zu erset-
zen.3” Noch im Juni 1956 wurden erste Muster neuer Tiir-
und Seitenverkleidungen aus PVC hergestellt und erprobt.3®
Diese technischen Neuerungen, die sowohl Gewichts- als
auch Kosteneinsparungen ermoglichten, fanden bereits im
Entwicklungsprogramm des Kafers fiir das Jahr 1957 Aufnah-
me.3® Auch das von Nordhoff ausbedungene "angenehme
warme Interieur”" konnte durch den Austausch der aus tieri-

Anbringen der Innenverkleidung, 1957.



schen Naturfasern bestehenden Bouclé-Teppiche durch
Gummi- und PVC-Beldge geschaffen werden. Wie bei den
Kunststoffverkleidungen wahlten die Entwicklungsingeni-
eure nun helle Farbtone, die mit den Wagen- und Polster-
farben besser harmonierten.

Wahrend des Werksurlaubs 1957 wurde in der Polsterei die
Fertigung der Innenverkleidung von Stoff auf PVC-Folie um-
gestellt. Der Materialwechsel wurde mit einer Anderung des
Produktionsablaufs und dem Einsatz von automatisierten
Spezial-Maschinen kombiniert, wodurch eine Einsparung der
Bearbeitungszeit von 30 Minuten je Wagen erzielt werden
konnte.*® Himmel, Innenverkleidung und Bodenbelige be-
standen seit Spatsommer 1957 bei der aufgewerteten Export-
Version der Limousine vollstandig aus Kunststoffen.

Im Automobilbau nahm die Verwendung von Kunststoffen
im Verlauf der Flinfziger Jahre — wie in anderen Industrie-
zweigen - stetig zu. Der Ubergang zur Petrochemie verbillig-
te die Herstellung der Ausgangsstoffe, und die gewonnenen
Endprodukte waren den herkommlichen textilen Materialien
in vielen Punkten tberlegen.*' Auch im Volkswagen stieg seit
der Mitte des Jahrzehnts die Verwendung von Kunststoffen
kontinuierlich an. Unter Beriicksichtigung der zwischen 1958
und 1960 von 451.525 auf 725.939 Fahrzeuge gestiegenen Fer-
tigungszahlen wuchs in Wolfsburg die Menge der Kunststoff-
abfdlle, zumal das Unternehmen wegen der iiberzeugenden
Eigenschaften und niedrigen Kosten nicht nur in der Ferti-
gung auf PVC und Gummi setzte.** Dartber hinaus fand
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Die erste Miillverbrennungsanlage, 1958.

Kunststoff zunehmend auch als Verpackungsmaterial, etwa
bei Zulieferteilen, Verwendung. Dadurch veranderten sich die
Mengen und Zusammensetzung des im Werk anfallenden
Abfalls. Ein regelrechtes "Abfallproblem” wuchs heran.*3

Dessen einfachste Losung schien die Verbrennung des Abfall-
aufkommens zu bieten, die Mitte der 1950er Jahre auf einem
als Kippe bezeichneten Ablagerungsplatz fiir Holzreste im
nordlichen Werksbereich eingesetzt hatte. Wahrscheinlich
gingen dabei auch Kunststoffabfalle in Flammen auf, was zu
starker Qualmbildung gefiihrt haben diirfte. Die erste Miill-
verbrennungsanlage auf dem Gelande des Stammwerks
Wolfsburg wurde jedenfalls mit der Begriindung errichtet,
"eine weitere Belastigung der in Wolfsburg und Umgebung
lebenden Bevolkerung durch die bisher im Freien durchge-
fiihrte Millverbrennung zu vermeiden”44

Fiir die neue Anlage wurde nordlich der Halle 8 in 250 Me-
tern Entfernung zum nachsten Gebdude auf einer Grundfla-
che von 150 Quadratmetern eine Stahlfachwerkkonstruktion
mit Wellblechverkleidung errichtet. Die Kosten des Rohbaus
beliefen sich auf rund 55.000 DM.*> Die Halle von 4,50
Meter lichter Hohe nahm den mit Generatorgas betriebenen
Trommelofen auf, der in einer 2,50 Meter tiefen Grube ruhte
und mittels einer mechanischen Schaufelanlage mit Mdill
befiillt wurde. Durch eine Verbrennungswarme von mehr als
1.000° Celsius sollten alle im Miill befindlichen Stoffe zu
Asche verbrannt werden.® Zur Ableitung der "geruch- und
staubfrei" austretenden Abgase verfiigte die Miillverbren-
nungsanlage liber einen 35 Meter hohen Blechkamin von 1,50



Metern Durchmesser.*’ Die in einer Wassergrube abge-
schreckten Verbrennungsriickstande transportierte eine Feld-
bahn zur Kraftwerksanlage. Stadtbaurat Peter Koller erteilte
am 20. September 1958 fiir die Stadt Wolfsburg als Bauauf-
sicht die Baugenehmigung, behielt sich aber fiir den Fall,
dass die "Inbetriebnahme der Miillverbrennungsanlage
Rauch- und RuBbeldstigungen fiir die Nachbarschaft" ergabe,
nachtrégliche Anderungsforderungen vor.*® Eine Gebrauchs-
abnahme der laufenden Anlage durch das Bauaufsichtsamt
der Stadt Wolfsburg erfolgte am 14. Februar 1961. Beanstan-
dungen wurden nicht vermerkt.*?

Die Anlage entsprach den baurechtlichen Bestimmungen,
erschien den Kraftwerksingenieuren aber grundsatzlich ver-
besserungsbediirftig. Der Leiter der Energie-Wirtschaftsstelle
des Volkswagenwerks, Wilhelm Zschintzsch, unterrichtete am
4. Mai 1960 den Vorstandsvorsitzenden Heinrich Nordhoff
von seinen Planen, die "unzuldangliche Miillverbrennungsan-
lage" zu ersetzen.>® In der Nachfolgeanlage sollte ein neues
Schmelzverfahren zur Anwendung kommen, um den anfal-
lenden Miill zu einer "granulierten Schlacke" zusammenzu-
schmelzen. Voller Optimismus behauptete Zschintzsch, dass
von der Umwandlung der Abfallstoffe Glas, Metall, Gummi,
Holz und Kunststoff nach auBen "lediglich eine Wasser-
dampffahne" zeuge. Der Leiter der Energie-Wirtschaftsstelle
richtete sein Augenmerk auf die Nutzung der beim Schmelz-
vorgang frei werdenden Warme, die er fiir die technische
Warmeversorgung heranziehen oder sogar zur zusatzlichen
Stromerzeugung verwenden wollte. Den steigenden Energie-
bedarf und das wachsende Abfallaufkommen vor Augen riet

er dazu, die Anlagenkapazitdt von vornherein auf eine Ver-
dopplung der Millmengen auszulegen und als Standort eine
"abseits gelegene Stelle" in der Nahe der bisherigen Miillver-
brennungshalle vorzusehen.”'

Nordhoff signalisierte am 27. Mai 1960 seine grundsatzliche
Zustimmung zur Weiterverfolgung des Projektes, bat jedoch
um einen Kostenvoranschlag, "bevor etwas AbschlieRendes
dazu gesagt" werden kénne.>* Dipl.-Ing. Franz Wehrberger,
der Stellvertreter Wilhelm Zschintzschs und Projektverant-
wortliche fur den Bau des Kraftwerks Nord, bezifferte Mitte
Juni 1960 die Gesamtkosten auf rund 2,3 Millionen DM, von
denen 1 Million DM auf den eigentlichen Verbrennungsofen
und den damit kombinierten Abhitzekessel entfielen. Es war
vorgesehen, den im Abhitzekessel erzeugten Dampf liber
eine kleine Turbine der technischen Warmeversorgung zuzu-
flihren. Eine Wirtschaftlichkeitsrechnung war in Vorberei-
tung, deren Zuleitung Wehrberger dem Vorstandsvorsitzen-
den ankindigte.”

Die Energie-Wirtschaftsstelle erarbeitete in der zweiten Jah-
reshalfte 1960 im Rahmen der turnusmaRigen Investitions-
planung ein Projekt, das von dem fiir die Hauptabteilung
Organisation verantwortlichen Friedrich Lenz am 3. Februar
1961 Heinrich Nordhoff zur Entscheidung vorgelegt wurde.
Die geplante Miillverbrennungsanlage sollte die gesamten
Abfallstoffe des Werkes —immerhin 10 Tonnen am Tag — voll-
standig verbrennen bzw. einschmelzen. Das hierbei entste-
hende Nebenprodukt, "ein hochwertiges Granulat”, konne
zwar nicht im Wohnungsbau, jedoch im Strallenbau einge-
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setzt werden.>* Zusitzlichen Ertrag versprach die Kopplung
der Miillverbrennungsanlage mit einer Niederdruck-Kessel-
anlage, mit der technische Warme erzeugt und verteilt wer-
den sollte. Um spater zusatzlich auch "Miill der Stadt Wolfs-
burg verbrennen zu kénnen", schloss der Projektentwurf aus-
driicklich Erweiterungsméglichkeiten ein.>> Da die techni-
schen Untersuchungen und Vorbereitungen noch nicht ab-
geschlossen werden konnten, war der Baubeginn des Vorha-
bens fiir 1963 vorgesehen.

Die neue Anlage schien mithin nur Vorteile zu bieten, so dass
Heinrich Nordhoff den Aufsichtsrat der Volkswagenwerk AG
um Bereitstellung der Investitionsmittel in Hohe von 3,5
Millionen DM bat. "Zur geruch- und rauchfreien Abfallvertil-
gung" wiirden die Abfallstoffe "zu fliissiger Schlacke ver-
brannt”, die schadlos abgeleitet werde, wahrend die dabei
gewonnene Warme dem Heizungskreislauf zugehe. Die Mll-
verbrennung wurde vornehmlich als MaBnahme zur Erweite-
rung der Energieanlagen betrachtet. Da sich die Investition
nach Uberzeugung Heinrich Nordhoffs "schnell bezahlt
machen" wiirde, stimmte am 23. Februar 1961 der Aufsichts-
rat der Mittelbereitstellung zu.5®

Damit hatte die Energie-Wirtschaftsstelle freie Bahn, und
Wilhelm Zschintzsch griff den Vorgang am 13. Mdrz 1961
gegenuber Heinrich Nordhoff in einer Art Grundsatzerkla-
rung mit dem Ziel auf, durch eine Konturierung des Hand-
lungsbedarfs alsbald zu einer Entscheidung tber das vorge-
schlagene Verbrennungsverfahren und den Standort der
neuen Millverbrennungsanlage zu kommen. Zschintzsch
bezeichnete deshalb die bisherige Mullverbrennung als

"Primitiv-Anlage". Die "hdRlichen Qualmerscheinungen sowie
die Ubrigbleibenden Verbrennungsprodukte" zwangen "zu
einer technisch und hygienisch einwandfreien Losung in
einer neuen Anlage".>” Die Verbrennung von Siedlungs- und
Industriemdill sei generell "zu einem Problem" geworden,
weshalb Zschintzsch die taglich im Volkswagenwerk anfal-
lenden 100 Tonnen Miill in neuen Verbrennungseinrichtun-
gen "ohne duBere Belastigung" zu einem "fiir die verschie-
densten Zwecke verwertbaren Granulat einschmelzen"
wollte. Der Leiter der Energie-Wirtschaftsstelle raumte ein,
dass in Deutschland die "Miillbeseitigung bisher ganz all-
gemein stiefmiutterlich behandelt” worden sei, so dass in
den wenigen in Europa vorhandenen Trommel- und Rost-
feuerungsanlagen noch kein einwandfreies Verbrennungs-
verfahren zur Anwendung kame.

Zschintzsch praferierte dagegen die "neuzeitliche Flam-
menkammer-Millverbrennung", die von Dr.-Ing. Johannes
Wotschke entwickelt worden war. Das mit Hochtemperatur-
schachtdfen arbeitende Verfahren versprach insbesondere
bei Industriemiill die "Ein- und Verschmelzung der Miillpro-
dukte" zu Granulat. Als besonderen Pluspunkt vermerkte
Zschintzsch, dass auch die im Kraftwerk anfallende Braun-
kohlenasche in das entstehende Granulat eingebunden
werden konnte. Der Kraftwerksexperte prophezeite damit
gleichsam eine "Vernichtung des Miills" und bewertete das
Wotschke-Verfahren hierbei als einen "auBerordentlichen
Fortschritt".>® Die enge Verbindung zwischen Schachtofen-
System und Warmeausnutzungskessel verhief3 nach Ansicht
von Wilhelm Zschintzsch zum einen die Reduzierung der
Erstellungskosten. Zum anderen eroffnete das vermeintliche



Ende des Miillzeitalters eine Erweiterung der betrieblichen
Energieerzeugung. Mit dem Wotschke-Verfahren knne man
nicht nur "der auf andere Weise nicht mehr zu beherrschen-
den Abfallmenge des Werkes" beikommen, sondern auch der
Kommune aus der Bredouille helfen. "Die Stadt wei8 schon
heute nicht mehr, wo sie den Miill unterbringen soll", be-
schied Zschintzsch und schlug vor, die taglich in der Kommu-
ne anfallenden 50 Tonnen Abfall nicht zuletzt wegen der da
bei gewonnenen Warmeenergie ebenfalls in der geplanten
Miillverbrennungsanlage zu entsorgen.>?

Dieser Absicht entsprach der unmittelbar an der Gielerei
gelegene Standortvorschlag, da hierdurch einerseits die pro-
blemlose Anlieferung der Siedlungsabfille und andererseits
die Ableitung der entstehenden Abgase tiber den vorhande-
nen GieRereischornstein gewahrleistet ware. "Damit die
Planungsarbeiten zu Ende gefiihrt werden" konnten, bat
Zschintzsch den Vorstandsvorsitzenden Heinrich Nordhoff
"baldméglichst eine Verstandigung tber die Platzfrage her-
beizufiihren".%° Die daraufhin von Nordhoff zur Klarung der
Standortfrage anberaumte Besprechung, an der neben Wil-
helm Zschintzsch und dem Leiter der Fabrikinstandhaltung,
Bernhard Heiny, vor allem auch das fiir Produktion zustandi-
ge Vorstandsmitglied Otto Hohne teilnehmen sollte,’” kam
nicht zustande, da Wilhelm Zschintzsch im Friihjahr 1961 zeit-
weilig erkrankte und seine bevorstehende Urlaubsreise in die
Schweiz u.a. dazu nutzen wollte, eine von der Firma Roll in
Ziirich betriebene Miillverbrennungsanlage zu besichtigen

und uber deren Betriebskosten Erkundigungen einzuholen.

Zschintzsch versicherte, dass dies die Entscheidung erleich-
tern wiirde, "fiir unsere Zwecke den von Herrn Dr. Wotschke
entwickelten Schachtofentyp auszuwihlen".°2 Daraufhin
wurde die Besprechung zunachst um sechs Wochen und
Mitte Juni 1961 auf einen spateren Zeitpunkt vertagt, um
Wilhelm Zschintzsch die Gelegenheit zur Berichterstattung
zu geben.®3

Die vollmundigen Ankuindigungen hatten zu tiberspielen
versucht, dass das Flammenkammer-Einschmelzverfahren
des Dr.-Ing. Wotschke alles andere als auf groBanlagentaugli-
chem Stand war, wie tiberhaupt Miillverbrennungsverfahren
zu dieser Zeit nur unzureichend erforscht waren.® Besonders
die von anderen Abfallbestandteilen deutlich abweichenden
Reaktionen von Kunststoffen wahrend des Verbrennungs-
vorgangs machten den Verfahrenstechnikern zu schaffen.®
Die heterogene Zusammensetzung des Abfalls und die
Erzeugung der fiir den Verbrennungsvorgang benotigten
hohen Temperaturen drohten Probleme zu bereiten. Die
Planungen der Anlage konnten deshalb auch erst im Verlauf
des Jahres 1962 bis zur Vertragsreife gebracht werden.®®
1963 begannen neben der GieRerei in 130 Metern Entfernung
von der ostlichen Werksgrenze die Arbeiten an dem Bauwerk
mit einer Grundflache von 950 Quadratmetern. Die techni-
sche Anlage "wurde in Verbindung mit dem Ingenieurbiiro
Dr. Wotschke bestellt".5” Der Projektentwurf sah vor, die Ver-
brennungsanlage zur Beseitigung von Industrieabfallen und
die bei der Verbrennung anfallende Abgaswarme zur Heif3-

wassererzeugung auszunutzen. Das "zur Verbrennung und
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Bau der neuen Miillverbrennungsanlage
in der Nahe der GieBerei, 1963.

Einschmelzung" von bis zu 100 Tonnen Industriemiill am Tag
gewahlte Flammenkammer-Verfahren sollte in der Lage sein,
"Abfalle jeder Art ohne Vorbehandlung" in staubfreies heilRes
Rauchgas und in vollig ausgebrannte schmelzflissige

Schlacke zu zerlegen.68

Den Betrieb der neuen Mullverbrennungsanlage, die stiind-
lich knapp 5 Tonnen Mill verbrennen sollte, genehmigte die
Stadt Wolfsburg am 30. Januar 1964.69 Auch die gutachter-
liche Stellungnahme der Abteilung fiir Warme- und Kraft-
wirtschaft des Technischen Uberwachungs-Vereins Hannover
eV. (TUV) machte am 20. Juli 1964 auf der Basis der Betriebs-
beschreibung bezuiglich der zu erwartenden Rauchgas- und
Flugstaubemission "keine Bedenken" im Sinne des Paragra-
fen 16 der Gewerbeordnung geltend, zumal der Einbau eines
Elektrofilters und die Abfiihrung des Abluft-Rauchgasgemi-
sches liber den 70 Meter hohen GieRereischornstein die
"ausreichende Verdiinnung und Verteilung von evtl. in die-
sem Gasgemisch enthaltenen geringen Schadstoffkonzentra-
tionen" sicherstellen wiirden.”® Eine "UibermaRige von der
Abfallverbrennung herriihrende Rauch- und RuBbildung"
sollte aber nach den geltenden VDI-Richtlinien vermieden
werden, wie der TUV Hannover den Betreiber uberhaupt
an-hielt, "die Einhaltung dieser Werte sowie die Einhaltung
des spezifischen Reingasstaubgehaltes" messtechnisch tber-

prifen zu lassen.”
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Mit der Mullverbrennungsanlage verbanden sich weitrei-
chende Erwartungen. Dem Betriebsausschuss versprach
Bernhard Heiny im August 1964 anlasslich einer Besichtigung
der Millschmelze, dass nunmehr die friiheren "Belastigun-
gen ausgeschaltet” waren und auch in der GieRerei nach
dem fiir das Jahr 1965 vorgesehenen Einbau einer Elektro-
Filteranlage "Beldstigungen durch Schmutz entfallen” wiir-
den.” Das Flammenkammer-Verfahren erwies sich aber
noch im gleichen Jahr als nicht funktionsfahig, da die "lau-
fenden Versuche misslangen”, die Anlage in Betrieb zu neh-
men.”> Geschmolzene Reststoffe klumpten im Ofenraum
zusammen und verhinderten einen regelmafigen Verbren-
nungsvorgang. AuBerdem uberhitzte der StahImantel des
Ofenkorpers, wodurch wesentliche Bauteile zerstort wurden.
Die verfahrenstechnischen Probleme waren derart gravie-
rend, dass die Anlage wohl erst im folgenden Jahr "durch
Umbauten in eigener Regie" funktionsreif wiirde. Daraufhin
beendete das Volkswagenwerk am 31. Oktober 1964 das mit
Dr.-Ing. Wotschke uber die Errichtung einer Miillverbren-
nungsanlage geschlossene Vertragsverhaltnis mit einer
Schlussvereinbarung.’”

Zwar vermochten die Fabrikinstandhaltung und die Bau-
abteilung die Millverbrennungsanlage nach vielen Umbau-
ten und Verbesserungen im Folgejahr "in einen betriebs-
fahigen Zustand" zu versetzen, der einen kontinuierlichen
Betrieb von jeweils 8 bis 12 Tagen erlaubte.” Bis Ende 1965
konnten jedoch nur 59 Betriebstage verzeichnet werden,

an denen 1.600 Tonnen Mill verbrannt und Warme im Wert

Beschadigungen an Ofenbauteilen, 1965.



von 80.000 DM in das Technische Warmenetz eingespeist
wurden. Angesichts von Anderungs- und Reparaturkosten
von etwa 600.000 DM, die nur bis zur Halfte von der Haft-
pflichtversicherung des Lieferanten gedeckt wurden, beab-
sichtigte der von Horst Backsmann geleitete Arbeitsbereich
der Rechtsabteilung, Schadensersatzforderungen bei Dr.
Wotschke beizubringen.76 Die endglltige Schadensrege-
lung zog sich allerdings bis in das Jahr 1968 hin, als dessen
Versicherer eine Zahlung von 150.000 DM zusagte.”’

Die Wotschke-Anlage diente nach allgemeiner Ansicht allen-
falls dazu, "Erfahrungen zu sammeln, die den Weg fiir eine
endgliltige Losung weisen" konnten. Die "Erreichung einer
befriedigenden Losung" mache dagegen weitere Umbauten
am Ofen und dariiber hinaus die Neubeschaffung eines Was-
serrohrkessels erforderlich.”® Das Volkswagenwerk hatte sich
mit seinem Referenzobjekt gleich zwei Probleme eingehan-
delt: Das neue Verfahren verfehlte bei hohen Reparatur- und
Betriebskosten die versprochene Leistung und die betrieb-
lichen Mullmengen wurden nicht in ausreichendem MaRe
beseitigt. Wenngleich die Anlage 1966 immerhin an 156 Ta-
gen gefahren werden konnte, war die Verbrennungsmenge
von 4.600 Tonnen Abfall kaum mehr als der Miillanfall eines
Monats.”?

Volkswagen-Ingenieure suchten daraufhin eine eigene
Losung. 1966 konnte der Umbauplan fertiggestellt und
nach Bereitstellung von Investitionsmittel durch das Projekt
5416/2 die Bestellung eines neuen Abhitzekessels und des
Ofenumbaus aufgegeben werden. Das Verfahren, mit dem

Verbrennungstemperaturen zwischen 1.400 und 1.700°
Celsius erreichbar waren, wurde auf das spezifische Mullauf-
kommen des Werks abges’cimmt.80 Nach sechsmonatiger
Bauzeit ging die modifizierte Miillverbrennungsanlage im
Oktober 1967 in Betrieb, die nach Einschatzung der Fabrikin-
standhaltung "zur vollen Zufriedenheit" arbeitete.®’ Darauf-
hin konnte die alte, nordlich der Halle 8 gelegene Miillver-
brennungsanlage 1968 abgerissen werden 82

Die Verbrennungsleistung der Anlage betrug 60 Tonnen Miill
am Tag, so dass bei kontinuierlichem Betrieb der wochentlich
anfallende feste und brennbare Industriemll des Werks
Wolfsburg an vier Tagen verbrannt werden konnte. Die Uber-
nahme von Altél und Schlammen aus den Werken Hannover
und Braunschweig sollte die verbliebene Leistungsreserve
reduzieren. Die Warmebilanz der gesamten Anlage wurde
mit 72,5 Prozent der eingebrachten Brennstoffwarme bezif-
fert — unter Beriicksichtigung der durch den Einsatz chlor-
und schwefelhaltiger Kunststoffabfdlle erforderlichen Abgas-
temperatur von 250° Celsius und den damit einhergehenden
Abgasverlusten nach Ansicht von Bernhard Heiny ein "auller-
ordentlich guter Wert".®3 Der zur Deckung aller Betriebs-
kosten erforderliche Warmepreis von 17 DM je Gigakalorie lag
nur unwesentlich tiber dem Verrechnungspreis des konven-
tionellen Heizkraftwerks mit Erdgasbetrieb im Werk Emden.

Gewisse Verbesserungsmoglichkeiten wurden noch gesehen
—die Ofenbeschickung sollte 1968 durch eine Funkfernsteue-
rung des in 20 Metern Hohe am Hallendach installierten
Polypgreifers rationalisiert werden. Die Umbauten an der
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Baustoff Miill, 1967. Ofen und Polypgreifer der neuen
Miillverbrennungsanlage, 1967.



Miillverbrennungsanlage sowie die im September 1964
erlassene "Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft"
(TA Luft), die einen Grenzwert der staubformigen Emissionen
von 150 Milligramm pro Normalkubikmeter Rauchgas fest-
gelegt hatte, machten aber eine neuerliche gutachterliche
Stellungnahme des TUVs in Hannover liber die zu erwarten-
de Rauchgasemission erforderlich. Nach messtechnischen
Untersuchungen kam der Bearbeiter des TUVs Hannover,
Ingenieur Smidt, zu der Bewertung, dass die staubféormigen
Emissionen "erheblich” Giber dem festgesetzten Grenzwert
liegen wiirden und stellte fest, dass nur durch den Einbau
einer Entstaubungsanlage der Grenzwert eingehalten wer-
den konnte.®

Der Einbau einer Entstaubungsanlage war unternehmenssei-
tig ohnehin schon seit 1967 vorbereitet worden, so dass dem
Thema Luftemissionen friih die Spitze genommen war.%
Dariiber hinaus konnten durch die 1967 beantragte und 1968
realisierte Olfeuerungsanlage die notwendig hohen Tempe-
raturen erzielt werden, um die Schadstoffmengen auf niedri-
gem Niveau zu halten.®® Die Stadt Wolfsburg genehmigte
die vollstindige Umstellung von Gas- auf Olzusatzfeuerung
am 29.Juli 1971 unter der Voraussetzung, dass die Abgase
durch eine Entstaubungsanlage weniger als 150 Milligramm
je Normalkubikmeter Reststaub enthielten und der Schwefel-
dioxid-Auswurf einen Hochstwert von 0,75 Milligramm je
Kubikmeter Luft nicht iiberschritt.®”
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Die Hiirde zu einem erfolgreichen Betrieb schien mithin 1968
genommen, als wahrend der 5.500 Betriebsstunden der Muill-
verbrennungsanlage aus insgesamt 35.000 Kubikmetern
bzw.12.500 Tonnen Miill 45.000 Gigakalorien erzeugt wur-
den, mit denen 15 Prozent des gesamten technischen Warme-
bedarfs gedeckt werden konnten .88 Als Endprodukt blieben
2.280 Kubikmeter feinkorniges, steriles, geruchloses Schlack-
engranulat lbrig, das bei "Gelandeauffiillungen ohne Be-
nachteiligung des Grundwassers" Verwendung fand.®® Dar-
aufhin setzten nach der Ausarbeitung von Patentschriften
Verhandlungen zur Vergabe von Verfahrens- und Ofenpaten-
ten mit dem Ziel der Vermarktung des Volkswagen-Weges
bei der Miillverbrennung ein.?° Es bestand die Hoffnung,
durch die Vergabe von Know-how-Lizenzen die beim Anla-
genbau entstandenen "Aufwendungen wieder auszuglei-
chen".?" Zu diesem Zweck wurden 1968 Verhandlungen mit
auslandischen Interessierten, wie der amerikanischen Dravo
Corporation und dem Londoner Ingenieurbtiro Constructors
John Brown Ltd. (CJB), aufgenommen.

Um die Interessenten von den Vorteilen der Miillverbren-
nungsanlage des Volkswagenwerks zu liberzeugen, wurde
Firmen-Abordnungen deren Funktionsweise vor Ort gezeigt
und erlautert. Am 18. September 1968 wurde die Anlage zwei
Vertretern von CJB%* und in der letzten Septemberwoche des
Jahres 1968 der Dravo Corporation vorgefiihrt.”> Zur Heraus-

stellung der Leistungsfahigkeit der Hochtemperaturanlage
und der Verwendbarkeit fiir Siedlungsabfalle wie fiir Indus-
triemill wurde der Ofen ohne negative Auswirkungen auf
das Betriebsverhalten sowohl mit Hausmiill aus Arbeiter-
Unterkiinften als auch mit Autoreifen, Papier und Kunststoff-
abfillen gefahren.%%

Wahrend die Verhandlungen mit den CIB-Ingenieuren, denen
GroBbritannien zunachst als ein "glinstiger Absatzmarkt" fiir
das Einschmelzverfahren erschien,?> wegen Unklarheiten
uber die Lizenzsituation ergebnislos blieben,96 schloss die
Volkswagenwerk AG am 22.Juli 1969 mit dem amerikani-
schen Industrieanlagen-Hersteller Dravo Corporation aus
Pittsburgh einen Lizenzvertrag, der die Weitergabe des tech-
nischen Wissens lber die Entwicklung und den Betrieb der
Miillverbrennungsanlage regelte. Der Vertrag gab den Nach-
bau der Mullverbrennungsanlage des Volkswagenwerks in
den USA, Kanada, Stidamerika, Japan und Australien gegen
Lizenzgeblihren frei. Der Vertrag sah als "Goodwill-Voraus-
zahlung" die unmittelbare Zahlung einer Anfangspauschale
von 100.000 DM vor, die am 23. November 1970 einging.97
Nach Erstellung neuer Miillverbrennungsanlagen sollte unter
Berlicksichtigung der Anlagenkapazitat eine Stucklisten-
gebuhr fillig werden, die mindestens 60.000 DM betragen
wiirde.



Das Volkswagenwerk stand seit Juli 1968 mit weiteren Inter-
essenten, etwa der Jenbacher Werke AG, in Verhandlungen,
die aber wegen streitiger Lizenzfragen im Sande verliefen.9®
Mit Vertretern der Freier Grunder Eisen- und Metallwerke
GmbH aus Salchendorf waren im September 1968 die Ge-
sprache so weit gediehen, dass Otto Hohne namens des
Volkswagen-Vorstandes anbot, "fiir den raumlichen Gel-
tungsbereich Europa die ausschlieBliche Nachbaulizenz" ein-
zurdumen, sofern fiir jede verkaufte Anlage eine Lizenzge-
biihr von 5 Prozent der Anlagekosten an Volkswagen entrich-
tet wiirde.® Das Siegerlander Unternehmen war zwar am
27. November 1968 an einer Lizenznahme fir Deutschland
und Europa "nach wie vor sehr interessiert”, brachte jedoch
auf der "Verkaufsseite" eine "gewisse Skepsis" zum Ausdruck,
"da der Markt fiir derartige Anlagen erst noch erschlossen
werden misse und die Absatzchancen doch sehr ungewif3
seien".’°® In einem Schreiben an Otto Hohne, den Vorstand
fur den Geschaftsbereich Produktion, betonte die Geschafts-
leitung der Freier Grunder Eisen- und Metallwerke GmbH am
13. Dezember 1968 , dass Miillverbrennungsanlagen zu die-
sem Zeitpunkt "sehr schwierig abzusetzen" seien, da Indu-
striebetriebe aber auch Kommunen ihren Miill "zur Zeit billi-
ger auf Lagerplatzen" unterbringen kénnten, die "zum groRB-
ten Teil kostenlos" oder zu Ablagerungskosten von allenfalls
5 DM pro Tonne zur Verfiigung standen.'’

Neben diesen kaufmannischen Bedenken stand auch die
ungeklarte Rechtslage einem Vertragsabschluss entgegen.
Dr.-Ing. Wotschke hatte mit allen Interessierten Kontakt
aufgenommen und auf seine patentrechtlichen Anspriiche
hingewiesen, die beim Verkauf von neuen Anlagen zu be-
riicksichtigen waren. Dr.-Ing. Johannes Wotschke stellte sich
auf den Standpunkt, dass mit der Schlussvereinbarung vom
31. Oktober 1964 zwar eine Abfindungssumme vereinbart,
nicht jedoch seine Patente gekauft worden seien.'®® Tatsich-
lich hielt er im Zusammenhang mit dem Flammenkammer-
Verfahren im Inland, aber auch in anderen europaischen
Staaten sowie in den USA, Kanada und Japan eine ganze

Reihe von Patenten.'”3 Obgleich nach Auffassung des Volks
wagenwerks die deutschen und sonstigen europaischen
Schutzrechte von Dr.-Ing. Wotschke nicht berlhrt wirden,
sah sich Otto Hohne aufRer Stande, eine Haftungserklarung
gegeniiber den Interessenten abzugeben.'®* Auch das im
Friihjahr 1969 vorgelegte Gutachten tber die mogliche
Berlihrung der Mullverbrennungsanlage des Volkswagen-
werks mit den Patentanspriichen des Dr.-Ing. Wotschke
brachte keine Wende mehr."®> Die mit der Salzgitter AG,
Krauss-Maffei, der Koppers-Wistra-Ofenbau GmbH und an-
deren Unternehmen gefiihrten Gesprache blieben vor dem
Hintergrund der "ungeklarten Patentsituation” und ange-
sichts des "ungewohnlichen Verbrennungsverfahrens" ohne
Ergebnis.’°®
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Miillverbrennungsverfahren galten in der Bundesrepublik
Deutschland, wo zu Beginn der 1970er Jahre nur 35 kommu-
nale Miillverbrennungsanlagen in Betrieb waren, als unwirt-
schaftlich. Die kostengtinstigere Millablagerung erhielt fast
uberall Vorrang und nach verbreiteter Meinung standen den
Errichtungs- und Unterhaltungskosten nur gering erschei-
nende Aussichten gegentiber, aus der Nutzung der Abwarme
nennenswerte Einnahmen zu erzielen. Uber das Abfallauf-
kommen und die Beseitigungsverfahren in Industrieunter-
nehmen bestanden damals liberhaupt nur geringe Kennt-
nisse,’®’ und statistische Erhebungen tiber Abfallaufkommen
und -beseitigung des produzierenden Gewerbes wurden

sogar erst 1975 aufgenommen.'®

Die Vorteile der im Volkswagenwerk errichteten Miillverbren-
nungsanlage lagen in dem Einschmelzen aller Miillbestand-
teile und der Volumenreduktion auf 6 Prozent der Einfiill-
menge.'®® Eine im September 1971 durchgefiihrten Analyse
der Rauchgasproben auf Stickstoffoxide gab keinen Anhalt
fir ein Uberschreiten von Grenzwerten, wie die chemische
Zusammensetzung der Schlackenproben unter Umweltge-
sichtspunkten als unproblematisch erschien."® Daraufhin
entwickelte sich die Millverbrennung zur Hauptsaule der
betrieblichen Abfallbeseitigung, die 1973 etwa die Halfte des
Gesamtmiillaufkommens von 85.000 Kubikmetern betraf."
Die mit dem Abfallbeseitigungsgesetz vom 7.Juni 1972 und
dem Niedersdchsischen Ausfiihrungsgesetz erforderlich
gewordene Anmeldung der im Januar 1964 genehmigten
und voll ausgelasteten Mullverbrennungsanlage stellte die
Anlage gleichsam auf den Prifstand.™

Schlackengranulat als Endprodukt der
Miillverbrennungsanlage, 1973.



Schon beim ersten Ortstermin zeichnete sich mangels grund-
satzlicher Bedenken ab, dass der Weiterbetrieb ohne weitere
Einschrankungen erfolgen konnte."® Mit Verfiigung vom
2.Januar 1974 verlegte der Regierungsprasident in Liineburg
die Zustandigkeit "fiir die vorschriftsmaRige Beseitigung der
ausgeschlossenen Abfallstoffe" auf das "VW-Werk als Besit-
zer selbst". Damit nahm die Genehmigungsbehdrde von der
Absicht des Volkswagenwerks Kenntnis, im Jahresverlauf
rund 15.000 Tonnen Industrieabfalle, darunter Altpapier und
Kartonagen, Altholz, Textilien, Leder, Gummi, Kunststoffabfal-
le, Schaumstoff, Kleber- und ausgehartete Farbabfille, Filter-
koks, Konservierungswachs sowie Kantinen- und Miillton-
nenabfdlle der Miillverbrennungsanlage zuzufiihren. Darin
sollten zusatzlich noch mehr als 2.200 Tonnen Sonderabfille,
darunter 50 Tonnen cyanid- und 6lhaltiges Altsalzgranulat,
1.378 Tonnen Altdl, 700 Tonnen Benzin und 33 Tonnen der

Bremsflissigkeit Glykol, verbrannt werden."*

Die mittlerweile in die Jahre gekommene Anlage bewaltigte
das in seiner Zusammensetzung recht komplexe Abfallauf-
kommen aber nur noch unzureichend. Infolge der erlassenen
Reduzierung der Emissionsgrenzwerte, die mit der bestehen-
den Anlage nicht eingehalten werden konnten, ruhte die
Miillverbrennung von Mitte 1978 an."> Mit Schreiben vom

7. Dezember 1978 kiindigte die Volkswagenwerk AG dem
Regierungsprasidenten in Braunschweig an, dass die Miill-
verbrennungsanlage des Werkes Wolfsburg im Januar 1979
endgiiltig stillgelegt wiirde."® Damit endete das Kapitel der
betrieblichen Miillverbrennung, ohne dass dessen Innova-
tionspotenzial, insbesondere die Miillreduzierung und Ener-
gierlickflihrung, wegen der unzureichenden Rauchgasreini-
gung vollends zum Tragen kommen konnte."” Neben der
Miillvermeidung blieb als einzige Moglichkeit zur Abfallbe-

seitigung die Deponierung.



Von der Ablagerung
zur Deponierung des Restmiills

Das Prinzip der Abfallwirtschaft lautete traditionalerweise
"Ablagerung", von der die 1968 amtierende Bundesregierung
auch "kiinftig in groRerem Umfang Gebrauch machen" woll-
te."® Nicht wieder verwertbare und unbrennbare Reststoffe
kamen auf "Halde" und wurden an fiir geeignet gehaltenen
Platzen abgekippt."® Im Volkswagenwerk diente beispiels-
weise nach Kriegsende Bauschutt zur Verfiillung von Bom-
bentrichtern. Spater wurden stidlich der Aller die Wiesen des
tief liegenden Werksgelandes mit Abfallstoffen, wie Bau-
schutt, GieBereisand, Kraftwerksschlacke und verunreinigtem
Metallstaub, bis zu 2,50 Meter hoch mit dem Ziel aufgeschiit-
tet, das Gelandeniveau der bereits bebauten Flachen am
Mittellandkanal herzustellen, um die Voraussetzungen fiir
eine bauliche ErschlieBung des Areals zu schaffen.””® Hierbei
wurde auch der bei der Vertiefung der Regenwasserriickhal-
tebecken anfallende Schlamm sowie Klarschlamm zur Auf-
fillung des Werksgelandes benutzt. Im Januar 1956 nahm
der Betriebsratsvorsitzende Hugo Bork ein neuartiges Verfah-
ren in Augenschein, mittels dessen das fiir den Bau der Ver-
suchsbahn vorgesehene Gelande im Nordwesten durch
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"Absaugung und Aufschiittung" erhoht wurde.

Neun Jahre spater, als die beiden existierenden Riickhalte-
becken zu einem grofRen vereinigt wurden, schaffte man den
Aushub zum Baugebiet der Technischen Entwicklung stdlich
der Einfahrbahn. Da hierdurch 75 Prozent der Kosten einge-
spart werden konnten, die ansonsten fiir die Beibringung von
Fiillb6den angefallen waren, kam dieser Form der Abfallver-
wertung auch ékonomische Bedeutung zu.”**

Dariiber hinaus entstanden auf dem Werksgeldnde oder in
seiner naheren Umgebung gesonderte Ablagerungsstellen
fiir Schlamme und nicht brennbare feste Stoffe. Ende der
1950er war bei der Auffiillung des vorherigen Odgelindes
nordlich der Halle 15 in etwa 60 Metern Entfernung zur Aller
ein drei Hektar grol3es Areal ausgespart worden. Die dabei
entstandene Grube wurde fiir die Ablagerung von 12, fiir un-
giftig gehaltenen Schlammen genutzt. Diese konnten zum
einen Teil in den bestehenden Aufbereitungsanlagen nicht
gereinigt werden oder waren zum anderen Teil bereits Riick-
stande aus Trennverfahren. Andere Schlamme fielen im Pro-
duktionsprozess an, ohne dass "brauchbare Verfahren fiir
eine Trennung" existierten.'”3

Eine Restmiillkippe befand sich im nordwestlichen Bereich
des Werksgelandes zwischen den neuen Forschungsgebau-
den und der BundesstraRe 248. Hier wurden von etwa 1965
an als "geruchfrei und neutral” eingeschatzte Stoffe abgela-
gert, vergleichbar jenen, die im nordlichen Werksbereich zur
Geldndeauffillung benutzt worden waren: Papier, Holz,
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Pappe, Sandbdden, Aushub, Bauschutt, GieBereisand mit
Kunststoffanteilen, Kunststoffverschnitt und -ausschuss,
Farbe in pastenartiger Form und Filterkuchenreste aus der
Galvanik.”* Wie bei der Schlammgrube bildete eine Fein-
sandschicht mit guten Filtereigenschaften den Untergrund.
In beiden Fallen bestand keine erkenntliche Gefahr, dass
Abfallstoffe das Grundwasser verunreinigen konnten. Aller-
dings musste die Werksfeuerwehr auf dieser Miillkippe
mehrfach die durch aerobe Garungsprozesse ausgeldsten
Brinde ldschen.'?

Von 1965 an lagerte das Volkswagenwerk nordlich des Werks-
geldandes in einer auf halber Strecke zwischen den Ortschaf-
ten Brackstedt und Kastorf gelegenen, gepachteten Kiesgru-
be Béden, Bauschutt sowie Kunststoffabfille und GielRerei-
sand ab.”?® Im September 1969 schwebten Nutzungsver-
handlungen wegen einer "Miillablagerungsstatte" in Brack-
stedt.””” Das Schiittgut wurde bedarfsweise planiert und

auf diese Weise verdichtet. Als besonderer Vorteil der Lager-
statte erwies sich der Abschluss nach unten und zu den Sei-
ten durch Lehm und Ton."?®

Etwa 10 Kilometer slidwestlich der Fabrik zwischen den
Dérfern Grassel und Essenrode betrieb das Volkswagenwerk
noch einen Schlammlagerplatz. Das Gelande war in enger
Abstimmung mit dem Niedersachsischen Landesamt fiir
Bodenforschung ausgewahlt und zum grof3en Teil bereits
Ende 1966 angekauft worden. Mit mehreren Tief- und 18
Handbohrungen hatte der Gutachter der Behorde, Dr. Frie-
drich Preul, festgestellt, dass sich unter der geplanten Abla-
gerungsflache eine machtige Tonschicht befand und sich

das Gelande "zur Aufnahme wassergefahrdender Industrie-
riickstande nach entsprechender Vorbereitung sehr gut” eig-
nen wiirde."?

Anfanglich wurden hier in einer GréBenordnung von 30 Ku-
bikmetern in der Woche unbrennbare Schlamme und Lack-
reste eingebracht, die u.a. aus Maschinendlabscheidern, aus
der Cyanidentgiftung, den Abscheidern der Roto-Finish-Anla-
ge und der Neutralisationsanlage der Entlackungshalle sowie
aus dem Spiilbad der organischen Entlackung stammten.3°
Zunachst sollte ein Becken mit einem Fassungsvermogen von
3.000 Kubikmetern geschaffen werden, das bedarfsweise um
weitere erganzt werden sollte. Das Volkswagenwerk hatte
am 21. Februar 1967 unter Verweis auf das Niedersachsische
Wassergesetz um eine Betriebserlaubnis nachgesucht. Der
Landkreis Gifhorn erteilte gemaf3 Paragraf 2 der Verordnung
zum Schutz von Landschaftsteilen im Kreise Gifhorn eine
Ausnahmegenehmigung "fiir die Errichtung des geplanten

Schlammlagerplatzes nebst Schlammgruben".’??

Dem Unter-
nehmen wurde darin aufgetragen, das in einem Landschafts-
schutzgebiet gelegene Areal mit einem 15 Meter breiten
Schutzstreifen gegen eine Einsichtnahme von auf3en zu
umgeben, eine Einzaunung vorzunehmen, die verfiillten
Schlammlagerbecken mit einer Bodenschicht abzudecken
und zu begriinen. Nach Abschluss der Schlammablagerung
sollte eine Begrlinung hergerichtet werden, die fiir eine An-
passung an die sonstige Umgebung Sorge trug. Der Ausbau
von Schlammlagerbecken durfte nur bedarfsweise erfolgen,
und einmal jahrlich sollte vor Ort ein Besichtigungstermin
mit Vertretern des Unternehmens und der Unteren Natur-
schutzbehorde stattfinden.
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Zu Fragen der Miillentsorgung fehlten spezifische gesetzliche
Regelungen. Die Gewerbeordnung, das Wasserrecht und das
Gesetz Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung boten
nur eingeschrankte Moglichkeiten, die Abfallbeseitigung zu
regeln. Daraufhin setzten Ende der 1960er Jahre Bestrebun-
gen ein, eine gesicherte Rechtslage auf dem Gebiet der Ab-
fallbeseitigung zu schaffen, die in dem am 11.Juni 1972 in
Kraft getretenen Abfallbeseitigungsgesetz miindeten.'??
Darin definierte der Gesetzgeber die Beseitigung von Abfall-
stoffen als eine offentliche Aufgabe, die in ihrem Einzugsbe-
reich den Kommunen zufiel. Der Betrieb der dafiir vorgesehe-
nen Anlagen musste von regionalen Aufsichtsbehorden ge-
nehmigt, Giberwacht und im Bedarfsfall liberpriift werden.
Gewerbebetriebe wurden verpflichtet, die anfallenden Ab-
fallstoffe und -mengen den zustdndigen Kommunen zu
melden.4

Nach dem Abfallbeseitigungsgesetz hatten die Unterneh-
men jede Abfallbeseitigungsanlage anzuzeigen und um ent-
sprechende Einzelbetriebsgenehmigung nachzusuchen. Nach
schriftlicher Anzeige bei der Stadt Wolfsburg unterzogen die
beteiligten Behdrden die werkseigene Abfallwirtschaft einer
systematischen Uberpriifung und Bewertung. Zur Klarung
der "Fragen der Abfallbeseitigung des Volkswagenwerkes
Wolfsburg" war eine am 18. September 1973 erfolgte Ortsbe-
gehung mit Vertretern des Unternehmens, der Stadt Wolfs-
burg, des Wasserwirtschaftsamtes Celle und des Regierungs-
prasidenten in Lineburg von vorentscheidender Bedeutung.

Keinerlei Grund zu Beanstandungen gab die Verbrennungs-
anlage, so dass dem Ausschluss dieses Miills von der stadti-
schen Entsorgung die Behorden noch an Ort und Stelle ohne
Auflagen zustimmten.

Demgegentiber zeigte sich der Beauftragte des Regierungs-
prasidenten in Liineburg, Baumgarten, nur zu einem befriste-
ten "Ausschluss des Schlamms und der festen Abfallstoffe"
bereit.”*> Wenn auch bei der Einrichtung neuer Deponien die
Ausschlussfrage erneut entschieden werden sollte, wurde
mit dem Beschluss die Einhaltung einer rechtskonformen
Abfallbeseitigung in die Hand der Volkswagenwerk AG ge-
legt, die von der Stadt Wolfsburg als zustandige Aufsichts-
behorde Einsammlungs- und Beférderungsgenehmigungen
erhalten sollte. Der Ortstermin zeigte aber auch, dass die vor-
handenen werkseigenen Miillablagerungsstatten die im Ab-
fallbeseitigungsgesetz formulierten Vorgaben nur zum Teil
erfullten.

Hinsichtlich der auf dem Werksgeldnde befindlichen
Schlammgrube kiindigte die Stadt Wolfsburg zwar an, den
Weiterbetrieb zu genehmigen, da sie in dichtem Feinsand
uber salzhaltigem Grundwasser lag. Die Kommune legte
jedoch als zustandige Aufsichtsbehorde Mindestauflagen
fest, die zum einen die halbjahrliche Analyse der aus den
1972 erstellten Kontrollbrunnen entnommenen Wasserpro-
ben betraf. Zum anderen sollte das Volkswagenwerk die
Stadt Wolfsburg durch eine Untersuchung der eingelagerten

| 64 2.3 BODEN




Flissigkeiten uber deren chemische Zusammensetzung
informieren. Gegebenenfalls erkannte giftige Stoffe mussten
anderweitig beseitigt werden. Die Kommune verlangte
aullerdem einen Rekultivierungsplan und eine gesonderte

Einzaunung der Schlammgrube.'3°

Die jahrliche Ablagerungsmenge betrug mehr als 21.000
Kubikmeter Schlamm, darunter Bonderschlamm, Farbe aus
Lackieranlagen, Farbschlamm aus Tauchbadern, Schlamm aus
Entgiftungsanlagen, Bohrwasser- und Emulsionsschlamm
sowie Schlamm aus Autowaschanlagen und Kiichenabschei-
dern. Da wahrend der zwolfjahrigen Betriebszeit "kein Scha-
den" verzeichnet werden musste, stellte sich das Volkswa-
genwerk auf den Standpunkt, dass auch weiterhin "kein
Schaden im Sinne des Umweltschutzes entstehen" konne
und fiihrte zur Unterstiitzung die Gutachterliche Stellung-
nahme des Direktors des Staatlich Medizinischen Untersu-
chungsamtes in Braunschweig, Professor Dr. Lothar Popp,
ein."’

Formell genehmigte die Stadt Wolfsburg den Weiterbetrieb
der Deponie fur fliissige Abfdlle am 22. Marz 1976 mit der
Mafgabe, "keine giftigen Schlamme in die Schlammbeseiti-
gungsanlage" einzubringen und einen Rekultivierungsplan
aufzustellen, der MaBnahmen zur Verhinderung des Eindrin-
gens von "Niederschlagswasser in den Schlammkorper" ent-

138

halten sollte.>® Auf einer Besprechung am 7. Mai 1976 wurde

die Fertigstellung des Rekultivierungsplans noch fiir Ende des
Monats angekiindigt. Bei dieser Gelegenheit unterbreitete
der Vertreter der Baubetriebe, Pohlmann, den von der Abtei-
lung Umweltschutz des Bereichs Sicherheit und Transport
unterstiitzten Vorschlag, die Schlammdeponie "baldmog-
lichst stillzulegen und zu rekultivieren"."3?

Die zwischen den Forschungsgeb3auden und der Bundes-
stralBe 248 gelegene Ablagerungsstatte fiir feste Abfallstoffe,
die so genannte FE-Deponie, wurde ebenfalls als "geordnete
Deponie" genehmigt und durfte unter Auflagen weiterge-
flhrt werden. Gegentiber der Kommune unterstrich das
Volkswagenwerk die Unbedenklichkeit der dort abgelager-
ten Reststoffe mit dem Hinweis, dass damit "seit ca. 30 Jah-
ren" die tief gelegenen Wiesen auf dem Werksgelande auf-
gefiillt worden waren.'*® Um die geordnete Ablagerung
sicherzustellen, war fiir diese Deponie neben einem Rekulti-
vierungs- ein Betriebsplan auszuarbeiten. AuBerdem sollten
auch in diesem Bereich Kontrollbrunnen angelegt werden.
Die Untersuchungsergebnisse der entnommenen Wasser-
proben waren den Aufsichtbehdrden mitzuteilen. Zur Brand-
erstickung musste stets ausreichend Erde bereitgehalten
werden, und die Ablagerungen sollten in Zukunft abgedeckt
werden. Festgelegt wurde auBerdem, dass die Schlacken aus
der Verbrennungsanlage nur schichtweise zwischen die
anderen Stoffe der Feststoffdeponie eingebracht werden
durften.#



In die Kiesgrube in Brackstedt wurden alljahrlich 6.000 Ton-
nen Bauschutt, 41.500 Tonnen GielRereistaub und Altsand
und 200 Tonnen PVC-Abfille eingebracht. Die Regierung in
Lineburg duldete zwar einstweilen die Ablagerung in der
Deponie Brackstedt.'** Die Stadt Wolfsburg hatte jedoch

zu verstehen gegeben, dass der weitere Betrieb untersagt
wiirde, wenn nicht das Volkswagenwerk selbst als Betreiber
tatig wiirde.'" Da in die Deponie Brackstedt auch noch von
anderer Seite Mull abgelagert wurde, war es nach Ansicht
des Rechtswesens nicht méglich, als Betreiber aufzutreten.'4
Die Eigentumerin der Kiesgrube Brackstedt gab in dieser
Situation vorsorglich ihrer grundsatzlichen Bereitschaft zum

Abschluss eines Gestattungsvertrages Ausdruck.'*> Brack-
Verladung und Transpor AR 7' stedt blieb in vielerlei Hinsicht ein Provisorium. Gegeniiber
der Stadt Wolfsburg machte das Volkswagenwerk am 16.
Marz 1976 aber darauf aufmerksam, dass das Unternehmen
ohne die Genehmigung der lange geplanten Deponie Barn-
bruch "weiterhin darauf angewiesen" sei, Industrieabfalle in

Brackstedt abzulagern.'4

Das Volkswagenwerk sicherte auch den Betrieb seiner exter-
nen Schlammdeponien ab. Fiir die Schlammdeponie Essen-
rode stellte das Volkswagenwerk am 13. Oktober 1972 unter
Hinweis auf den sjahrigen storungsfreien Betrieb einen Ge-
nehmigungsantrag nach Paragraf 9 des Gesetzes liber die
Beseitigung von Abfillen.'¥” Anfang 1973 waren dort weitere
Schlammabsetzbecken fertiggestellt worden, die schon ein

Viertel des Gelandes in Anspruch nahmen. Dort wurden
Die Schlammdeponie bei Essenrode, 1971. neben Schleifschlamm acht weitere Schlammsorten eingela-
gert, die aus Wasch- und Bonderanlagen, Emulsionsanlagen,



Luftwdschern, Abscheidern, der EPV-Anlage, den Entgiftungs-
anlagen und den Tiegelwaschplatzen der GieRRerei stammten.
Der Untersuchungsbefund einer am 27. November 1972 von
der Bauabteilung entnommenen Probe ergab einen stark
organischen, durch Phenole gepragten Geruch. Die sonstige
Beschaffenheit des Schlammwasser wurde mit "dunkelgrau,

48 Nach einem Orts-

undurchsichtig, triibe" beschrieben.
termin, der "keine schwerwiegenden Beanstandungen” er-
gab,'*? erhielt das Volkswagenwerk am 22.Juni 1973 vom
zustandigen Landkreis Braunschweig analog zum Genehmi-
gungsverfahren der Schlammgrube auf dem Werksgelande
eine Betriebsgenehmigung. Die darin angeordneten Aufla-
gen zielten hauptsachlich auf die Vermeidung von Oberfla-

chen- oder Grundwasserverschmutzungen ab."°

Auch spa-
terhin ergaben sich beispielsweise anlasslich der Deponie-
besichtigung am 5. Februar 1975 durch Fachbehdrden der
Regierungsprasidenten in Hannover und Braunschweig bzw.
des Wasserwirtschaftsamtes Braunschweig "keine Beanstan-

dungen".”

Der Verband GroRraum Braunschweig stellte
dementsprechend mit Schreiben vom 13.Juni 1977 fest, dass
auch nach Erlass einer Landschaftsschutzverordnung die
"Schlammdeponie im Rahmen und im Umfang der erteilten

Genehmigungen" weiter betrieben werden konnte.">?

Das Abfallbeseitigungsgesetz mit seinen formalisierten Ge-
nehmigungsverfahren bewirkte zweifelsohne eine bessere
Transparenz der betrieblichen Abfallwirtschaft. Es veranlasste
das Volkswagenwerk zugleich zur Bilanzierung der zukiinftig
verfligbaren Ablagerungsmoglichkeiten. Ein in diisteren Far-
ben gehaltener Bericht der Abteilung Tiefbau der Baubetrie-

be unterstrich im November 1972 den Handlungsbedarf,
indem die Baubetriebe das fiir Produktion zustandige Vor-
standsmitglied Glinter Hartwich darauf hinwiesen, dass die
Kapazitat der Kiesgrube Brackstedt bald erschopft sei. Unter
Berlicksichtigung der neuen Rechtslage sprach sich Hannes
Tresp mit dem Ziel einer langfristigen Sicherung von Depo-
niekapazitaten fiir eine grundsatzliche Neuordnung der
werkseigenen Abfallwirtschaft aus und lenkte den Blick auf
die Barnbruchswiesen, wo die Stadte Wolfsburg und Fallers-
leben Mitte der 1960er Jahre eine Kippe fiir Haus- und Ge-
werbemiill unterhielten. In diesem zwei Kilometer westlich
des Werksgelandes zwischen der Bundesstral3e 248 und dem
Weyhduser Weg gelegenen Wiesen- und Sumpfgeldande
machten die Baubetriebe einen Platz aus, der sich fiir die
Miillablagerung des Volkswagenwerks "vorziiglich eignen
wiirde"."”3 Den Berechnungen zufolge bot die Fliche von 112
Hektar bei einer mittleren Fiillhéhe von fiinf Metern und
gleichbleibendem Miillanfall fiir 75 Jahre Entsorgungskapa-
zitat. Wegen der Nahe zur stadtischen Kippe und der Eigen-
schaften des abzulagernden Miills schatzten die Baubetriebe
die Aussichten des Unternehmens in dem erforderlichen
Genehmigungsverfahren als Erfolg versprechend ein, wah-
rend das Rechtswesen skeptisch blieb. Auch der Ankauf des
teilweise schon langjahrig als Landschaftsschutzgebiet aus-
gewiesenen Gelandes erschien unproblematisch, nachdem
der Regierungsprasident in Liineburg "voraussichtlich keine
Bedenken" erheben wollte und die Ausweisung als Natur-
schutzgebiet unterblieb.">*
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Volkswagen trieb daraufhin den Geldndeankauf in den
Diipenwiesen voran, den die Finanzabteilung im Februar 1973
auch "aus wirtschaftlicher Sicht" empfohlen hatte.™> Die
Stadt Wolfsburg erklarte sich am 22. Februar 1972 mit der
Ablagerung von Plastikabfall (PVC) und GieBereisand grund-
satzlich einverstanden.’®

Am 30. August 1974 stellte die Volkswagenwerk AG bei der
Stadt Wolfsburg einen Planfeststellungsantrag fiir die Ge-
nehmigung zum Ablagern von Abfdllen in den Diipenwiesen
westlich des Volkswagenwerks Wolfsburg.”” In der Begriin-
dung hob das Unternehmen vor allem auf die geologischen
Gegebenheiten und die Moglichkeit zur langfristigen Abfall-
ablagerung ab. Als besonderer Vorteil wurde darauf verwie-
sen, dass der Untergrund wie in der gesamten Allerniede-
rung aus Feinsand bestand, dessen gute Filtereigenschaften
das Eindringen von Schadstoffen aus dem Ablagerungsgut
in tiefere Bodenschichten und das Grundwasser erfahrungs-
gemaR verhinderten. Zur Ablagerung sollten jahrlich bis zu
200.000 Kubikmeter Abfallstoffe kommen, hauptsachlich
Verpackungsmaterialien aus Papier, Holz und Pappe, Sand-
boden, Aushub und Bauschutt, Farbreste, Verschnittmaterial
und Ausschuss aus Kunststoff, GieRereisand sowie Filter-
kuchenreste aus der Galvanikentgiftung. Die eingelagerten
Abfdlle waren laut Erlauterungsbericht unbedenklich, da mit
gleichen Abfallen "seit 1948 der gesamte nordliche Teil des
Werksgelandes aufgefiillt (wurde), ohne dass sich bis heute
negative Auswirkungen gezeigt" hitten.'s®

Mit dem erwachenden Umweltbewusstsein der bundesrepu-
blikanischen Gesellschaft hatten sich die Zeiten gedndert.’?
Dem Deponie-Projekt des Volkswagenwerks brachten nun
verschiedene Behorden Bedenken entgegen. Das Tiefbauamt
der Stadt Wolfsburg hielt es fiir nicht vertretbar, die Miillab-
lagerung in Form eines 20 Meter hohen Tafelberges vorzu-
nehmen.'®® Im Dezember 1974 empfahl der Verband GroR3-
raum Braunschweig in seiner Funktion als untere Natur-
schutzbehorde, das Landschaftsschutzgebiet Barnbruch in
die Vorschlagsliste der internationalen Ramsar-Konvention
zum Schutz von Feuchtgebieten und der darin lebenden

Wat- und Wasservigel aufzunehmen.''

Auch in der zustandigen Genehmigungsbehorde des Regie-
rungsprasidenten in Lineburg wehte mittlerweile ein ande-
rer Wind. Vizeprasident Miller-Heidelberg hatte die Feder-
fllhrung libernommen und beschied das Volkswagenwerk
am 19. Februar 1975, dass das Planfeststellungsverfahren in
der beantragten Weise "nicht eingeleitet werden" kénne. In
seinen weiteren Ausfiihrungen raumte er dem Naturschutz
und der Bedeutung des Gelandes als Naherholungsraum den
Vorrang ein. Deshalb diirfe es neben "der stadtischen Depo-
nie nicht noch an weiteren Stellen fiir lingere Zeit mit einem
erheblichen Storfaktor versehen werden". %2 Als Ersatzlosung
schlug er vor, das sudlich der Nordtangente gelegene Feucht-
gebiet mit Massenabfallen aufzufillen.

Nach intensiver Beratung der verschiedenen Kompromissvor-
schlage stimmte das Volkswagenwerk der zur Rede stehen-
den Halbierung der Deponieflache auf 5o Hektar nur fiir den



Fall zu, dass eine mindestens 20jahrige Betriebsdauer geneh-
migt wiirde.'®3 Eine Einigung liber einen westlich des Wey-
hauser Weges vorgeschlagenen Standort und den von der
offentlichen Hand an Volkswagen zu zahlenden Ausgleich fiir
die im nachtraglich ausgewiesenen Naturschutzgebiet er-
worbenen Grundstiicke konnte weiterhin nicht erzielt wer-
den.’

Natur- und Landschaftsschutz, die wirtschaftlichen Interes-
sen des Unternehmens sowie die Erfordernisse einer sach-
und umweltgerecht ausgefiihrten Industriemiilldeponie rie-
ben sich. Mit Hinweis auf die aulRerordentlich vielfaltige und
schiitzenswerte Flora und Fauna regte der Verband GroR-
raum Braunschweig im August 1976 an, die gesamten Dii-
penwiesen als Naturschutzgebiet oder zumindest doch als
Landschaftsschutzgebiet auszuweisen. Um das Gebiet der
dort beheimateten Vogelarten nicht zu beriihren, sollte die
Volkswagen-Deponie allenfalls an die westlich des Weyhau-
ser Weges gelegene stadtische Deponie angegliedert wer-
den.'®s

Als Ergebnis dahnlich gelagerter Einlassungen von Wolfs-
burger Ornithologen und Naturschiitzern nahm zudem der
Druck der Offentlichkeit spiirbar zu. Die értliche Presse ver-
mittelte im September 1976 den Eindruck, dass das Volks-
wagenwerk "mit einem Federstrich dafir sorgen” konne, die
"Belange der bedrohten Vogel- und Pflanzenwelt" zu wah-
ren.'®® Bei Volkswagen gingen Zuschriften ein, die zur Ande-
rung der Plane aufforderten. Auch Professor Dr. Bernhard

Grzimek wandte sich im Namen der Zoologischen Gesell-
schaft von 1858 eV. an den GroRRraumverband Braunschweig
und den Vorstand der Volkswagenwerk AG, um seine Besorg-
nis Uber das Schicksal der im Feuchtgebiet Diipenwiesen

lebenden Vogelwelt zum Ausdruck zu bringen.'®’

Es 3sst sich nicht absehen, welchen Einfluss die 6ffentlichen
Diskussionen auf die weiteren Entscheidungen hatten. Am
28. September 1976 verstandigten sich jedenfalls die Beteilig-
ten, die Volkswagenwerk AG, der Regierungsprasident in
Liineburg, die Stadt Wolfsburg und der Verband GroBraum
Braunschweig, auf den Kompromiss, die westlich des Wey-
hduser Weges gelegene stadtische Miilldeponie um ein fiir
die Industrieabfalle des Volkswagenwerks, hauptsachlich
GieRereisand und Kunststoffreste, bestimmtes Areal zu
erweitern. Die Beseitigung dieser Abfdlle ging damit in die
Zustandigkeit der Kommune Uber, die auch als Antragsteller
der Deponieerweiterung auftrat.”®® Zum Jahreswechsel
1976/77 libernahm die Stadt Wolfsburg auRerdem aus dem
Besitz von Volkswagen 33 Hektar Land in den Diipenwiesen,
die am 1. Februar 1978 offiziell zum Naturschutzgebiet erklart
wurden.'®

Am 8. Mdrz 1977 schlossen die Stadt Wolfsburg und die Volks-
wagenwerk AG einen Vertrag tiber die "Ablagerung von
Abfallen". Da der urspriingliche Standort aus Naturschutz-
griinden nicht in Frage kam, verpflichtete sich die Stadt
Wolfsburg, "im Rahmen ihrer Zustandigkeiten die formellen
Voraussetzungen fiir eine Ablagerung von festen Abfallstof-
fen" zu schaffen. Die neue Deponie sollte nach dem Wunsch
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des Volkswagenwerks fiir voraussichtlich 30 Jahre als Ablage-
rungsplatz zur Verfligung stehen. Das Unternehmen iiber-
nahm seinerseits die Errichtungskosten und den Betrieb der
geplanten Deponie. Der Vertrag machte ordnungsgemaRe
"Unschadlichkeitspriifungen” fiir das Volkswagenwerk zur
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standigen Verpflichtung.”® Nach langem Ringen um die
beste Moglichkeit, Naturschutzerwagungen, 6konomische
Interessen und rechtliche Rahmenbedingungen in Einklang
zu bringen, brachte der Erweiterungsbau in den Barnsbruchs-
wiesen dem Volkswagenwerk den gesuchten Durchbruch zu
einer langfristig gesicherten Reststoffdeponierung, die seit-

her ihre Funktionalitat unter Beweis stellen konnte.

Ahnlicher Geduld bedurfte es beim Planfeststellungsverfah-
ren zur Schlammdeponierung in der friiheren Kalischacht-
anlage Thiederhall in Salzgitter-Thiede. Seit Sommer 1972
wurde die Schachtanlage als moglicher Standort fiir die
Schlammablagerung gepruift. Mit der Eigenttiimerin, der Kali
und Salz AG, bestand Kontakt, so dass der Ankauf als Voraus-
setzung zur Einlagerung von bis zu 800.000 Kubikmetern
Fliissigschlammen méglich wurde.'”" Daraufhin wurde das
Niedersachsische Landesamt fiir Bodenforschung mit der
Erstellung eines Gutachtens tber die Eignung der Kalischach-
te fiir die Schlammeinlagerung beauftragt. Dartiber hinaus
bereitete die Bauabteilung einen Antrag auf Planfeststellung
beim Bergamt Goslar vor.'”? Seitens der Bergbehdrde bestan-
den gegen die geplante Nutzung "keine ernsthaften Beden-
ken"." Die 1925 stillgelegte Grube Thiederhall eréffnete die
Méoglichkeit zur sicheren Unterbringung von Umwelt gefahr-

denden fliissigen und schlammigen Abfallstoffen, so dass
das Projekt die "ureigensten Interessen" des Volkswagen-
werks beriihrte.

Allerdings waren damit auch einige Risiken verbunden, die
zum einen die Haftung von Folgeschaden des Bergbaus und
zum anderen die Nutzbarkeit der offenen Grubenraume be-
trafen. Denn die tatsachliche Ablagerungskapazitat mochte
bei einer GréRenordnung von 350.000 Kubikmeter liegen, die
auch nur bei Einleitung von fliissigen Abfallstoffen mit ge-
ringer Viskositat und nach Entliiftungsbohrungen und dem-
entsprechend mit einem Kostenaufwand von etwa 10 DM je
Kubikmeter nutzbar sein wiirde, wahrend der Kubikmeter
Fullraum in Essenrode auf 25 DM veranschlagt wurde."* Die
Einlagerung in der Schachtanlage Thiederhall versprach mit-
hin eine Kostenreduzierung um die Hilfte.">

Der mittelfristige Einlagerungsbedarf wurde auf 30.000
Kubikmeter jahrlich geschatzt, so dass das Volkswagenwerk
mit der Grube Thiederhall die Schlammentsorgung der Wer-
ke Wolfsburg, Braunschweig, Salzgitter und Hannover glinsti-
genfalls fiir 25 Jahre zu sichern hoffte.”7® Thiederhall konnte
mittelfristig die Schlammdeponie auf dem Werksgelande
und die Deponie Essenrode Uberfliissig machen.

Nachdem das Niedersachsische Landesamt fiir Bodenfor-

schung am 1. Februar 1973 mit seinem "Gutachten tber die
Eignung der ehemaligen Kalisalzgrube Thiederhall zur Ein-
lagerung von Industrieschlammen" der Untertagedeponie
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"im Sinne des Umweltschutzes betrdchtliche Vorteile gegen-
Uber einer Behandlung und Lagerung lber Tage" zugespro-
chen hatte,””’ bestanden auch beim Prasidenten des Verwal-
tungsbezirkes Braunschweig aus wasserwirtschaftlicher Sicht
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"keine grundsatzlichen Bedenken" mehr."”® Der Weg zur Er-

offnung eines Planfeststellungsverfahrens war frei.

Die internen Berechnungen ergaben zudem, dass die zur
langfristigen Schlammbeseitigung erforderlichen Investitio-
nen bei einem Ankauf und der Verfillung der Schachtanlage
Thiederhall um zwei Drittel und die laufenden Kosten um die
Halfte niedriger lagen als bei der Einrichtung und dem Be-
trieb von Schlammaufbereitungs- und -entwasserungsanla-
gen in den Werken Wolfsburg, Hannover, Braunschweig und
Salzgitter. Von daher war die Empfehlung des Geschaftsbe-
reichs Investitionsplanung und -kontrolle, die "Méglichkeiten
des geplanten Erwerbs der Schachtanlage (...) weiter zu
untersuchen", nicht sonderlich unverstandlich.'”®

Auch die finanzwirtschaftliche Priifung des Projektes 5639
ergab Ende Oktober 1974, dass keine betrieblich vertretbare
Alternative zum Ankauf und der Umwidmung der Schachtan-
lage Thiederhall bestand, die sogar als "nicht wiederkehrende
Méglichkeit zur problemlosen Schlammdeponie” angesehen
wurde. Vor dem Hintergrund der im Werk Wolfsburg auf 5
Jahre und in Essenrode auf 6 bis 7 Jahre verfligbaren Depo-
niekapazitaten gingen die Investitionsantrage selbst bei den
in den Jahren der Unternehmenskrise fiir strengste Sparsam-
keit zustandigen Stellen durch.'®°

Parallel zu den Wirtschaftlichkeitsberechnungen stellte die
Volkswagenwerk AG am 14.Juni 1974 beim zustandigen Berg-
amt Goslar unter Hinweis auf die "Notwendigkeit eines ge-
wissenhaft zu betreibenden Umweltschutz" einen Antrag
auf ein Planfeststellungsverfahren liber die Ablagerung von
Abfallstoffen in der Schachtanlage Thiederhall.”®' Die von der
Bergbehorde eingeforderten Erganzungsunterlagen wurden
mit Schreiben vom 23. April 1974 dem Oberbergamt Claus-
thal-Zellerfeld zur Entscheidungsfindung zugeleitet.’®?
Schwierigkeiten mochten zum einen von der als "libervor-
sichtig" bezeichneten Haltung der Bergbehorde ausgehen.183
Zum anderen machten die ablehnende Reaktion des Orts-
rates Nordost und mogliche Einspriiche gegen das Planfest-
stellungsverfahren Verzégerungen bei der Genehmigung
wahrscheinlich.®# Das Ordnungsamt der Stadt Salzgitter
lehnte am 11. November 1974 die Einlagerung von Industrie-
schlammen wegen einer moglichen Grundwassergefahrdung
"aus gesundheitlichen Griinden" ab.’®

Anlasslich des am 17. Dezember 1974 im Rathaus Salzgitter-
Lebenstedt durchgefiihrten Erorterungstermins wurde auf
die Larmbelastigung durch Transportfahrzeuge, die Geruchs-
beldstigung durch Fiillschlamme, die Explosionsgefahr durch
Gasbildung unter Tage und mogliche Bodenbriiche hingewie-
sen. Auch die Moglichkeit einer Grundwasserverseuchung
kam zur Sprache, ohne dass von Seiten des Unternehmens
die letzten Vorbehalte ausgeraumt werden konnten.”®® Das
Bergamt Goslar signalisierte, dass das Vorhaben wohl Mitte
1975 genehmigt wiirde, was dem Werk sehr zupass kam, da
zu diesem Zeitpunkt in der Deponie Essenrode "erneut Eng-
passe" auftreten konnten.'®



Spiegelbild der langwierigen, u.a. durch landespolitische Ein-
fliisse verzogerten Planfeststellungsprozedur war, dass das
Oberbergamt Clausthal-Zellerfeld erst am 9. Mdrz 1976 einen
Planfeststellungsbescheid ausfertigte, der nach Auslegung in
Salzgitter rechtskraftig wurde.”®® Daraufhin unterzeichneten
die Kali und Salz AG und die Volkswagenwerk AG den lange
ausgehandelten Kaufvertrag am 26. November 1976."9

Nach der Einigung mit den Aufsichtsbehérden begann das
Unternehmen mit dem Umbau seiner Abfallwirtschaft. Im
August 1977 kiindigte die Volkswagenwerk AG gegenuber
dem Tiefbauamt der Stadt Wolfsburg zum Jahresende die
Stillegung der auf dem Werksgelande Wolfsburg gelegenen
Schlammdeponie an, nachdem die Schlamme seit Jahresbe-
ginn in die Untertagedeponie Thiederhall gebracht worden
waren. Der Rekultivierungsplan sah vor, entlang des Deponie-
randes Bauschutt aufzuschiitten und die Deponie allmahlich
zu verfillen. Nach Abdecken der verfiillten Deponie mit einer
Asphaltschicht sollte die Flache von Ende 1978 an als Mitar-
beiterparkplatz dienen. Hierdurch sollte gewahrleistet wer-
den, dass kein Oberflachenwasser in den Deponiekdrper ein-
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dringen konnte.”" Bald darauf stoppte das Volkswagenwerk
auch die Einlagerung in die Grube Brackstedt, zumal das Nie-
dersachsische Wasseruntersuchungsamt inzwischen emp-
fohlen hatte, dort keine Ablagerung von Giel3ereisand mehr

durchzufiihren.”’

Die Kapazitdten fiir die Ablagerung von festen Abfallstoffen
reduzierten sich damit fiir das Volkswagenwerk einstweilen
auf die werkseigene FE-Deponie. Im Zusammenhang mit
dem absehbaren Abschluss der Verfiillung hatte das Volks-
wagenwerk beantragt, das Deponie-Gelande zu einer Hiigel-
landschaft umzugestalten. Bei dieser landschaftsgestalteri-
schen RekultivierungsmaRnahme sollten auch Abfille in der
bisherigen Zusammensetzung mitverwendet werden, was
die Stadt Wolfsburg mit Schreiben vom 25. Mai 1978 zuge-
stand.'®” J3hrlich wurden dort rund 70.000 Kubikmeter
Industrieabfalle, u.a. Holz, Verpackungsmaterial, Kraftwerks-
schlacke, Hausmill, Gartenabfalle, GielSereisand, Kunststoff-
und PVC-Abfille sowie Bauschutt, abgelagert.'?® Es war

klar, dass mit Fertigstellung der Deponie Barnbruch die so
genannte FE-Deponie rasch zu einem Ende kommen wiirde.
Tatsachlich verfugte die Stadt Wolfsburg am 2. April 1984,
dass vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Gewerbemiillde-
ponie im Barnbruch an, die "FE-Deponie geschlossen” sei.'?*

Die Moglichkeiten zur Schlammentsorgung verbesserten sich
deutlich, als Mitte Mai 1977 die Untertage-Deponie Thieder-
hall in Betrieb genommen wurde. "Zum Schutz der Umwelt"
war eine dichte Auffanggrube aus Stahlbeton von 30 Kubik-
meter Fassungsvermogen unter der Einfiillstelle, ein 150
Meter langes, im Gebirge einbetoniertes Schutzrohr und ein
zusatzliches Mantelrohr im Bereich der Grundwasserhorizon-
te eingebaut worden. Fur die Kontrolle des Korrosionsschut-
zes der Einfiilleitung war Sorge getragen und ein noch offe-
ner Schacht war mit standfestem Material verfiillt und mit
einem 20 Meter hohen Tonpfropfen verschlossen worden.
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Die FE-Deponie nord-westlich der Gebadude der

Technischen Entwicklung, 1970.
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Taglich fielen etwa 100 Kubikmeter Diinnschlamm an, die
aus den Absetzbecken der Dickschlammdeponie Essenrode
angeliefert wurden. Das Material wurde mit GrofRraumkes-
selwagen angeliefert und im geschlossenen System Ulber
eine Fallleitung auf die 300-Meter-Sohle gefiihrt, wo es sich
in den Grubenstollen verteilte.'?>

Nach neunjahrigem Betrieb zeigte sich aber, dass die unterir-
dische Deponiekapazitat "viel zu optimistisch" eingeschatzt

worden war. Eine "Krisensitzung" der Baubetriebe hatte zum
Ergebnis, dass die Fullgrenze wohl bereits Ende 1986 erreicht

sein wiirde.'9®

Als einzige Moglichkeit zur Aufrechterhaltung
des Betriebs in den Deponien Thiederhall und Essenrode er-
schien die sofortige Einstellung der Anlieferungen. Den Wer-
ken Wolfsburg, Braunschweig und Hannover wurde aufgetra-
gen, spatestens innerhalb von acht Wochen die Anlieferung
von fliissigen Stoffen nach Essenrode auf Null zu bringen. Fiir
eventuelle Notfalle sollte der Bau eines in Essenrode vorbe-

reiteten Speicherbeckens beschleunigt werden.

Damit war das Ende der Deponie Thiederhall vorgezeichnet.
Die Volkswagen AG zeigte dem Bergamt mit Schreiben vom
25. Oktober 1988 zur Vermeidung der "Uberfiillung” die Stille-
gung der Gewerbeabfalldeponie Thiederhall zum Jahresende
an."”’ Die Betriebsgebdude wurden abgebrochen und samt
Fundamenten beseitigt, damit das Gelande rekultiviert und
wieder der landwirtschaftlichen Nutzung zugefiihrt werden
konnte.

Weit mehr im Blickpunkt stand die Deponie Essenrode, nach-
dem sich Anwohner seit Beginn der 1980er Jahre liber Ge-
ruchsbeldstigungen durch die von den Aufsichtsbehorden
genehmigte Ablagerung organischer Abfalle beklagt und Lo-
kalzeitungen und Medien das Thema aufgegriffen hatten.'?®
Volkswagen setzte daraufthin umgehend MaRBnahmen zur
Beseitigung der Geruchsemissionen um.'®® Am Betrieb der
behordlich genehmigten Deponie hielt Volkswagen unter
Verweis auf die in mehreren Gutachten bescheinigte beson-
dere Eignung des Standortes fest.”®® Auch das Fehlen einer
wirtschaftlich vertretbaren Alternativiésung wirkte ein, da
eine chemisch-physikalische oder thermische Behandlung
der Schlamme bzw. eine Beseitigung durch Dritte drastische
Betriebskostenerh6hungen nach sich gezogen oder langwie-
rige Bewilligungsverfahren mit ungewissem Ausgang erfor-
derlich gemacht hatten.*’

Auf der Suche nach Alternativen hatten die Versorgungs-
betriebe Ende 1982 begonnen, mit den Umweltschutzab-
teilungen der anderen Inlandswerke langfristige Abfallent-
sorgungskonzepte auszuarbeiten.’°> Bei dem Entsorgungs-
konzept fiir Sondermiill beriicksichtigte Volkswagen 1986 die
erwarteten "verbindlichen Festlegungen" des Rahmenplans
fiir die Sonderabfallentsorgung in Niedersachsen. Nach
einem vorliegenden Entwurf sollten die betreffenden Ab-
falle zukiinftig auf zentralen und liberregionalen Anlagen

entsorgt werden.**3
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Da eine ubergeordnete Entsorgungsstruktur noch nicht be-
stand und auch politisch in der Diskussion blieb, lagerte das " - H
Unternehmen auch weiterhin auf der Basis der vom Land- '
kreis Helmstedt kontinuierlich modifizierten Betriebsauf-
lagen in die Deponie Essenrode Schlamme ein.*°* Landtags-
abgeordnete der "Griinen" kritisierten im Februar 1988 eine
Deponieerweiterung, die Mitte 1987 vom Landkreis Helm-
stedt genehmigt und von Volkswagen bereits durchgefiihrt
worden war.”®> Das Thema erhielt landespolitische Bedeu-
tung, als sich der Niedersachsische Umweltminister Werner
Remmers (CDU) ungeachtet der vorliegenden behdrdlichen

. - . o '--MTI.H-.
Genehmigung der Deponie in Essenrode annahm und bei der R T
Schlammentsorgung des VoIkswagenwerks die pyr0|yse zur Werner Remmers (4. von rechts) bei seinem Informationsbesuch

. X Lo X im Volkswagenwerk, Juli 1989.
Anwendung bringen wollte. Selbst die kurzfristige Schlie-

Rung der Deponie stand im Raum.>°®

Der Konflikt war Anlass, die im Unternehmen ergriffenen
MaRnahmen "zur Vermeidung, Verringerung und Verwer-
tung von Sonderabfdllen", etwa die Versuche zur thermi-
schen Behandlung und Verwertung der Lackschlamme, be-
reichstibergreifend zu koordinieren.*’ Bereits im Juli 1989
konnte Umweltminister Werner Remmers im Volkswagen-
werk Wolfsburg ein erster Modellversuch zur thermischen
Verwertung von Lackschlammen gezeigt werden.?°® Die
Pyrolyse ist bis heute wegen erwiesener Funktionalitat und
Umweltvertraglichkeit in Anwendung.”*?



1989 wurde die Deponie Essenrode endgliltig auller Betrieb
genommen. Von Oktober 1991 bis Marz 1995 fiihrte eine Ge-
fahrdungsabschatzung zu dem Ergebnis, dass von der Depo-
nie keine Gefahren fiir Nachbarschaft und Umwelt ausge-
hen. Die Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz stimmte
das erarbeitete Konzept zur Sicherung und Sanierung der
Anlage mit den zustandigen Behorden ab, dessen Umset-

zung voraussichtlich 2003 beginnen soll.*"®

RekultivierungsmaBnahme auf der Deponie Barnbruch, 1995.

Die Deponie Barnbruch, deren Realisierung 1979/80 durch
die Planungen fiir das neue Heizkraftwerk West zusatzliche
Dringlichkeit erhalten hatte, ist dagegen bis heute von her-
ausragender Bedeutung fir die Abfallwirtschaft des Volks-
wagenwerks. Eine veranderte Abfallgesetzgebung koppelte
das Genehmigungsverfahren fiir das Heizkraftwerk West
direkt an die umweltvertragliche Entsorgung der entstehen-
den Kraftwerksasche, so dass eine beschleunigte Fertigstel-
lung der Deponie Barnbruch im unmittelbaren Interesse des

Volkswagenwerks lag.”"

Der Planfeststellungsantrag der Stadt Wolfsburg zur Erweite-
rung der stadtischen Hausmdiilldeponie um einen Teil fiir die
Gewerbeabfille des Volkswagenwerks Wolfsburg wurde im
September 1981 nach langen Voruntersuchungen gestellt.

Im April 1983 erging der Planfeststellungsbeschluss. Errichtet
und in Betrieb genommen wurde die Anlage 1983/84. Da-
raufhin erfolgte zum Jahresende 1984 die Stillegung der FE-
Deponie.”” Die drei Ablagerungsfelder des Gewerbeabfall-
polders IIl verfiigen auf insgesamt 12 Hektar tber ein ge-
schatztes Gesamteinlagerungsvolumen von 1,2 Millionen
Kubikmetern. Das Sickerwasser aus der Deponie wird ge-
sammelt und im Werk Wolfsburg gereinigt. Abgelagert wur-
den im Jahr 2000 ausschlieBlich unvermeidbare und nicht
verwertbare Abfalle, wie Bauschutt, Kraftwerksriickstande,

Hydroxidschlamm und GieRereisand.*
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Die Beseitigung von Abfallen orientiert sich an den beste-
henden gesetzlichen Vorschriften und erfolgt sicher und
nachhaltig. Das Konzept der Abfallwirtschaft im Volkswagen-
werk Wolfsburg basiert auf dem Grundsatz der vorgelager-
ten Vermeidung, Verringerung und Verwertung von Schad-
stoffen und Abfdllen. Bereits bei der Bestellung von Teilen
und Materialien wird darauf geachtet, das Abfallaufkommen
zu minimieren. So wurde seit Beginn der Fertigung der drit-
ten Golf-Generation im Jahr 1991 das Volumen von Einweg-
verpackungen fiir Zulieferteile erfolgreich reduziert. Im Jahr
1997 kamen rund 93 Prozent der gelieferten Materialien in
Mehrwegbehaltern in der Produktionsstatte an.

Die ehemalige FE-Deponie, 1999.

Zukiinftig soll durch die umfassende Beschreibung, Analyse
und Bewertung von Stoffstromen eine Optimierung der Pro-
duktions- und Logistikprozesse erreicht werden. Die Prozess
orientierte Beschreibung der Abfallstrome und die modulare
Darstellung aller Fertigungsprozesse fiihrt im Volkswagen-
werk mit dem Ziel der Rohstoff- und Ressourcenschonung
zu einem modernen Stoffstrom-Management. Dazu tragen
auch Aktivitaten der Belegschaft bei. 65 in Umweltteams
organisierte Mitarbeiter aus dem Bereich der Wagenferti-
gungsmontage sorgen neben ihrer Montagetatigkeit dafir,
dass dort anfallende, unvermeidbare Materialien, wie Kunst-

stoffkappen und Kartonagen, in enger Zusammenarbeit mit



den Lieferanten wieder in den Nutzungskreislauf zuriickge-
fihrt werden. Allein 1998 erwirtschaftete diese Recyclingini-
tiative im Werk Wolfsburg eine Kosteneinsparung von uiber
1,3 Millionen DM.

Andere unvermeidbare Reststoffe werden im Volkswagen-
werk direkt an ihrem Entstehungsort auf nachfolgende Re-
cyclingprozesse vorbereitet und zur Optimierung der erziel-
ten Wiederverwertungsquote in einem dichten Netz von
Sammelstellen erfasst. Dort wird zunachst die sortenreine
Trennung von Gewerbeabfallen und Sonderabfillen sicher-
gestellt. In der 1985 umgebauten, ehemaligen Miillverbren-
nungsanlage werden die anfallenden Abfille sortiert, um sie
internen oder externen Recycling- oder Entsorgungsprozes-
sen zuzufiihren. Im Jahr 2001 wurde diese Einrichtung zu
einem modernen Entsorgungszentrum erweitert, das nun
eine zentrale Stellung im Abfallmanagement des Volkswa-
genwerks einnimmt.

Neben der Durchfiihrung dieser in die Zukunft weisenden
MaRnahmen macht ein nachhaltiges Abfallmanagement
heute auch erforderlich, sich mit dem historischen Abfall-
erbe auseinander zu setzen. Die Abteilung Abfallwirtschaft/
Bodenschutz und die zustandigen Fachbehérden haben seit
Beginn der 1990er Jahre Gefahrdungsabschatzungen durch-
gefiihrt, um die von den drei ehemaligen Ablagerungsstatten
Deponie Essenrode, Schlammgrube und FE-Deponie nach
heutigem Erkenntnisstand ausgehenden Umweltbelastun-
gen bewerten zu kdnnen. Die FE-Deponie wird seitdem mit-
tels Grundwassermessstellen liberwacht. Fiir die beiden
anderen Anlagen wurden Konzepte zur langfristigen Beob-
achtung, Sicherung und Sanierung erarbeitet und umgesetzt.
Die Sanierung der Schlammdeponie ist bereits abgeschlos-
sen; das Sanierungsverfahren der Deponie Essenrode soll
voraussichtlich im Jahr 2003 beginnen. Die Reinigung von
Grund- und Sickerwasser aus diesen Altanlagen erfolgt in
den Aufbereitungsanlagen des Abwasserzentrums des Volks-
wagenwerks.”'* Damit gewahrleistet die Abfallwirtschaft
des Volkswagenwerks heute nicht nur den umweltgerechten
Umgang mit den in der Produktionsstatte entstehenden
Reststoffen, sondern auch die fachgerechte Altanlagensanie-
rung.



Die Energiewirtschaft des
Volkswagenwerks
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Kraft-Warme-Kopplung und
Verbundwirtschaft

Die Energieerzeugungsanlagen des Volkswagenwerks waren
bei Kriegsende funktionsfahig und in Betrieb. Das direkt am
Mittellandkanal im 6stlichen Werksbereich gelegene Kraft-
werk der Produktionsstatte war von den alliierten Luftangrif-
fen nur geringfiigig beschadigt worden. Wahrend der Ener-
giekrise der Jahre 1946/47 erwies sich dieser Umstand als
ausgesprochener Glicksfall. Der Energieengpass war durch
den Zusammenbruch der westdeutschen Brennstoffversor-
gung ausgelost worden. Zum einen konnten tiber das durch
Kriegszerstérungen stark beeintrachtigte Verkehrssystem
immer weniger Rohstofftransporte abgewickelt werden. Zum
anderen ermoglichte der akute Arbeitskraftemangel in den
Zechen des Ruhrgebiets nur eine unzureichende Steinkohlen-
forderung. Die Kohlenversorgung der Industrie kam zeitweise
zum Erliegen, die haufigen Stromabschaltungen hatten Pro-
duktionseinbriiche zur Folge. Wenn auch daraufhin die Pro-
duktion vom 6.Januar bis 9. Marz 1947 eingestellt werden
musste, konnte im Volkswagenwerk der Kraftwerksbetrieb
zumindest fur die notdurftige Versorgung der Stadt mit
Energie und Warme aufrecht erhalten werden.’

Das auf dem Werksgeldnde in den Jahren 1938/39 errichtete
Kraftwerk erzeugte nach dem Prinzip der Kraft-Warme-Kopp-
lung Strom und Warme fiir das Werk und die entstehende
Stadt.> Wegen des Standorts auf der ,griinen Wiese‘ war die

Errichtung eines eigenen Kraftwerks fiir die Produktionsstat-
te von Beginn an geplant gewesen. In enger Anlehnung an
die Anlagen im Ford-Werk River Rouge in Detroit/Michigan
(USA) hatte Fritz Kuntze im Dezember 1937 auch eine Skizze
der Kraftwerkseinrichtung zu Papier gebracht. Der Maschi-
nenbau- und Elektrotechnikingenieur war im damals mod-
ernsten Automobilwerk von 1926 bis 1937 als Betriebsinge-
nieur im dortigen GroRRkraftwerk tatig gewesen. Auf ihn

ging wohl auch die Idee zurlick, die bei der Energieerzeugung
im werkseigenen Kraftwerk anfallende Abwarme fiir Heiz-
zwecke zu nutzen. Wahrend der Planungen fiir das Volkswa-
genwerk schlug er vor, zur Kosteneinsparung den bei der
Stromerzeugung anfallenden Abdampf der Kraftwerksturbi-
nen nicht wie lblich ungenutzt in die Umgebung abzuleiten,
sondern die vorhandene Warme an Ort und Stelle nutzbar zu
machen.?

Die Suche nach dem geeignetsten Brennstoff fiir die Energie
erzeugenden Feuerungsanlagen im Kraftwerk spielte in der
Planungsphase eine grofRe Rolle, wobei die Lage der Produk-
tionsstatte am Mittellandkanal und der eigene Hafen 6stlich
des Kraftwerks aus wirtschaftlichen Griinden den Ausschlag
gaben, vorrangig Steinkohle aus dem Ruhrbergbau als Brenn-
stoff einzuplanen. Fiir Lieferungen auf dem Wasserweg
zeichneten sich nur geringe Transportkosten ab. Zwischen
Kraftwerk und Hafen wurde ein Kohlenlagerplatz eingerich-
tet, wo bis zu 16.000 Tonnen Kohle vorratig gehalten werden
konnten. Eine Kohlenférderanlage transportierte den Brenn-
stoff direkt in die Kohlenbunker des Kesselhauses. Offen
gehalten wurde die Option, zu einem spateren Zeitpunkt



Kokereigas von den Reichswerken Hermann Goring in Salz-
gitter-Watenstedt zu beziehen. Um die Verwendung beider
Energietrager zu ermoglichen, wurden Kessel mit Wander-
rostfeuerung installiert, die die Einspeisung eines Gemischs
aus Kohle und Gas moglich machten.

Das Kesselhaus des Dampfkraftwerks war fiir die Aufstellung
von vier Hochdruckdampfkesseln und einem Reservekessel
vorbereitet. Drei Hochdruckkessel wurden in Betrieb genom-
men, so dass nur ein Teil des Leistungspotenzials fiir die
Strom- und Warmeerzeugung bereitstand. Der vierte GroR3-
kessel wurde geliefert und aufgestellt, bis Kriegsende aller-
dings nicht aktiviert. Die in den Verbrennungsanlagen
erzeugte Hitze wandelte Wasser in Wasserdampf um, der
Uber fiinf nachgeschaltete Dampfturbinen und Generatoren
zunachst elektrische Energie erzeugte. Die maximal erzielba-
re elektrische Hochstleistung belief sich auf 66 Megawatt.
Um den Druck der Dampfturbinen moglichst konstant zu
halten, wurde im Kesselhaus eine vollautomatische Regler-
und Uberwachungsanlage installiert. Diese regulierte die
Brennstoff- und Frischluftzufuhr sowie die austretende
Rauchgasmenge der GroRRkessel. Neben zwei Abdampfanla-
gen handelte es sich bei drei der im Maschinenhaus unter-
gebrachten Turbinen um Gegendruckanlagen, in denen der
heiRe Dampf herunter gekiihlt und als Warme potenziellen
Verbrauchern in der Produktionsstatte tiber HeiBwasserkreis-
ldufe zugeleitet wurde. Auch die Wohnungen der geplanten
Stadt sollten durch das Kraftwerk mit Strom und Warme

beliefert werden.#
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Kohlenanlieferung per Schiff iiber den Mittellandkanal, 1953.
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Hausbrandanlagen waren dadurch in der Stadt lberfliissig.
Der Emissionsreduzierung kam auch bei der Konzipierung
der Kraftwerksanlage grof3e Aufmerksamkeit zu. Der Einbau
von Elektrofilteranlagen mit einem Reinigungsgrad von g5
Prozent war vorgesehen, so dass das Rauchgas erst nach der
weitgehenden Reinigung lber kurze Schornsteinaufsatze
nach auBen gelangte. Wenn auch bis Kriegsende erst drei der
vorgesehenen vier Filteranlagen installiert werden konnten,
war nach Einschatzung des Betriebsingenieurs Napflein der
"entweichende Rauch frei von RuB- und Staubteilchen".>
Nicht zuletzt wegen der zunachst eingeschrankten Kessel-
tatigkeit und der dadurch reduzierten Rauchgasmenge war
Napflein der Uberzeugung, dass die Umgebung "nicht ver-
rut" werde. °

Kraftwerks, 1948/49.

Tatsachlich gewahrleisteten die installierten Entstaubungs-
anlagen zusammen mit der Fernwarmeversorgung der Stadt
zunachst emissionsarme Luftverhaltnisse im Wolfsburger
Bereich. Mit der Implementierung der zukunftsweisenden
Kraft-Warme-Kopplung stand dem Unternehmen am Stand-
ort Wolfsburg ein nach modernen Gesichtspunkten konzi-
piertes Kraftwerk zur Verfligung.

Nach Kriegsende sicherten die Strom- und Warmeerzeugung
fir die Stadt sowie die Stromlieferungen an &ffentliche Elek-
trizitatsversorger ihrerseits die Versorgung des Kraftwerks
mit Brennstoff. Auf Anweisung der Militarregierung teilte
das Landeswirtschaftsamt Niedersachsen dem Volkswagen-
werk die zur Erzeugung von Strom und Raumwarme notwen-
dige Kohle aus dem fiir die 6ffentliche Stromversorgung vor-
gesehenen Kontingent zu. Der Bedarf fiir die in der Produk-



tionsstatte benotigte technische Warme musste dagegen
aus dem Industriekontingent gedeckt werden, dessen Zutei-
lungen jedoch Anfang 1947 nach Ansicht von Artur Heinzel-
mann, dem Leiter des Kraftwerks, "absolut unzureichend"

waren.’

Nachdem der schlimmste Engpass liberwunden werden
konnte, sprach sich der im Kraftwerk beschaftigte Ingenieur
und frithere Generaldirektor der Markischen Elektrizitats-
werk AG, Wilhelm Zschintzsch, in einem im Oktober 1948 fiir
Heinrich Nordhoff verfassten "Bericht liber die kraftwirt-
schaftlichen Verhaltnisse des Volkswagenwerkes" dafiir aus,
mit der fiir die libergeordnete Versorgungsplanung zustandi-
gen Energieabteilung der Verwaltung fiir Wirtschaft in Frank-
furt am Main "unmittelbare Fiihlung" zu halten.® In diesem
Zusammenhang riet Zschintzsch zum "Weiterbetrieb des
Heiz-Kraftwerkes Wolfsburg in eigener Regie". Wahrend die
Behorden eine Biindelung der 6ffentlichen Stromversorgung,
etwa durch Pachtung des Kraftwerks durch den Staat, an-
strebten, schlug Zschintzsch vor, durch die Inbetriebnahme
des vierten Hochdruckkessels die Stromabgabe an offentli-
che Elektrizitatsversorgungsunternehmen auszuweiten.
Neben der Ausschopfung der im Kraftwerk schlummernden
Potenziale hielt der Kraftwerksingenieur einen moglichst
wirtschaftlichen Betrieb der gesamten Anlage gerade in Hin-
blick auf die von ihm fiir die Zukunft erwartete "Zunahme
des Produktionsumfanges" fiir geboten.

Nach der Wahrungsreform erschien der Stromverkauf unter
der Voraussetzung wirtschaftlich attraktiv, dass auf dem
Brennstoffsektor Versorgungssicherheit herrschte. Wilhelm

Zschintzsch bereinigte daraufhin Ende 1948 durch erfolgrei-
che Verhandlungen tber zusatzliche Kohlenlieferungen mit
dem Landeswirtschaftsamt in Hannover die prekare Versor-
gungslage.® Da die Geschaftsleitung der Sicherung der Koh-
lenversorgung und den Stromtarifverhandlungen eine hohe
Bedeutung zumalf3, wurde Zschintzsch Anfang 1949 mit der
Leitung der neuen "Energie-Wirtschaftsstelle" des Kraftwerks
betraut. Dariiber hinaus erhoffte sich Heinrich Nordhoff von
dieser organisatorischen Neuerung auch auf dem Gebiet der
Energieeinsparung innerbetriebliche Auswirkungen. Nach
seiner Einschatzung wurde in der Produktionsstatte "mit
Energie in jeder Form eine unbeschreibliche Vergeudung

betrieben".'®

Die Energiewirtschaft des Volkswagenwerks stand vor dem
Dilemma, dass bei der Konzeption der Kraftwerksanlagen ein
viel zu groBer Warmebedarf von Werk und Stadt unterstellt
worden war." Dadurch nahm die als Heizkraftwerk geplante
Anlage zunehmend den Charakter eines Kondensationskraft-
werks an. Die Stabilisierung der Kohlenversorgung bot 1949
die Moglichkeit, den Betrieb des Kraftwerks durch eine ge-
stiegene Stromproduktion zu effektivieren. Dadurch konnte
einerseits die Wirtschaftlichkeit des Kraftwerks verbessert
werden. Andererseits schuf die Belieferung von Versorgungs-
unternehmen bessere Aussichten auf gesicherte Brennstoff-
zuteilungen. Ein erster Erfolg stellte sich im Sommer 1949
ein. Nach langen Verhandlungen fiihrte das Volkswagenwerk
die seit Januar 1943 mit Unterbrechungen bestehenden Ver-
einbarungen uber Stromlieferungen an die Braunschweigi-
sche Kohlen-Bergwerke AG (BKB) in Helmstedt in ein neues
Vertragsverhiltnis Uber.”
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Stromlieferungsvertrag zwischen der
Braunschweigischen Kohlen-Bergwerke AG
und der Volkswagenwerk GmbH, 1949.

Der Stromlieferungsvertrag regelte u.a., dass das Volkswa-
genwerk die gesicherte Grundleistung durch die Inbetrieb-
nahme des vierten Hochstdruckkessels von 30 auf 40 Mega-
watt erhohte und aus der "frei verfligbaren Leistung" auf
Anforderung und nach einem voraussichtlichen Belastungs-
diagramm Leistung an die BKB lieferte. Die Mindestabnahme
betrug drei Megawatt.? Der Vertrag beriicksichtigte auch
den Bedarf anderer Abnehmer, indem eine Mehrlieferung

an die BKB nur fiir den Fall erfolgten sollte, dass die Strom-
versorgung der Produktionsstétte und des Uberlandwerks
Fallersleben der Landelektrizitat GmbH, mit der ebenfalls ein
Stromliefervertrag bestand, gewihrleistet war.'4

Wahrend das Volkswagenwerk durch den Stromliefervertrag
eine Ausweitung des Kraftwerkbetriebs und eine gesteigerte
Rentabilitat zu erzielen hoffte, reagierte die BKB mit dem
Stromzukauf auf die prekare politische Lage. Durch die Tei-
lung Deutschlands drohte dem Braunkohle-und Strompro-
duzenten der Verlust seiner auf DDR-Gebiet liegenden Tage-
bauanlagen sowie des Kraftwerks in Harbke."> Aus diesem
Grunde fand sich das Volkswagenwerk bereit, auf eigene
Kosten den vierten Hochstdruck-Kessel in Betrieb zu nehmen,
was am 5.Juli 1950 erfolgte.16 Die BKB tibernahm ihrerseits
die Kosten fir die Erstellung einer 50-kV-Verbindungsleitung
und einer zweiten 50-kV-Ableitung sowie der 50-kV-Anlage
im Gebadude des Heizkraftwerks Wolfsburg.
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Fiir die Rentabilitat des Kraftwerks blieb aber auch die Stei-
gerung des Warmeabsatzes von Bedeutung, wie Wilhelm
Zschintzsch im Marz 1950 in einem Gutachten fiir Heinrich
Nordhoff ausfiihrte.”” Die bestehenden Kapazitidten ermég-
lichten problemlos eine Verdreifachung der Warmeabgabe.
Zur unzureichenden Nachfrage trug nach Ansicht von
Zschintzsch die im Volkswagenwerk vorgenommene Nut-
zung von Gas als Warmetrager bei. Gas deckte u.a. den War-
mebedarf der Harterei und der GieBerei ab, wurde jedoch
auch in anderen Werksbereichen genutzt.

Der Bedarf an Raumwarme hatte sich zwar durch den Auf-
und Ausbau der Werkshallen zwischen 1947 und 1950 bereits
mehr als verdoppelt, der Verbrauch von Technischer Warme
zog jedoch deutlich geringer an.”® Dazu trugen u.a. Moder-
nisierungsmaBnahmen an den Werksanlagen bei. Beispiels-
weise wurde die ehemalige Zentralkiiche durch mehrere
dezentrale Einzelkiichen im Stuidrandbau ersetzt. Durch den
Einbau von neuen, selbst gefertigten Verdampferanlagen
reduzierte sich die Abnahme von Technischer Warme bei
gleicher Essensanzahl auf ein Drittel.'” Geradezu ein Dorn im
Auge war Zschintzsch das 1947/48 modernisierte Gaswerk, in
dem aus Koks Gas gewonnen wurde. Er sah das Gaswerk als
Beweis einer unkoordinierten energiewirtschaftlichen Vor-
gehensweise an und forderte fiir die Zukunft, "neu auftreten-
den Energiebedarf grundsatzlich durch die Einschaltung des
Heizkraftwerks mit seiner Strom- und Warmelieferung zu

decken".*°

Inbetriebnahme des vierten GroRRkessels
durch Heinrich Nordhoff, 5. Juli 1950.



Um das Abwarmepotenzial besser zu nutzen, prasentierte
Zschintzsch im Oktober 1950 eine bereits zwei Jahre zuvor
von der Kraftwerksleitung entwickelte Idee.”’ Damals lag ihr
die vorherrschende katastrophale Erndahrungssituation zu
Grunde, nun sollte ihre Umsetzung den Absatz der Techni-
schen Warme vergroRRern. Einen Steinwurf vom Kraftwerk
entfernt sollte zwischen dem Siidrandbau und dem Mittel-
landkanal ein 1.000 Quadratmeter groBes Gewachshaus
gebaut werden. In Verbindung mit Lichtquellen, Nahrstoffen
und Kohlensaure sollte die bei der Stromerzeugung anfal-
lende Abwarme ideale Bedingungen fiir die Zlichtung von
Tomaten, Gurken, tropischen Gewachsen sowie Rosen, Nel-
ken und Gerbera schaffen. Es entsprach nach der Uberwin-
dung der Schwierigkeiten der unmittelbaren Nachkriegszeit
einer nicht ganz untypischen Kombination aus technischer
Utopie und Machbarkeitsdenken, dass der Kraftwerksinge-
nieur der Industrie das entscheidende Know-How zusprach.
Nur in der Industrie konne "der Gartner zugleich Techniker,
Chemiker und Biologe sein und den Pflanzen jene inneren
und duBeren Umweltbedingungen verschaffen, die jeweils

ihrer Eigenart zukommen".*?

Zwar war sich Wilhelm Zschintzsch bewusst, dass eine solche
Versuchsanlage zunachst Kosten verursachen wiirde. Die
spatere Bewirtschaftung eines 50.000 Quadratmeter groRen
Gewachshauses aber konnte seiner Einschatzung nach durch
den Verkauf der pflanzlichen Erzeugnisse an Mitarbeiter und
Stadtbewohner Ersparnisse bis zu 250.000 DM einbringen.
Nachdem sich Heinrich Nordhoff zundchst an dem Thema
interessiert gezeigt hatte, lehnte er den Vorschlag ab. Er sah
den Wert des Gewdchshaus-Projektes fiir das Unternehmen
"fuir heute geringer an als friiher”, da sich die Ernahrungs-
situation der Bevolkerung zwei Jahre nach der Wahrungs-
reform bereits spiirbar entspannt hatte und die Produktions-
steigerungen ohnedies fiir eine starkere Auslastung des
Kraftwerks gesorgt hatten.?3

Tatsachlich waren zur Verbesserung des Wirkungsgrades des
Kraftwerks solche randstandigen MalRnahmen nicht mehr
zeitgemal3. Im Ruickblick auf das Jahr 1950 zeigte sich Wil-
helm Zschintzsch deutlich zufriedener als in den Vorjahren.
Bei einer gegeniiber dem Vorjahr verdoppelten Fahrzeug-
produktion naherte sich zumindest die Energiebilanz des
Kraftwerks der vorgesehenen Auslastung an. Weil auch in der
GieRerei, Harterei und in den Trockenanlagen der Lackiererei
der Stromeinsatz und auch die Abnahme technischer Warme
stieg, lag allein der Werksverbrauch um 65 Prozent hoher als
im Vorjahr. Dadurch gewann der Kraftwerksbetrieb an Effi-
zienz. Wegen der steigenden Absatzmengen sanken die Kos-



ten fiir die einzelnen Energiearten. Parallel zu der gesteiger-
ten Stromerzeugung ging der spezifische Stromverbrauch je
gefertigtem Fahrzeug seit 1948 stetig zuriick, so dass sich
die Stromkosten 1950 auf ca. 30 DM pro Wagen beliefen und
damit nach Angaben von Wilhelm Zschintzsch nur halb so
hoch wie im Werk Untertirkheim der Daimler-Benz AG
lagen.**

Im Verlauf des Jahres 1951 stiegen die Anforderungen an die
Energieerzeugungsanlagen des Volkswagenwerks weiter
erheblich an. Durch die Inbetriebnahme neuer Anlagen weit-
ete das Unternehmen die Stromerzeugungskapazitaten von
34 auf 48 Megawatt aus. Inzwischen machten sich bereits
Kapazitatsengpasse bemerkbar, die nur dadurch umgangen
werden konnten, dass die Leistungsabfrage der Verbraucher
nicht zum gleichen Zeitpunkt erfolgte. Die Produktionsstatte
beanspruchte mittlerweile 22 Megawatt, womit sich der
Werksverbrauch innerhalb von zwei Jahren verdoppelt hatte,
wahrend die Produktion im gleichen Zeitraum von 46.633 auf
105.702 Fahrzeuge gestiegen war. Der spezifische Stromver-
brauch pendelte sich zu diesem Zeitpunkt bei 690 Kilowatt-
stunden ein. Die Menge der durch das Kraftwerk ausgeliefer-
ten Technischen Warme und Heizwarme blieb zwar hinter
den Erwartungen der Energie-Wirtschaftsstelle zuriick, lag
aber 1951 immerhin etwa um ein Viertel Giber dem Volumen
des Jahres 1949.%> Ausschlaggebend fiir diese Steigerung
waren die umfangreichen Bautatigkeiten in Werk und Stadt.

In der Produktionsstatte sorgte besonders der Wiederaufbau
der Halle 2 fiir einen erhéhten Warmeverbrauch. In Halle 3
ermoglichten die instandgesetzten und neu verlegten Lei-
tungsnetze eine weitreichendere Nutzung der technischen

Wirme.?®

Obwohl aus dem Verkauf an externe Stromabnehmer im Jahr
1951 Einnahmen in Hohe von 1,8 Millionen DM erzielt wur-
den, erwirtschaftete das Kraftwerk trotz der verbesserten
Auslastung einen Jahresverlust von 742.000 DM. Zum Verlust
trugen insbesondere auch 425.000 DM an Aufwendungen
fir "Spitzenkohlenpreise und an Mehrkosten fiir die Ameri-
ka-Kohle" bei.”’ Die Vertragsbeziehungen zur BKB boten
neben den Einnahmen aus dem Stromverkauf auch den Vor-
teil, bei einem Storfall im Kraftwerk kurzfristig auf Strom-
lieferungen aus deren Netz zurlickgreifen zu konnen. Gleich-
zeitig erhohten sich aber die Verpflichtungen des Kraftwerks.
Alle vier vorhanden GroRkessel mussten mittlerweile an der
Leistungsgrenze betrieben werden und der benétigte Brenn-
stoffbedarf war erheblich angestiegen. Nachdem das Unter-
nehmen die Grundvoraussetzungen fiir einen effektiveren
Betrieb der Energieerzeugungsanlagen geschaffen hatte,
galt es nun, die Kraftwerkskapazitaten auszubauen und die
Brennstoffversorgung des Kraftwerks endgtiltig zu regeln.
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Diversifikation der Energietrager

Schwankende Kohlenlieferungen aus dem Ruhrbergbau be-
eintrachtigten den Betrieb des Kraftwerks, das bei Beschick-
ung der Feuerungskessel mit "Steinkohle NuR 3/4" am wirt-
schaftlichsten arbeitete.”® Wie die gesamte westdeutsche
Industrie litt die Energiewirtschaft des Wolfsburger Unter-
nehmens unter der labilen Versorgungssituation, die mit
Ausbruch des Korea-Krieges im Juni 1950 zu einem Kohlen-
engpass fiihrte. Der weltweite Nachfrageboom nach deut-
schen Investitionsgiitern und Rohstoffen gab der bundesre-
publikanischen Wirtschaft einen kraftigen Wachstumsschub
und verhalf ihr mittelfristig zu einem sich selbst tragenden
Aufschwung. Kurzfristig machte sich indes ein akuter Kohle-
mangel bemerkbar, weil die von den Alliierten verfiigten
Zwangsexporte deutscher Kohle fortgesetzt wurden und die
arbeitstagliche Forderleistung des Ruhrbergbaus aus Kapazi-
tatsgriinden flr zwei Jahre bei rund 400.000 Tonnen stag-
nierte. Im Oktober 1950 wurde die erst einige Monate zuvor
aufgehobene Kohlenbewirtschaftung wieder eingefiihrt.>

Trotz beharrlicher Verhandlungen mit den zustandigen staat-
lichen Verteilungsstellen konnte das Kraftwerk seine Be-
triebsmengen nicht in vollem Umfang sicherstellen. Im Sep-
tember 1950 wurden weniger als 40 Prozent der bestellten
Ruhrkohle geliefert; der auf dem Kohlenlagerplatz in Vorrat
gehaltene Bestand sank auf 2.500 Tonnen ab. Im Folgemonat
erhielt Volkswagen 60 Prozent des georderten Volumens,

jedoch keine verbindlichen Zusagen fiir die Steinkohlenver-
sorgung des Kraftwerks fiir den Monat November. Lediglich
der Kohlenbedarf fiir die Stromeinspeisung ins 6ffentliche
Netz wurde zugesichert und vollstandig geliefert. Da die
staatlichen Lenkungsstellen keine Verbesserung der Kohlen-
versorgung in Aussicht stellten, blieb die Lage fiir Volkswa-
gen bedrohlich und konnte nur durch Eigeninitiative und Ver-
handlungsgeschick entspannt werden. Heinrich Nordhoff
lieB Wilhelm Zschintzsch freie Hand, zur VergroRerung des
Kohlenlagers "jede vertretbare Vorsorge" zu treffen.3° Der
Anweisung an den Leiter der Energie-Wirtschaftsstelle, mit
dem Niedersachsischen Wirtschaftsministerium in standi-
gem und engem Kontakt zu bleiben, fligte der Generaldirek-
tor nach den Erfahrungen der letzten Jahre die Empfehlung
hinzu: "Aber geben Sie bitte nichts auf Zusagen und Verspre-
chungen — die kénnen wir nicht verheizen."?'

Anfang Dezember 1950 verhandelte Wilhelm Zschintzsch
unter anderen mit dem Bundeskohlenkommissar, dem Zen-
trallastverteiler, dem fiir die Kohlenwirtschaft zustandigen
Referenten des Bundeswirtschaftsministeriums und mit dem
Deutschen Kohlenverbrauch tiber Kohlenzuteilungen. Die
Gesprachspartner wiesen auf die "sich dauernd verscharfen-
de Kohlenlage" hin und machten hierfiir die hohe Export-
Quote, die sinkende tagliche Forderleistung des deutschen
Kohlenbergbaus und den rapide ansteigenden Verbrauch der
deutschen Wirtschaft verantwortlich.3> Besondere Schwie-
rigkeiten bereitete den zustandigen Stellen die Aufteilung
des Kohlebedarfs zwischen 6ffentlichen Stromerzeugern und
Industriekraftwerken, die zur 6ffentlichen Energieversorgung
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beitrugen. Gerade dem Kraftwerk des Volkswagenwerks
drohte, fiir die Stromlieferung an die Stadt Wolfsburg tiber-
haupt keinen Brennstoff mehr zugeteilt zu bekommen, wie
Uberhaupt keine gesicherten Zusagen liber die Energiever-
sorgung der Produktionsstatte vorlagen. Obwohl das Volks-
wagenwerk durch die "Einschaltung in das Verbundnetz in
die elektropolitischen Spannungen mehrerer Stromversor-
gungsunternehmen geraten" war, hoffte Zschintzsch auf eine
bessere Kohlenversorgung des Volkswagenwerks.

Zugleich leitete Zschintzsch erste MalRnahmen ein, die Ener-
giewirtschaft des Volkswagenwerks aus der Abhangigkeit
von der Ruhrsteinkohle zu 16sen und die Brennstoffbasis zu
diversifizieren. Mit der Helmstedter Braunkohlen-Verkauf-
GmbH (HBV), der Vertriebsorganisation der BKB, waren regel-
maRige Schwelkokslieferungen vereinbart worden.3 Der
Schwelkoks entstand bei der Verarbeitung von Braunkohle
und besal allerdings einen geringeren Heizwert als Ruhr-
steinkohle. Durch die Verwendung dieser "schlechten Kohle"
konnte das Volkswagenwerk im Dezember 1950 die Stromlie-
ferung an die BKB nicht im vertraglich festgelegten Umfang
ausfithren.34 Der hierliber vom Niedersichsischen Wirt-
schaftsministerium informierte Aufsichtsbeamte des hiesi-
gen Energiebezirks drohte dem Unternehmen daraufhin mit
einer "weiteren Kiirzung der Kohlenzuteilung".3> Trotz der
Betriebsprobleme gab es zur Verwendung unterschiedlicher
Kohlensorten in den Verbrennungskesseln keine Alternative.
Um das Produktionswachstum nicht zu gefahrden, musste
Volkswagen die Brennstoffversorgung des Kraftwerks auf
eine breitere Basis stellen.

Kohlenlagerplatz am Kraftwerk, 1953.



Die Energie-Wirtschaftsstelle bemiihte sich deshalb erfolg-
reich, die Abmachungen mit der BKB auszuweiten und such-
te dort im August 1951 um eine tagliche Lieferung von 250 bis
300 Tonnen Braunkohle nach, obwohl der Heizwert dieses
Brennstoffs sogar unter dem von Schwelkoks lag. Gesichert
war zu diesem Zeitpunkt lediglich die Anlieferung von knapp
17.000 Tonnen Brennstoff, weniger als ein Drittel des fir die
Monate September bis Dezember 1951 berechneten Kohlen-
bedarfs von 45.500 Tonnen Steinkohle-Einheiten (SKE). Zwi-
schen dem Volkswagenwerk und der BKB kam es rasch zu
einer Einigung. Die BKB sagte ein Kohlenkontingent zu, mit
dem das doppelte Volumen der von ihr bezogenen Strom-
menge erzeugt werden konnte. Im Gegenzug erklarte sich
das Volkswagenwerk bereit, in Abhangigkeit von den Ge-
stehungskosten den jeweils niedrigsten Strompreis zu
berechnen. Diese Vereinbarung verschaffte dem Kraftwerk
im November 1951 insgesamt 768 Tonnen Schwelkoks und
10.064 Tonnen abgesiebte Braunkohle sowie einen Lager-
bestand von fuinf bis sechstausend Tonnen Kohle, blieb aber

insgesamt hinter den Erwartungen zuriick 3

Sowohl die Preise als auch der Inlandsverbrauch von Ruhr-
steinkohle in der Bundesrepublik Deutschland waren stetig
gestiegen. Obendrein hatte das Bundeswirtschaftsminis-
terium einen Verteilerschliissel festgelegt, wonach die in
Deutschland geforderte Kohle an inlandische Industriebetrie-

be nach deren volkswirtschaftlicher Relevanz verteilt und zu

unterschiedlichen Preisen verkauft wurde. Die Automobil-
industrie wurde als ein Industriezweig eingestuft, der nicht
bevorzugt auf giinstige deutsche Ruhrsteinkohle zuriickgrei-
fen sollte. Das Volkswagenwerk musste deshalb den "gespal-
tenen Kohlenpreis" zahlen, der 42 DM Grundpreis pro Tonne
zuziiglich eines Zuschlages von 35 DM betrug.3’

Der zu entrichtende Zuschlag sollte den wirtschaftlich ange-
schlagenen Ruhrzechen helfen, ihre Férderleistung zu er-
hohen. Der staatlich geférderte Kapazitatsausbau brachte
jedoch kurzfristig keine Besserung der Kohlenversorgung,
weil weder der Arbeitskraftemangel im Ruhrgebiet noch der
Rationalisierungsriickstand des Ruhrbergbaus von heute auf
morgen beseitigt werden konnten. Durch die Zwangsexporte
ins westeuropaische Ausland wurden dem heimischen Roh-
stoffmarkt in den Jahren 1951/52 zudem (iber 25 Millionen
Tonnen Steinkohle entzogen. Zur Kompensation stellte die
Bundesregierung die Forderung des Imports von amerikani-
scher Kohle in Aussicht.3® Diese kostete inklusive der Liefe-
rung nach Wolfsburg 130 DM pro Tonne, war also erheblich
teurer als vergleichbare Ruhrkohle. Angesichts des zur Neige
gehenden Vorrats des Kraftwerks orderte das Volkswagen-
werk Anfang September 5.000 Tonnen amerikanische Kohle
als Reserve. Das Kraftwerk musste den geschatzten Mehr-
preis von 375.000 DM im Vergleich zur westdeutschen Ruhr-
steinkohle zur Sicherung des Kraftwerkbetriebs in Kauf neh-

men.39
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GroRe Erwartungen setzte das Volkswagenwerk in die Inter-
zonenhandels-Verordnung vom 18. Juli 1951, die die monat-
liche Lieferungen von bis zu 10.000 Tonnen Schwelkoks aus
der DDR versprach. Doch diese Hoffnungen erfiillten sich
nicht. Nach nur wenigen Tagen wurde die angelaufene
Schwelkoksversorgung Mitte Oktober 1951 von Regierungs-
stellen der DDR wieder gestoppt. Das Volkswagenwerk
wurde von der Deutschen Kohlenbergbauleitung erneut auf
den Import der teureren US-Kohle verwiesen.*°

In dieser Situation begann das Volkswagenwerk, seine Ener-
giewirtschaft an die Versorgungslage mit der standig wech-
selnden Zusammensetzung der verfiigbaren Heizmaterial-
kontingente anzupassen. Um mit variierenden Energie-
tragern dennoch eine optimale Kesselleistung zu erzielen,
mussten technische Veranderungen an den Verbrennungs-
kesseln des Kraftwerks vorgenommen werden. Da neben
Steinkohle und Schwelkoks notgedrungen auch Braunkohle
mit hohem Feuchtigkeitsgehalt verfeuert werden musste,
erhielten von Oktober 1951 an einige Anlagen Ol-Zusatzfeue-
rungen, mit denen die Verfeuerung insgesamt verbessert
und die Leistungsfahigkeit der Kessel erhoht wurde. Die aus
den 1930er Jahren stammenden Kesselanlagen waren fiir
derartige UmriistungsmalRnahmen grundsatzlich geeignet,
die trotz der im Heizwert sehr unterschiedlichen Brennstoffe
einen hohen Wirkungsgrad ermoglichten.

Gleichwohl bedurfte es einer Verstetigung der Kohlenanlie-
ferung, und Wilhelm Zschintzsch hoffte mit einer kurzgefass-
ten Ausarbeitung uber "Das Heizkraftwerk Wolfsburg des

Volkswagenwerkes und seine volkswirtschaftliche Bedeu-
tung fiir Stadt und Werk" vom 1. November 1951 bei den zu-
standigen Stellen und politischen Meinungstragern fiir eine
gesteigerte Steinkohlenversorgung des Volkswagenwerks zu
werben. Eindringlich wies er darin auf den Exporterfolg des
Volkswagens hin und betonte dessen Anteil an der Handels-
bilanz der jungen Bundesrepublik.*' Eine Woche spater
konnte er nach Gesprachen in Bonn und Essen zumindest
feststellen, dass "die Kohlenversorgung bis Ende des Jahres
() gesichert” war.#* Obwohl mit Inkrafttreten des Vertrages
Uber eine Europaische Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl, der
Montanunion, im Jahr 1952 ein Wettbewerbsmarkt fiir Stein-
kohle etabliert werden sollte, behielten die deutschen Behor-
den in der Phase der Brennstoffverknappung die Kontingent-
ierung von Kohle bei.*3 Die Ruhrkohlenversorgung blieb da-
raufhin im weiteren Verlauf zwar problematisch, ohne dass
es jedoch noch zu krisenhaften Zuspitzungen kam.

Eine Reduzierung der Abhangigkeit von der Ruhrsteinkohle
sollte zum einen durch die starkere Nutzung von Schwelkoks
und Braunkohle erzielt werden, wenn auch die Lieferungen
der Braunschweigischen Kohlen-Bergwerke an das Volks-
wagenwerk 1952 erheblich schwankten. Ende 1951 wurde die
Schwelkokslieferung sogar ganz eingestellt und ersatzweise
nur noch Braunkohle geliefert.** Im November 1952 wurde
die Vereinbarung zwischen dem Volkswagenwerk und der
BKB modifiziert, nachdem deren Hauptkraftwerk Harbke
infolge des Ost-West-Konfliktes nicht mehr zu Verfiigung
stand.



Ansprache von Wilhelm Zschintzsch im
Innenraum eines neuen GroRBkessels, 1954.

Die Braunschweigischen Kohlen-Bergwerke weiteten darauf-
hin ihre Stromabnahme aus dem Kraftwerk des Volkswagen-
werks aus und sicherten im Gegenzug die arbeitstagliche
Lieferung von 400 Tonnen abgesiebter Rohbraunkohle zu.
Um den niedrigen Heizwert dieses Brennstoffes bei der Ver-
feuerung auszugleichen, regelte die Vereinbarung zudem
den monatlichen Bezug von 800 Tonnen Braunkohlenteerdl
zu einem Preis von 108 DM pro Tonne.*> Ende 1952 war das
Kraftwerk trotz der bestehenden Brennstoffproblematik

an die Grenze seiner Leistungsfahigkeit geraten. Allein der
Stromabsatz an die BKB erreichte mit 109 Millionen Kilowatt-
stunden eine neue Hochstmarke. Das dadurch erzielte wirt-
schaftliche Ergebnis wurde gleichfalls als gut bewertet, so
dass von einem "Zuschussbetrieb" nicht mehr gesprochen
werden konnte.4®

Der Energiehunger des Werkes und der Stromverbundwirt-
schaft machten Erweiterungsbauten notwendig, die 1954
abgeschlossen werden konnten. Im Zuge der Kapazitatser-
weiterungen wurde im Kraftwerk der veraltete und mittler-
weile ungenutzte Reservekessel gegen einen leistungsfahi-
geren Kessel ausgetauscht, der zunachst nur im Spitzen-
betrieb zum Einsatz kommen sollte. Um die Betriebskosten
moglichst niedrig zu halten, wurde der Kessel auf Vorschlag
von Wilhelm Zschintzsch versuchsweise als Olkessel ausge-
fiihrt. Fiir ein solches "Experiment” bendtigte das Kraftwerk
uber einen langeren Zeitraum und zu angemessenem Preis
groBere Mengen Braunkohlenteerdl. Allerdings behinderten
entstehende Schlammriickstinde, die den Olbehilter regel-
maRig zu verstopfen drohten, dessen Verwendung. Im Inter-



esse der langerfristigen "verbundwirtschaftlichen Zusam-
menarbeit" zwischen dem Volkswagenwerk und den Braun-
schweigischen Kohlen-Bergwerken bat Wilhelm Zschintzsch
den BKB-Direktor Richter um Priifung, ob der Brennstoff auch
frei von festen Bestandteilen geliefert werden kénnte.#’ Die
Aufstellung eines ausschlieBlich mit Ol befeuerten Hoch-
druckkessels war ein Novum in einem deutschen Unterneh-
men 48

Die Brennstoffversorgung des Kraftwerks stand 1954, als
186.400 Tonnen SKE verfeuert wurden, auf einer soliden
Basis. 43 Prozent entfielen auf Lieferungen der BKB, die ab-
gesiebte Rohbraunkohle, Braunkohlenschwelkoks und Braun-
kohlenteerdl umfassten. Den Rest deckte Ruhrsteinkohle ab.
Nach Gesprachen mit Vertretern der deutschen Ruhrkohle-
norganisation erwartete die Energie-Wirtschaftsstelle jedoch
fir das Kohlenwirtschaftsjahr 1955/56 eine erhebliche Re-
duzierung der Steinkohlenzuteilung. Da die Forderleistung
des Ruhrgebietes infolge des Kohleabbaus in immer grol3e-
ren Tiefen und der damit zusammenhangenden héheren Ar-
beitsintensitat und steigenden Kosten stagnierte und gleich-
zeitig die Nachfrage der boomenden westdeutschen Indu-
strie nach Steinkohle anzog, regulierte die Hohe Behorde der
Montanunion den deutschen Inlandsverbrauch erneut liber
Verteilungsplane, die 6ffentlichen Versorgungsunternehmen
sowie den privaten Haushalten Vorrang vor der Industrie ein-
raumten.*® Anstatt der benétigten 130.000 Tonnen wurde
dem Volkswagenwerk lediglich die Lieferung von 40.000 Ton-
nen verbindlich zugesagt. Dadurch fehlten dem Volkswagen-
werk fiir die Wintermonate 1955/56 etwa 9o.000 Tonnen

Steinkohle.>® Diese Versorgungsliicke konnte nur durch den

kurzfristigen Zukauf von amerikanischer Importkohle aufge-
flllt werden, deren Mehrpreis auf 1,5 Millionen DM geschatzt
wurde.”’

Durch den Abschluss langerfristiger Vertrage gelang es der
Einkaufsabteilung zwar, Preisnachlasse fiir die Lieferung der
amerikanischen Kohle auszuhandeln. Gleichwohl lagen die
Kosten um ein Fiinftel Giber dem Preisniveau der Ruhrstein-
kohle. Die Situation veranlasste Heinrich Nordhoff zu der
Frage, wie "gegentiiber amerikanischer Kohle die Rentabilitat
des Olbetriebes" aussehe.>® Eine erste Priifung ergab, dass Ol
nicht nur geringfuigig billiger als Importkohle war, sondern
dass nach vollstandiger Inbetriebnahme des bislang nur im
Versuchsbetrieb laufenden Olkessels im Friihjahr 1956 auf
Grund vertraglicher Bindungen 15.000 Tonnen Braunkohlen-
teerol von den Braunschweigischen Kohlen-Bergwerken und
weitere 15.000 Tonnen Ol von der Benzin- und Petroleum-
Gesellschaft (BP) geliefert wiirden.>

Dies war ein entscheidender Einschnitt in der Energiewirt-
schaft des Volkswagenwerks. Da fiir die kommenden Jahre
mit einem stetig wachsenden Brennstoffbedarf gerechnet
wurde, weitete das Unternehmen seine Maschinenkapazitat
erneut aus und setzte wegen der Unsicherheit auf dem west-
deutschen Kohlenmarkt verstirkt auf Olverfeuerung. Beson-
ders in den Wintermonaten stiel3 das Kraftwerk regelmaRig
an seine aullerste Leistungsgrenze, und ein Maschinenausfall
konnte jederzeit "zu einem flihlbaren Produktionseinbruch
fuhren">* Um zukiinftig die Betriebssicherheit des Kraft-
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Der Brennstoffverbrauch des Kraftwerks von 1954 bis 1962.

werks zu gewahrleisten, schlug die Energie-Wirtschaftsstelle
Ende August 1956 vor, das Kesselhaus durch Aufstellung
zweier neuer Olkessel zu erweitern. Die Preisentwicklung auf
dem Brennstoffmarkt lieR die geplante Olfeuerung auch in
wirtschaftlicher Hinsicht Erfolg versprechend erscheinen.
Dennoch sollten diese neuen Kessel so konstruiert werden,
dass sie spater auf Kohlenstaubfeuerung umstellbar waren.
In dieser technisch noch nicht ausgereiften Methode sah die
Kraftwerksleitung den Kénigsweg aus der schwierigen Lage
auf dem bundesdeutschen Brennstoffmarkt, da deren "Vor-
teil in der Verfeuerung verschiedenster Kohlensorten und in
der schnellen Reaktion auf schwankende Lastverhaltnisse”
bestand.>

Auch Heinrich Nordhoff wies der Olfeuerung "in den nach-
sten 5—10 Jahren alle Berechtigung" zu, so dass der einge-
schlagene Weg zur Ausweitung des Oleinsatzes vom Gene-
raldirektor genehmigt war® Die preisliche Attraktivitat und
die Versorgungssicherheit von Heizol stiegen sogar noch wei-
ter, zumal staatliche Férderungsmafinahmen, wie die 1953
erfolgte Befreiung von der Mineraldlsteuer und 1956 der Ent-
fall des Mineraldlzolls, ihren Einfluss ausiibten.>’ Die Verfeu-
erung von Ol im Kraftwerk nahm zu. Betrug der Anteil von
Teer- und Heizol am gesamten Brennstoffenergiegehalt im
Jahr 1955 nur 6 Prozent, so stieg dieser Wert im Folgejahr vor
allem durch die Anlieferung von Heizél schon auf mehr als
20 Prozent.® Zur Jahreswende 1959/60 deckte Ol bereits
mebhr als die Halfte des Energiebedarfs. Nur noch ein Zehntel
davon lieferten die Braunschweigischen Kohlen-Bergwerke
mit Braunkohlenteerdl zu, wahrend schweres Heizol 9o Pro-
zent der Menge ausmachte.>?
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Zumindest Wilhelm Zschintzsch stand unter dem Gesichts-
punkt der gewachsenen Importabhangigkeit der Ausweitung
des Olanteils durchaus kritisch gegeniiber. Da zugleich auch
der Importanteil an der Steinkohle im Volkswagenwerk auf
vier Fiinftel angestiegen war, sprach sich der Leiter der Ener-
gie-Wirtschaftsstelle nicht zuletzt auch aus Kostengriinden
fiir die Option Kohlenstaubfeuerung aus.®® Voraussetzung
waren allerdings ausreichende Kohlenlieferungen aus dem
Inland, zu deren Sicherung sogar der Ankauf einer Kohlen-

grube erwogen wu rde.’’

Im Ergebnis der sich wandelnden Energiemarkte und im Ver-
haltnis zu den vorhandenen Anlagen variierte das Mengen-
verhaltnis der Primarenergietrager in den 1960er Jahren ent-
sprechend der Preissituation. Auch in energiewirtschaftlichen
Krisenphasen gab das Volkswagenwerk das bewahrte Prinzip
der Diversifikation der Energietrager nicht auf. 1967 stellte
das Unternehmen drei Kesselanlagen auf die Verfeuerung
von Erdgas um und erweiterte damit die Brennstoffbasis um
einen zukunftsweisenden Energietrager, der 1968 schon in
einem Umfang von 143 Millionen Normkubikmeter in die

Kesselfeuerung eingespeist wurde.®

1970 trug Erdgas be-
reits zu einem Drittel des im Kraftwerk verwendeten Brenn-
stoffsortenmix‘ bei.> Beim Einsatz der verschiedenen Ener-
gietrager erscheint die Kraftwirtschaft des Volkswagenwerks
als Spiegelbild der allgemeinen Entwicklung, die zwischen OlI,

Gas und Kohle wechselte.

Nachdem Versorgungssicherheit hergestellt wurde, erhielt
die Wirtschaftlichkeit des Brennstoffeinsatzes groRere Be-
achtung. Durch den Brennstoffmix war die Energiewirtschaft
des Volkswagenwerks einerseits in der Lage, auf alle Wen-
dungen der Energiemarkte zu reagieren. Andererseits kam
wegen des Einsatzes unterschiedlicher Brennstoffe den spezi-
fischen Emissionsverhaltnissen hohe Bedeutung zu. Luftrein-
haltungskonzepte waren an die technische Weiterentwick-
lung der Kesselanlagen anzupassen, zumal der Gesetzgeber
seit den 1960er Jahren die Einhaltung von Grenzwerten zur
Pflicht machte.®

Olvorwadrmanlagen im Kraftwerk, 1957.



Schornsteine und
Emissionsreduzierung

Die Emissionsverhaltnisse in der Region Wolfsburg waren u.a.
wegen der effizienten Kraft-Warme-Kopplung und des weit-
gehenden Wegfalls der Hausbrandemissionen vergleichs-
weise giinstig und entsprachen zu keinem Zeitpunkt der aus
industriellen Ballungsgebieten bekannt gewordenen "Rauch-
plage".65 Zwar kam es im Prozess der Energieerzeugung zu
Emissionen von Staub und potenziellen Schadstoffen, jedoch
fihrten deren AusmafR bzw. Konzentrationsgrad zu keinen
externen Schadigungen. Da dementsprechend keine Bean-
standungen geltend gemacht wurden, entfiel im Sinne der
Gewerbeordnung fiir die Aufsichtsbehérden jede Notwendig-
keit des Einschreitens. Es ist nicht unbezeichnend fiir die spe-
zifischen Verhaltnisse der Energiewirtschaft des Volkswagen-
werks, dass Innovationen und Weiterentwicklungen auf dem
Gebiet der Luftreinhaltung durch betriebliche Belange indu-
ziert wurden. In mancher Hinsicht war die Maschinenwelt
der Fabrik ein empfindlicher Sensor, wie sich beispielsweise
im September 1949 zeigte.

Im Kesselhaus waren vier Grol3kessel, einer zu Reservezweck-
en, installiert worden, von denen drei Entstaubungsanlagen
besallen. Ein weiterer Hochstdruckkessel befand sich in der
Einrichtung. Wahrend die Rauchgase nach dem Filterungs-
prozess einen sehr hohen Reinheitsgrad von 97 Prozent auf-

wiesen, beeintrachtigten die ungefiltert austretenden Rauch-
gase die Arbeitsvorgange in der unmittelbar westlich des
Kraftwerks gelegenen Lackiererei. Bei Ostwind sank der
Staub auf die Sheddacher der angrenzenden Hallen, gelangte
durch die Ansaugrohre der Belliftungsanlage in das Innere
der Lackiererei und storte auf diese Weise den extrem sen-
siblen Lackierprozess. Am 14. September 1949 mussten die
betroffenen Kesselanlagen zu Lasten der Stromproduktion
kurzzeitig still gesetzt werden.®® Die Kraftwerksleitung rea-
gierte prompt mit der Entscheidung, alle Kesselanlagen mit
Entstaubungsanlagen der Firma Lurgi auszuriisten, die Wil-
helm Zschintzsch als "immer noch die besten" bezeichnet
hatte.” Aus Kostengriinden und zur Gewahrleistung eines
raschen Einbaus war von den Kraftwerksingenieuren die Idee
entwickelt worden, zwei der vorhandenen Entstaubungsan-
lagen zu halbieren, um diese fiir den Reservekessel IV und
den geplanten Kessel V zu verwenden. Bei vorhergehenden
Versuchen war festgestellt worden, dass der Reinigungsgrad
der Anlagen durch einen solchen Umbau "nur um wenige
Prozent zur[]ckging".68 Die Herstellerfirma der patentrecht-
lich geschuitzten Anlage signalisierte ihr Einverstandnis, was
eine Kostenersparnis in Hohe von rund 200.000 DM erlaub-
te. Heinrich Nordhoff unterstiitzte im Interesse einer rei-
bungslosen Produktion die ihm unterbreitete Zielrichtung
mit der Aufforderung, "dal} wir die Filteraufstellung be-
schleunigt durchfiihren miissen. Wenn eine geringe Einbul3e
an Wirkungsgrad erheblich Kosten spart, sollte dieser Weg

gegangen werden."®?



Das Volkswagenwerk Wolfsburg, 1953
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Die parallel zum Produktionswachstum in der ersten Halfte
der 1950er Jahre erforderlich gewordenen Kapazitatserweite-
rungen des Kraftwerks verscharften das Emissionsproblem,
das offenbar allein mit den installierten Entstaubungsanla-
gen nicht in den Griff zu bekommen war. Bei der Inbetrieb-
nahme eines neuen Kessels und einer neuen Turbine

im Mai 1954 wurden erneut auftretende Auswirkungen der
"VerruBung der Luft" auf die Lackieranlagen des Volkswagen-
werks angesprochen. AuBerdem kam es vor, dass die auf dem
Verladebahnhof im noérdlichen Bereich des Werksgelandes
abgestellten Neuwagen bei Ostwind von einer RuBschicht
bedeckt wurden, die ebenfalls mit Kraftwerksemissionen
zusammenhangen mochten. Anldsslich der feierlichen Kes-
seleinweihung im Kraftwerk kam jedenfalls der Vorschlag zur
Sprache, durch Errichtung von zwei 150 Meter hohen Kami-
nen "die RuBentwicklung in hohere Luftschichten" zu befor-
dern.’®

Im Zusammenhang mit der geplanten Kraftwerkserweite-
rung war bei der Technischen Hochschule Hannover ein
Gutachten zur "einwandfreien Losung" des Rauchgas- und
Staubproblems im Kraftwerk in Auftrag gegeben worden,
das der Energie-Wirtschaftsstelle im August 1955 vorlag. Die
Expertise von Dipl.-Ing. Rolf Ibing kam zu dem Ergebnis, dass
bei den in Wolfsburg vorherrschenden Windverhaltnissen
die Errichtung von zwei 86 Meter hohen Schornsteinen die
Rauchgas- und Staubbeldstigungen auf dem Werksgeldande
vollstandig beseitigen wiirde. Der Gutachter regte als Sofort-
maBnahme an, zundchst mechanische Zyklon-Entstauberan-

Flugaschenverschmutzung von Neufahrzeugen, 1958.

lagen vor die vorhandenen Elektrofilter des Kraftwerks zu
setzen, um den Staubauswurf auf ein Drittel zu minimieren.
Deren Einbau machte zwar einen Gesamtaufwand von
600.000 DM erforderlich, nach Auffassung von Wilhelm
Zschintzsch wiirde das Unternehmen damit jedoch "auf dem
Gebiet der Staubbeldstigung alles getan haben, was hier
iberhaupt” moglich ware.”

Darliber hinaus plante die Energie-Wirtschaftsstelle ihrer-
seits, mit "Fernseheinrichtungen" fiir eine bessere Uberwa-
chung der infolge der variierenden Brennstoffzusammenset-
zung in Qualitat und Intensitat schwankenden Rauchgase zu
sorgen. Grol3e Erwartungen setzte Wilhelm Zschintzsch aber
auch in den vermehrten Einsatz von Ol als Brennstoff, so dass
nach seiner Ansicht von der Ausfiihrung von Schornsteinen



abgesehen werden konnte, bis die Olkessel auf die technisch
noch nicht ausgereifte Kohlenstaubfeuerung umgestellt
wiirden. Auch Heinrich Nordhoff erschienen die Zyklonfilter
als "gute Lésung", bevor "wir zu Schornsteinen greifen”.”

In der Praxis jedoch bestatigten sich die prognostizierten
positiven Auswirkungen der Olfeuerung auf die Abluft des
Kraftwerks nicht. Im Gegenteil, die beim Verbrennungs-
vorgang hervorgerufenen Verschmutzungen waren "viel-
fach sogar unangenehmer" als vorher.”> Der hohe Gehalt
an Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid, wie insgesamt die
Immission von schwefliger Saure bereitete der Energie-
Wirtschaftsstelle groRe Sorgen, zumal sie "vorlaufig nicht
beherrschbar" waren. Zschintzsch befiirchtete sowohl ver-
mehrte Korrosionsprobleme an den Kesselanlagen als auch

Auswirkungen in der Umgebung des Kraftwerks. Da auf3er-
dem die fiir den Kohlenbetrieb installierten Elektrofilter
keine vollstandige Abhilfe gegen Beldstigungen schufen,
plante die Kraftwerksleitung die baldige Errichtung von 8o
bis 100 Meter hohen Schornsteinen, die in einer dem archi-
tektonischen Charakter des Volkswagenwerks angepassten
Form entworfen werden sollten.”

Ausgerechnet liber die Ausfiihrung geeigneter Schornsteine
entwickelte sich eine rege Diskussion. Wilhelm Zschintzsch
schlug vor, fiir den Sockel der Schornsteine eine "architekto-
nisch ansprechenden Form" vorzusehen, die aber den Einbau
von Wasseraufbereitungsanlagen, einer Beruhigungskam-
mer, eines Trocknungsraumes fiir Schamottsteine und eines
Wasserbehalters mit einem Fassungsvermogen von 360
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Das von der Kraftwerksleitung prasentierte Modell, 1957.

Kubikmeter ermoglichte. Runde Schornsteine sollten erst

ab einer Hohe von 40 Metern ausgefiihrt werden, da die
Rauchgase des Kraftwerks erst dort in die Kamine eintra-
ten.”> Heinrich Nordhoff, dem die Bauabteilung eigene Ent-
wiirfe vorgelegt hatte, favorisierte dagegen vollstandig
runde Schornsteine, die er als architektonisch "beste Losung"
ansah. Das von der Kraftwerksleitung prasentierte Modell
fand er "ausgesprochen haBlich", und der Generaldirektor riet
auch dazu, die "Nebenbetriebe" des Kraftwerks andernorts
unterzubringen.76 Im Marz 1958 erinnerte Heinrich Nordhoff
daran, den "Bau der Kraftwerks-Schornsteine beschleunigt"
durchzuftihren.””

Im Rahmen der Vorbereitung der dringend erforderlichen
Aufstellung eines dritten Olkessels im Kraftwerk unterrich-
tete Wilhelm Zschintzsch im April 1958 Generaldirektor Nord-
hoff davon, dass in Zusammenarbeit mit der Kohlenstoff-
biologischen Forschungsstation eV. und dem Filterhersteller
Reinluft-GmbH aus Essen ein GroRversuch mit dem Ziel ver-
abredet wurde, auf katalytischem Wege eine Rauchgasent-
schwefelung und -entstaubung vorzunehmen, nach der "die
gesamten Abgase schwefel- und staubfrei" die vorhandenen
Schornsteine verlassen kdnnten. Das Katalyseverfahren
wurde von Wilhelm Zschintzsch als "vollig neuer Weg" be-
wertet, "der revolutionierend auf dem Gebiete der Reinhal-
tung der Luft sein kénnte".”® Vor diesem Hintergrund schlug
Zschintzsch vor, die Schornstein-Planungen kurzfristig zu-
riickzustellen.



Heinrich Nordhoff lud in der Angelegenheit zu einer Be-
sprechung ein, die aber erst am 10.Juli 1958 zustande kam.
Zschintzsch erlauterte im Juni 1958 vorab auf schriftlichem
Wege, dass das Ziel der "volligen Entschwefelung” der Rauch-
gase mit einem Adsorbtionsprozess bereits innerhalb der
Kessel erreicht werden sollte, wodurch die nachgeschalteten
Heizflachen vor "gefahrlichen Taupunktkorrosionen" bewahrt
werden konnten. Von dem von Friedrich Johswich und der
Reinluft-GmbH gehaltenen Verfahrenspatent versprach sich
Zschintzsch nicht nur die "seit Jahrzehnten angestrebte”
Losung des Reinluftproblems, sondern liberdies eine Verbes-
serung des Warmeprozesses und eine wesentliche Minde-
rung der Instandhaltungskosten der Kessel. Solch optimis-
tischen Aussichten stand ein Aufwand von 200.000 DM
gegenliber. Letztlich spekulierte Zschintzsch darauf, durch die
Anwendung des Katalyseverfahrens die Rauchgase in einer
Weise zu reinigen, die den Bau von Schornsteinen liberhaupt
obsolet machte: "Im tbrigen besteht durchaus die Moglich-
keit, da mit Hilfe des neuen Verfahrens auch Kohlenstaub-
partikel auf katalytischem Wege gebunden werden konnen,
so daB im Endzustand von einer absoluten Luftreinheit ge-
sprochen werden kann."”® Heinrich Nordhoff gab am 10. Juli
1958 griines Licht.®°

Die vorlaufige Zuriickstellung des Schornsteinbaus beurteilte
Heinrich Nordhoff alsbald skeptisch. Von seinem Biiro hatte
er mit wachsendem Unmut beobachtet, wie der Ostwind die
RuRB- und Staubemissionen des Kraftwerks tiber das Werks-
gelande verteilte. Verscharfend kam wohl hinzu, dass am

westlichen Ende der SiidstraRe, in gerader Linie zum 1,6 Kilo-
meter entfernt gelegenen Kraftwerk, das neue vierzehnge-
schossige Verwaltungshochhaus des Volkswagenwerks
errichtet wurde, in dessen oberen Stockwerken die General-
direktion ihre Biiroraume beziehen sollte. Nordhoff bezwei-
felte, dass die Entschwefelungsanlage fiir die Beseitigung
"der RuRR- und Staubplage" sorgen werde und stellte den ver-
tagten Schornsteinbau durch die rhetorische Frage zur Dispo-
sition: "Ist es nicht unverandert so, dal} Schornsteine eine
vielleicht primitive, aber absolut wirksame Abhilfe darstel-
len?"®" Die Kraftwerksleitung erklarte den erhohten Staub-
anfall mit dem Ostwind und der Verfeuerung von auf3er-
gewohnlich grolRen Steinkohlenmengen. Die periodische Re-
duzierung der Vorrate ware "naturgemafR" mit einem etwas
hoheren Staubanfall verbunden. Durch den geplanten Einbau
der zusatzlichen Zyklonentstaubung wiirde aber in Zukunft

das Problem "praktisch behoben" 8

Nordhoff erneuerte am 29. September 1958 seine Kritik, "die
viele Kilometer weit reichende Verqualmung durch unser
Kraftwerk" sei untibersehbar und definierte die Beseitigung
dieses Zustandes als "Hauptaufgabe, wahrend die Beseiti-
gung oder Gewinnung des Schwefels von sekundarer Bedeu-
tung ist"83 Er gab unter diesen Umstanden vor, den "Bau der
Schornsteine unabhangig von allen anderen Erwdgungen fiir
die nachste Zukunft in Betracht" zu ziehen, "wobei die Mog-
lichkeit des Einbaues der fiir die Entschwefelung notwendi-

gen Einrichtungen gleich mit vorgesehen werden miif3te".
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Da Wilhelm Zschintzsch aufgegeben worden war, "recht
bald" einen Weg vorzuschlagen, auf dem im Sinne Heinrich
Nordhoffs "Fortschritte gemacht werden", leitete Zschintzsch
dem Generaldirektor am 13. Oktober 1958 eine ausfiihrliche
Stellungnahme zu. In ungewohnt deutlicher Form stellte er
klar, dass die "Losung aller nun anstehenden Probleme, nam-
lich das der Staubabscheidung, der Vermeidung von Kessel-
korrosionen und der Verhinderung schadlicher Rauchgasim-
missionen in der Umgebung des Kraftwerkes nicht einzig
und allein durch die Schornsteinfrage" sicherzustellen sei 84
Gegen den aus der Kohlenverfeuerung resultierenden Asche-
auswurf, der weiterhin besonders der Lackiererei zu schaffen
machte, halfen seiner Ansicht nach nur elektrische und
mechanische Filteranlagen. Um dagegen die internen wie
externen Auswirkungen der Schwefelsdureemissionen zu
begrenzen, meinte Wilhelm Zschintzsch an dem GroRversuch
des chemischen Entschwefelungsverfahrens festhalten zu
sollen. Zum Thema Schornsteinbau atmete die Stellung-
nahme den Geist des Widerspruchs, wenn Zschintzsch diese
Frage unter Nutzung eines Zitates in die Entscheidungs-
befugnis der Unternehmensleitung legte. Fast schon ironisch
wirkte auch die Passage, die dem Verwaltungshochhaus bei
Errichtung von Hochschornsteinen von mehr als 100 Metern
Hohe bei Ostwind "groe Unannehmlichkeiten" prognosti-
zierte. Generaldirektor Nordhoff reagierte mit Schreiben vom
20. Oktober 1958, das er in Kopie auch Geschaftsfiihrer O. W.
Jensen und Produktionsleiter Steinmeier zur Kenntnis gab,

auf die Belehrung und formulierte spitz: "Ich libersehe die
Probleme ziemlich gut, habe aber, wie schon eingangs er-
wahnt, vor allem den Wunsch, dafd wir in absehbarer Zeit zu
einem Resultat kommen, Giber dessen Notwendigkeit seit

Jahren Ubereinstimmung besteht." %

Nach dem Umzug der Generaldirektion in das neue Verwal-
tungshochhaus verlor Heinrich Nordhoff die Geduld und
fragte im Mai 1959 bei Wilhelm Zschintzsch nach, wann end-
lich mit dem Bau der Schornsteine begonnen werde, nach-
dem anhaltender Ostwind wiederum erhebliche Rauchbe-
lastigung mit sich gebracht hatte. Diese hatte gezeigt, dass
das Kraftwerk des Volkswagenwerks "ohne Schornsteine von
ausreichender Hohe nicht auskommen" kénne.8® Geradezu
ultimativ forderte Nordhoff zur Vorbereitung abschlieBender
Beratungen Wilhelm Zschintzsch auf, "Plane fiir diese Schorn-
steinanlagen unter Berticksichtigung aller zukiinftigen Ent-
wicklungen baldméglichst auszuarbeiten”. Als spatesten
Fertigstellungstermin legte er das Jahresende 1960 fest.®7

Eine Besprechung am 30.Juni 1959 ergab aber, dass der nord-
lich des 20 Jahre alten Kraftwerks vorgesehene Kraftwerks-
neubau Auswirkungen auf den Schornsteinbau hatte. Das
neue Kraftwerk-Nord sollte in Zukunft die Grundlast tragen,
wahrend vorgesehen war, die nun als Kraftwerk-Stid bezeich-
nete Altanlage nur noch in Spitzenzeiten zuzuschalten. Die
fiir die Dimensionierung und endgiiltige Auslegung der
Schornsteine wichtigen Parameter, wie das Rauchgasvolu-
men und die austretenden Staub- und Schwefelmengen,
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konnten nach den erfolgten Aufteilungen exakt berechnet
werden. Die Planungen stellten darauf ab, auf dem bestehen-
den Kraftwerk-Stid zwei Schornsteine von jeweils 125 Metern
Hohe mit einer lichten Weite von 5,30 Metern zu errichten,
die bedarfsweise um 25 Meter erhoht werden konnten. Der
Kostenaufwand betrug schatzungsweise 3,8 Millionen DM;
die Fertigstellung sollte bis Ende 1960 erfolgen.88

Parallel zum Bau des Kraftwerk-Nord im Jahr 1960 begann
die Errichtung von zwei Schornsteinen fir das Kraftwerk-Siid.
Die Staubemissionen sollten mit der ausgefiihrten Hohe von
125 Metern so weit reduziert werden, dass auf dem Werksge-
lande und in einem groBeren Bereich der Umgebung "keine
Benachteiligungen mehr zu erwarten” waren.®9 Die Ver-
suchsreihe zur Beseitigung von Schwefelsduren war mittler-
weile abgeschlossen. Die Ergebnisse waren in zweierlei Hin-
sicht positiv. Einerseits konnte mit Hilfe des Verfahrens der
Schwefelgehalt in der Abluft so weit verringert werden, dass
die Korrosionsschaden an den Kesselanlagen merklich zurtick
gingen. Andererseits reduzierten sich durch den verminder-
ten Schwefelgehalt auch die "Auswirkungen auf die Um-
welt".?° Da die Olindustrie iiber keine Verfahren zur Ent-
schwefelung des Ols in den Raffinerien verfigte, sollte die
Entwicklung eines Entschwefelungsverfahrens in Zusam-
menarbeit mit der Reinluft-GmbH und den Vereinigten
Kesselwerken in Diisseldorf fortgesetzt werden. Die beiden
Schornsteine des Kraftwerk-Siid sollten im Friihjahr 1961

in Betrieb gehen und die "Rauchbel3stigung beseitigen™.’

Der Deutsche Bundestag hatte inzwischen wichtige Neue-
rungen auf dem Gebiet der Luftreinhaltung auf den Weg
gebracht. Die Vorschriften der Gewerbeordnung von 1869
und des Burgerlichen Gesetzbuchs wurden 1959 "an die ver-
anderten technischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhalt-
nisse" angepasst.2? Erstmals sollten dariiber hinaus in einer
noch zu erarbeitenden Technischen Anleitung zur Reinhal-
tung der Luft (TA Luft) Grenzwerte fiir die wichtigsten Schad-
stoffe festgelegt werden. Treibende Kraft der vorhergehen-
den legislativen Diskussionen war die Interparlamentarische
Arbeitsgemeinschaft fiir naturgemaRe Wirtschaft (IPA). Die-
ser interfraktionelle Zusammenschluss von Politikern aus
unterschiedlichen bundesdeutschen Parteien, Parlamenten
und Regierungen bestand seit 1952 und fiihlte sich dem
"Grundsatz der Nachhaltigkeit" verpflichtet.?

Errichtung des neuen Kraftwerk-Nord und
Bau der Schornsteine, 1961.



Der Vorsitzende der IPA, Dr. Otto Schmidt (CDU) aus Wupper-
tal, hatte sich im Januar 1961 mit einem Brief an Heinrich
Nordhoff gewandt, um ndhere Einzelheiten liber den im
Kraftwerk des Volkswagenwerks durchgefiihrten Versuch zur
Rauchgasentschwefelung zu erfahren. Der Geschaftsfiihrer
der IPA, Wolfgang E. Burhenne, duBerte am 17. Marz 1961 in
einem Telefonat mit Wilhelm Zschintzsch den Wunsch, die
Anlage zu besichtigen und bei dieser Gelegenheit u.a. mit
Heinrich Nordhoff liber das "Problem der Reinhaltung der
Luft" zu sprechen.* Da die IPA Gesetzesvorlagen vorbereite-
te, die die Reduzierung des Schwefelgehalts im Heizol bereits
in den Raffinerien sicherstellen sollten, ergab sich fiir das
Volkswagenwerk ein unmittelbares Interesse, mit den Parla-
mentariern ins Gesprach zu kommen.

Mit Schreiben vom 23. Mai 1961 schlug Heinrich Nordhoff
dem Staatsminister a.D. Dr. Schmidt vor, zwischen dem 3. und
8. Juli nach Wolfsburg zu kommen, um "sich tiber die hier in
Aussicht genommenen MaRnahmen der Rauchgasentschwe-
felung zu unterrichten und zu diskutieren”. Da der Termin
wahlkampfbedingt nicht zustande kam, regte Geschafts-
fiihrer Burhenne einen Termin Ende August 1961 an, der aber
wegen einer Sitzung des Verbandes der deutschen Automo-
bilindustrie nicht bestatigt werden konnte. Burhenne unter-
strich aber nochmals das groRe Interesse der IPA an einem
Meinungsaustausch, da "der neue Bundestag sich sehr bald
mit einigen wichtigen Gesetzesfragen zu beschaftigen habe,
die mit dem Problem der ,Reinhaltung der Luft‘ verbunden”

waren.%>

Selbst das Nachrichtenmagazin ,Der Spiegel‘ berichtete im
August 1961 unter der Schlagzeile "Blauer Himmel tber der
Ruhr" Giber das Entschwefelungsvorhaben des Volkswagen-
werks: "Dr. Heinz Nordhoff, Generaldirektor des Volkswagen-
werks in Wolfsburg, lieB als erster das Essener Reinigungs-
aggregat an einen Olverbrennungskessel anschlieRen, der
stlindlich 60.000 Kubikmeter Abluft ausblast. Ein Teilstrom
von 2.000 Kubikmetern wurde durch das Aggregat geschickt,
das tatsachlich die Abluft zu mehr als 95 Prozent von Schwe-
feldioxid befreite".9° GroBes Interesse an der bei Volkswagen
installierten Versuchsanlage bestand also nicht nur in der
Fachwelt, sondern auch in der Offentlichkeit.

Auch der Partner des Volkswagenwerks bei der Entwicklung
der Rauchgasentschwefelungsanlage, die mittlerweile in das
Forschungsinstitut fir Luftreinhaltung eV. umgewandelte
Kohlenstoffbiologische Forschungsstation in Essen, zeigte
institutionelles Interesse an einem Meinungsaustausch. Vor-
standsmitglieder, Vertreter der Industrie und des Bergbaus
sowie Mediziner und Botaniker von deutschen Universitaten,
regten im November 1961 beim Institutsmitglied Wilhelm
Zschintzsch an, die nachste Sitzung in Wolfsburg durchzu-
fiihren. Bei dieser Gelegenheit wollte der Vorsitzende Dr.-Ing.
Heinrich Schackmann, der Vorsitzende des Vorstandes der
Duisburger Kupferhtitte, zusammen mit dem Institutsleiter
Dr. Heinrich Stratmann und ggf. den Herren Dr. Dr. Fritz
Gummert von der Ruhrgas AG und Dr.-Ing. Heinrich Lent von
der Essener Steinkohlen-Elektrizitats AG Heinrich Nordhoff
aufsuchen. Wilhelm Zschintzsch warb unter Hinweis auf

die Plane zur Entwicklung einer Rauchgasentschwefelungs-

anlage fir die Zusammenkunft.?’
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Das ebenfalls mit einem 125-Meter-Rundschornstein aus-
gefiihrte Kraftwerk-Nord wurde am 3. Mai 1962 in Betrieb
genommen.98 Da die Probleme mit dem Schwefelsdurege-
halt der Rauchgase fortbestanden, wurde im Winter 1963/64
an einem Olkessel des Kraftwerk-Siid auerdem das so
genannte Dolomit-Verfahren zur Entschwefelung von Rauch-
gasen erprobt. Dabei vermengte man die abziehenden
Rauchgase mit Dolomitstaub. Diese Minerale wandelten das
Schwefeldioxid in Schwefeltrioxid um und katalysierten dann
den Schadstoff. Wie sich herausstellte, war dieses Verfahren
jedoch nicht fiir den dauerhaften Einsatz geeignet, denn der
Kessel verschmutzte stark, und die Beseitigung des entste-
henden Reststoffes bereitete ernsthafte Schwierigkeiten.
Lediglich bei austauscharmen Wetterlagen und einer erheb-
lichen Anreicherung von Staub und Dunst in der Atmosphare
konnte das Einblasen von Dolomitstaub helfen, den Schwe-
feldioxidauswurf kurzfristig zu senken. Dieses Projekt wurde
daher nicht weiter verfolgt.??

Auch die Versuche der Reinluft-GmbH wurden intern inzwi-
schen skeptischer beurteilt. Wilhelm Zschintzsch hatte
bereits im Oktober 1959 darauf hingewiesen, dass die Ent-
schwefelung aller Rauchgase des Kraftwerks eine Anlage
"mit etwa 25-facher Leistung der Versuchsanlage" erfordern
wiirde.'°® Nachdem mit den drei Schornsteinen die "Immis-
sionen in dem erforderlichen Grad" beherrscht wurden, hiel-
ten im April 1964 Wilhelm Zschintzsch und Franz Wehrberger
den Vorschlag der Reinluft-GmbH, eine kleinere Anlage im
Kraftwerk-Suid zu installieren, fiir wenig sinnvoll: Eine "den
Kessel 1 nur teilweise entschwefelnde Anlage" lehnte das

Volkswagenwerk angesichts der auf 4 Millionen DM veran-
schlagten Kosten ab,'®' zumal sie nach Ansicht Zschintzschs
"keine eigentliche Aufgabe mehr in unserem Betrieb erfiil-

len" konnte.'*?

Die Entwicklung von Rauchgasreinigungsverfahren befand
sich weiterhin in der Versuchsphase und hielt mit den tech-
nischen Fortschritten auf dem Gebiet der Kesselanlagen
nicht immer Schritt. GrolRe Probleme bereitete die je nach
Brennstoffzusammensetzung und Einsatzort erheblich variie-
rende Zusammensetzung der Rauchgase. Die Reinluft-GmbH

Dolomit-Versuchsanlage im Kraftwerk-Siid, 1962.



Das Volkswagenwerk Wolfsburg, 1973.

hatte sich auf die Erprobung von so genannten trockenen
Verfahren spezialisiert, bei denen mit Feststoffen gefiillte
Filter die Schadstoffe adsorbierten. Diese Vorgehensweise
setzte sich im Forschungsbereich gegeniliber dem mit Flus-
sigkeiten arbeitenden Absorptionsverfahren zunehmend
durch. Die erste nach den Versuchsergebnissen im Volkswa-
genwerk erstellte GrolRanlage wurde bei der Carbosulf GmbH
in K6In Ende 1964 eingebaut. Eine Versuchsanlage zur Reini-
gung der Abluft aus reiner Kohlenfeuerung plante die Rein-
luft-GmbH 1965 im Kraftwerk Kellermann der Steinkohlen-
Elektrizitat AG Essen zu installieren. Beide Anlagen wurden
vom Land Nordrhein-Westfalen und vom Bundesgesund-

heitsministerium subventioniert.'*3

Die Abteilung Energieerzeugung, ehemals Energie-Wirt-
schaftsstelle, verfolgte die Entwicklungen auf dem For-
schungsgebiet der Luftreinhaltung. Im Kraftwerk Kellermann
sollten nach Auskunft der Reinluft-GmbH auch Experimente
an drei unterschiedlichen Kesselanlagen durchgefiihrt wer-
den, in denen jeweils Kohlenstaub den Hauptbrennstoff stell-
te. Obwohl solche Mischverfahren mittlerweile sehr verbrei-
tet waren und als zukunftstrachtig galten, war die Erfor-
schung geeigneter Methoden fiir die Rauchgasreinigung
noch unausgereift. Franz Wehrberger, der am 1. Januar 1964
die Leitung der Abteilung Energieerzeugung und des gesam-
ten Kraftwerksbetriebes in Wolfsburg libernommen hatte,
erhoffte sich von den Versuchen der Reinluft-GmbH weitere
Aufschliisse darliber, "ob sich das ,Reinluft-Verfahren‘ auch
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fir die schwierigen Bedingungen eignet, die bei kohlestaub-
gefeuerten Kesselanlagen vorliegen”. Denn auch in den Kraft-
werken des Volkswagenwerks emittierten diese Kesselanla-
gen je nach Brennstoffkombination "Rauchgase mit verschie-
dener Staubzusammensetzung und Staubkonzentration"”,
was die Rauchgasreinigung erheblich erschwerte.'®

Auf eine Forderung der Versuchsanlage im Kraftwerk Keller-
mann durch die Volkswagenstiftung angesprochen, hielt
Heinrich Nordhoff die "Grundsatzfragen" der Entschwefelung
von Rauchgasen wie insgesamt der Reinhaltung der Luft fir
technisch weitgehend geklart. Da die Luftreinhaltungsfragen
bei Kohle geheizten Kesselanlagen vernachlassigt wurden,
bemangelte Nordhoff, dass "man bei der Frage der Reinhal-
tung der Luft einige wenige Bereiche herausgreift und inner-
halb dieser einen Perfektionismus anstrebt, der nicht ganz
leicht zu verwirklichen ist, wahrend auf der anderen Seite im
breitesten Umfang Verunreinigungen der Luft erfolgen, um
die sich kein Mensch kiimmert"."®> Da die Durchfiihrung ein-
zig administrative MaBnahmen erforderte, sah er keine Mog-
lichkeit, die Volkswagenstiftung zu einer Projektforderung zu
bewegen.

Das Volkswagenwerk bewaltigte die Reinigung der in den
unterschiedlichen Verbrennungsprozessen entstehenden
Rauchgase mittels Schornsteinen sowie mit mechanischen
und elektrischen Filteranlagen. Auf den Einbau von Rauch-
gasentschwefelungsanlagen wurde in den 1960er Jahren ver-
zichtet. In der am 8. September 1964 von der Bundesregie-
rung erlassenen TA Luft wurde festgelegt, dass zur Luftrein-
haltung "Verfahren und Einrichtungen heranzuziehen sind,

die sich im Betriebe bewahrt haben. Nicht gemeint sind also
solche Ergebnisse, die lediglich im Laboratorium oder an
einer Versuchsanlage erreicht worden sind"."°® Die in der TA
Luft festgelegten Immissionsgrenzwerte fiir Schwefeldioxid,
die kurzfristig 0,75 Milligramm pro Kubikmeter Luft und dau-
erhaft 0,4 Milligramm betrugen,”®’ wurden in Wolfsburg
nicht Gberschritten.

Eine weitere Emissionsreduzierung wurde durch die 6kono-
misch induzierte Diversifizierung der Energietrager erreicht.
Die stark steigenden Kosten fiir Steinkohle bewogen den
Bereich Energieerzeugung 1970 dazu, den Erdgasbezugsver-
trag mit der Gewerkschaft Brigitta auszuweiten. Parallel
dazu wurden weitere Kessel "aus Griinden der Versorgungs-
sicherheit" von Kohle- auf eine kombinierte Erdgas-Heizol-
Feuerung umgerilstet.108 Das Unternehmen konnte mit die-
ser Primarenergie-Trias die Folgen der Olpreiskrise 1973/74
abfangen.'®? Der Bezug der Brennstoffsorten Kohle und Gas
wurde ausgeweitet und der Anteil von Ol bis 1978 auf 20

Prozent gesenkt."®

Eine Entwicklungszasur in der Energiewirtschaft des Volks-
wagenwerks setzte das 1984/85 errichtete Heizkraftwerk
West, das mit zwei Blocken eine Maximalleistung von jeweils
145 Megawatt Strom und 9o Megawatt Fernwarme erzeugt.
Die Anlage arbeitet auf Steinkohlenbasis mit der Technik der
Kraft-Warme-Kopplung, die durch einen hohen Wirkungsgrad
von mehr als 55 Prozent besticht. Beim Anfahren der Kessel
und zur Abdeckung von Lastspitzen kommen extraleichtes
Heizol sowie Erdgas zur Verwendung. Um den Ausstof3 von
Schwefeldioxid, Stickoxiden und Staub zu reduzieren, wurde



1988 eine Rauchgasentschwefelungsanlage eingebaut, die
zusammen mit der Anfang der 1990er Jahre installierten
Entstickungsanlage und den hochwertigen Gewebefiltern fiir
einen Riickgang der Emission um fast 9o Prozent sorgten. Bei
der Abgasreinigung werden Kalk und Kreide, Ammoniak und
Erdgas eingesetzt. Hierdurch konnten vergleichsweise giin-
stige Immissionsverhaltnisse erzielt werden, wie etwa der
Riickgang der Stickoxidbelastung im Raum Wolfsburg ein-
drucksvoll unterstreicht."" Auch bei den verbrennungstypi-
schen Schwermetallen, wie Blei, Cadmium und Nickel, liegen
die Messwerte stets am unteren Ende des vom Landesamt
fiir Okologie etablierten "Lufthygienischen Uberwachungs-
systems Niedersachsen".Im Zuge einer freiwilligen Selbst-
verpflichtung hat die Volkswagen Kraftwerk GmbH tiber-
nommen, die behordlich genehmigten Grenzwerte fiir
Schwermetallemissionen um mehr als die Halfte zu unter-
schreiten.

Zur Nutzung energiehaltiger Reststoffe verwertet das Heiz-
kraftwerk West seit 1993/94 auch fliissige Reststoffe aus der
Produktion, wie Altél und Lackgranulat. Jahrlich werden rund
2.000 Tonnen Lackgranulat und 10.000 Tonnen Altdl bei der
Energiezeugung eingesetzt. Gleichzeitig wurde die Verwen-
dung von emissionsreichen Energietrager reduziert. Einige
der Kesselanlagen in den vorhandenen Kraftwerksanlagen
wurden von der Verwendung von Schwerdl auf extraleichtes,
schwefelarmes Heizol umgestellt und moderne, emissions-
arme Wirbelschichtkessel ersetzten veraltete Verbrennungs-
kessel.

Bei den derzeitigen Zielen auf dem Gebiet der Verbesserung
der Umweltschutztechnik steht neben einer Reduzierung der
fiir die Stromerzeugung erforderlichen Brennstoffmenge um
ein Flinftel und der Reduzierung des Eigenbedarfs an elektri-
scher Energie die Modernisierung des Kraftwerkskomplexes
am Mittellandkanal im Mittelpunkt. Im Rahmen der Umset-
zung des Energiekonzeptes 2000 werden zwei Heiz-Entnah-
me-Kondensations-Turbinen mit Kiihlturmbetrieb durch Neu-
anlagen ersetzt und die Strom- und Warmeerzeugungsan-
lagen des Kraftwerk-Siid 2001 stillgelegt. Im Altgebaude
werden derzeit noch Kilte fiir die Autostadt erzeugt und die
Warmelieferungen in das Verteilungsnetz eingespeist; eine
Umnutzung des Kraftwerks soll erfolgen."> Damit lasst
Volkswagen den Ausgangspunkt der energiewirtschaftlichen
Entwicklung hinter sich und konzentriert seine Energieerzeu-
gung im Kraftwerk-Nord und im Heizkraftwerk West. Nach
den umfangreichen technischen Innovationen haben die
Emissionen ein ausgesprochen niedriges Niveau erreicht, das
auf absehbare Zeit kaum mehr unterschritten werden diirfte.

Effizienz- und Umweltvertraglichkeitsgesichtspunkte haben
sich im historischen Verlauf erganzt und zu technischen
Losungen gefiihrt, die die Energiewirtschaft des Volkswagen-
werks zu einem herausragenden Beispiel industriellen Um-
weltmanagements macht.



Das Heizkraftwerk West, 1985.
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Umweltschutz und
Unternehmensorganisation
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Der Erlass der Technischen Anleitung Luft war nur der Vorge-
schmack auf die neuen Aufgaben, die dem Unternehmen
Volkswagen aus dem Bedeutungszuwachs des Umweltschut-
zes in der Bundesrepublik Deutschland seit Mitte der 1960er
Jahre erwuchsen. Die sozial-liberale Koalition, die neben dem
aullenpolitischen Reformvorhaben der "Ostvertrage" die
binnenwirtschaftliche Konjunkturbelebung und die Auswei-
tung der Birgerrechte als Ziele ausgerufen hatte, griff dane-
ben mit einem im September 1970 vorgelegten "Sofortpro-
gramm fiir den Umweltschutz" die Umweltthematik auf.

Die Regierung kiindigte u.a. ein Immissionsschutz- und ein
Abfallbeseitigungsgesetz sowie ein Anderungsgesetz zum
Wasserhaushaltsgesetz an. Die Federfiihrung der umweltpo-
litischen Aktivitaten lag beim Bundesministerium des Innern
unter Hans-Dietrich Genscher.’

Am 25.Januar 1971 berichtete der im Vorstand der Volkswa-
genwerk AG fiir Forschung und Entwicklung zustandige Pro-
fessor Werner Holste seinen Kollegen uiber diese Initiative der
Bundesregierung. Da Volkswagen zuvérderst die Auswirkun-
gen der entstehenden Umweltpolitik auf die Anforderungen
an die Produkte abschatzen wollte, engagierte sich Professor
Holste im Rahmen eines beim Bundesministerium des Innern
geschaffenen interministeriellen Ausschusses in der Unter-
guppe Verkehr der Projektgruppe Umweltfreundliche Tech-
nik. Das mit Herren des Ministeriums, der Wissenschaft und
der Industrie besetzte Gremium hatte die Aufgabe, bis Ende
Marz 1971 eine Regierungsvorlage zu erarbeiten, die die tech-
nischen Moglichkeiten und Verwirklichungschancen "trend-
maRig" beurteilen sollte.”

Vor diesem Hintergrund war der fiir den 9. Marz 1971 vor-
gesehene Besuch des Bundesministers und FDP-Politikers
Anlass, Hans-Dietrich Genscher seitens des Vorstandsressorts
Forschung und Entwicklung "liber die produktbezogenen
Arbeiten zur Erfillung der von den Gesetzgebern unserer
Absatzmarkte erlassenen Vorschriften zum Umweltschutz"
zu informieren.3 Neben der Besichtigung der Fertigung soll-
ten Bundesminister Genscher auch die fiir den "Umwelt-
schutz (...) bereits seit jeher vorhandenen Einrichtungen", wie
die elektrostatische Staubfilterung im Kraftwerk und in der
GieRerei, die Miillverbrennungsanlage und die betriebliche
Wasserwirtschaft, gezeigt werden. Nach den Informationen
des Vorstandes wollte sich der Bundesminister des Innern im

Der Bundesminister des Innern, Hans-Dietrich Genscher,

bei seinem Informationsbesuch zum produktionsbezogenen
Umweltschutz im Volkswagenwerk Wolfsburg, April 1971.



Volkswagenwerk "liber Fragen des Umweltschutzes der In-
dustrie sowie Abgas- und Sicherheitsvorschriften in der Auto-
mobilindustrie" informieren.* Der Besuchstermin wurde
kurzfristig auf den 14. April 1971 verlegt. An diesem Tag infor-
mierten dann Kurt Lotz, Vorstandsvorsitzender der Volkswa-
genwerk AG, und Otto Hohne, das fiir Produktion zustandige
Mitglied des Vorstandes, den Bundesminister und seine Be-
gleitung Uber die betrieblichen UmweltschutzmaRnahmen.>

Der Verabschiedung spezifischer Umweltgesetze ging im
Oktober 1971 die Veroffentlichung des "Umweltprogramms
der Bundesregierung"” voraus, das eine inhaltliche Neuaus-
richtung der Gesetzesvorhaben gegeniiber den zuvor gewer-
berechtlich dominierten Bestimmungen bedeutete. Umwelt-
politik wurde darin definiert als "die Gesamtheit aller MaR-
nahmen, die notwendig sind, um Boden, Luft und Wasser,
Pflanzen- und Tierwelt vor nachteiligen Wirkungen mensch-
licher Eingriffe zu schiitzen".® Erreicht werden sollte dieses
Ziel im wesentlichen "durch ein Umweltrecht, das Schutz und
Entwicklung der Naturgrundlagen zu den vorrangigen Auf-
gaben staatlicher Daseinsvorsorge" erhob.’

Das Programm stellte eine "Umweltplanung auf lange Sicht"
in den Mittelpunkt und etablierte das so genannte Verursa-
cherprinzip, wonach "jeder, der die Umwelt belastet oder sie
schadigt, fir die Kosten dieser Belastung oder Schadigung”
aufzukommen hat. Die Unternehmen hatten zukiinftig
namentlich bei Investitionsentscheidungen "Umweltkriterien
zu beachten" und neue Umweltbelastungen zu vermeiden.
Die Bundesregierung sah in einigen Unternehmen bereits

das Bewusstsein dafiir wachsen, "daR es auf die Dauer billi-
ger ist, Umweltschaden von vornherein zu vermeiden, als
kiinftig zu ihrer oft kostspieligeren Beseitigung herangezo-
gen zu werden". Von "dem bewahrten Prinzip der Selbstver-
antwortlichkeit jedes Unternehmens" sollte deshalb nicht
abgewichen werden. Es sollte auch zukiinftig ihre Aufgabe
sein, "neue, umweltfreundliche Produkte und Verfahren zu

entwickeln und das Risiko dafiir selbst zu tragen".8

Das Umweltrecht, zuvor wohl eher ein "Anhangsel" von
Gewerbe-, Wasser- und Forstbestimmungen, wurde Anfang
der 1970er Jahre zu einem eigenen Rechtsbereich.? Darin
kamen Prinzipien der Pravention zum Tragen, die der nach-
traglichen Entschadigung vorgezogen wurden. Die Verhinde-
rung des Entstehens umweltschadlicher Stoffe hatte erstma-
lig eindeutig Vorrang vor deren nachtraglicher Beseitigung.
Dass bei Umweltschaden die Beweislast von den Betroffenen
auf den Verursacher verlegt wurde, hatte groRe Bedeutung,
zumal bei ggf. auftretenden Haftungsfallen. Umweltpolitik
wurde zu einem gesellschaftlichen Feld, auf dem Industrie,
Aufsichtsbehérden und Offentlichkeit agierten.

Die Volkswagenwerk AG begann sich auf die neuen Anforde-
rungen einzustellen. Als erste organisatorische MaRnahme
des Unternehmens kann die 1971 erfolgte Umstrukturierung
und Erweiterung der Hauptabteilung Versorgungsbetriebe
angesehen werden, die im Vorstandsbereich des Produktions-
vorstands Otto Hohne dem Bereich Werksanlagen unter
Dr.-Ing. Dietrich Morghen zugeordnet war. Neben die Abtei-
lungen Versorgungsbetriebe-Planung, Versorgungsanlagen-
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Produktion und Qualitatskontrolle
Vorstandsbereich

Otto Hohne

Werksanlagen

Dietrich Morghen

HA Allgemeine Planung HA Bauabteilung

Versorgungstechnik und Umweltschutz
Giinter Niendorf

Versorgungsanlagen-Betrieb

Betrieb und Rohrleitungs-Instandhaltung trat die neuge-
grindete Abteilung Versorgungstechnik und Umweltschutz,
die "die Probleme des Umweltschutzes koordinieren und die
Aufgaben der Energieversorgung und Energiewirtschaft
(auRer elektr. Energie) fur alle Werke abwickeln" sollte.™

Mit der Leitung wurde am 1. Juni 1971 Guinter Niendorf
betraut, dem neben einer Sekretarin die beiden Volontare
Gunter Sager und Klaus-Jirgen Meinow zur Seite standen.

HA Elektrobetriebe

HA Transport und
Sicherheit

HA Versorgungsbetriebe

Fritz Heller HA Maschinenbetriebe

Rohrleitungs-Instandhaltung

Versorgungsanlagen-Planung

Organisatorische Neustrukturierung der Hauptabteilung (HA)
Versorgungsbetriebe der Volkswagenwerk AG, Juni 1971.

Niendorf, der zuvor u.a. als Assistent des Bereichsleiters der
Fabrikinstandhaltung, Bernhard Heiny, tatig gewesen war,
sah die Abteilung mit dem Auftrag gegriindet, "die produk-
tionsbezogenen MaRnahmen der Volkswagenwerk AG auf
den Gebieten des Umweltschutzes zu koordinieren und
transparent” zu machen." Darliber hinaus gingen die Aufga-
ben Energieversorgung und Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen, Wasserwirtschaft und Wasserrecht sowie Versorgungs-
systeme und Energieplanung auf die neue Abteilung liber.



Im engeren Bereich des Umweltschutzes wurde die Notwen-
digkeit gesehen, neben der Ubernahme von Koordinations-
aufgaben und allgemeinen Funktionen auch fiir die Doku-
mentation Sorge zu tragen. Neben der Entwicklung eines
Organisationsmodells fiir den Aufbau eines funktionsfahigen
Umweltschutzes, das eindeutige Festlegungen von Verant-
wortlichkeiten einschloss, nahm sich die neue Abteilung in
besonderer Weise der Emissionen aus Lackieranlagen an und
bereitete eine Umfrage zur Sondermdiillbeseitigung vor. Da-
riiber hinaus arbeitete die Abteilung Umweltschutz fiir den
Industrieausschuss der Industrie- und Handelskammer Stel-
lungnahmen zum Abfallbeseitigungsgesetz und zum Immis-
sionsschutzgesetz aus, wie Niendorf auch in der Zusammen-
stellung der einschldagigen Rechtsverordnungen zum Um-

Umweltschutz in der Volkswagenwerk AG
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Organisationsschema, 1972.

weltschutz und der Information der Betriebsabteilungen der
Werke tiber den Regierungsentwurf des Abfallbeseitigungs-
gesetzes ureigenste Aufgaben seiner Abteilung erkannte.

Niendorf hielt das Volkswagenwerk in umwelttechnischer
Hinsicht gegentiber den sich ankiindigenden gesetzlichen
Anforderungen fiir gut vorbereitet. Im Oktober 1971 fiihrte er
aus, dass "von der Volkswagenwerk AG schon immer erhebli-
che Leistungen auf den vier wichtigsten Gebieten des
Umweltschutzes — Wasserwirtschaft, Luftreinhaltung, Larm-
schutz und Abfallbeseitigung" erbracht worden waren, und
fligte selbstbewusst hinzu, dass dies erfolgt sei, "noch ehe
dieser Begriff durch die Arbeit der Publikationsorgane in das
BewuRtsein der Offentlichkeit eindrang". Dass das Volkswa-
genwerk im Blickpunkt der Offentlichkeit stehe und nicht
nur an der Qualitat seiner Fahrzeuge gemessen werde, unter-
strich der erste Leiter der neuen Umweltschutzabteilung aus-
driicklich. Vor diesem Hintergrund betrachtete das Unterneh-
men rechtlich fixierte Grenzwerte als Mindestanforderun-

gen, "die nach Méglichkeit unterschritten werden sollten".”

Zur angemessenen Positionierung und organisatorischen
Anbindung des Aufgabenbereichs bedurfte es der Abgren-
zung des produktionsbezogenen Umweltschutzes gegeniiber
der Zustandigkeit der Arbeits- und Betriebssicherheit. Nien-
dorf setzte Anfang Dezember 1971 in einem Strukturvor-
schlag die Grenze zwischen arbeitsplatz- und betriebsbezo-
genen sowie umweltbezogenen Beldstigungen durch Larm,
Abluft, Abfall und Abwasser.® Daraus ergab sich eine Auf-
gabenbeschreibung der Abteilung Versorgungstechnik und



Umweltschutz, die vier Fachgebiete bearbeiten sollte. Neben
der Energieplanung und den Versorgungssystemen umfass-
ten Energievertrage und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
bzw. Wasserwirtschaft und Wasserrecht sowie schlieBlich

Umweltschutz die Aufgabenfelder.

Damit schulterte die kleine Mannschaft ein nicht unerhebli-
ches Arbeitspensum. Beispielsweise kiimmerte sich um die
Planung, Uberwachung und Auswertung des Energieverbrau-
ches und der Versorgungskapazitaten der Werke mit Ausnah-
me der elektrischen Energie, die Gewahrleistung der Versor-
gungssicherheit und die Auswahl wirtschaftlicher Versor-
gungssysteme in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Werks-
abteilungen allein Klaus-Jirgen Meinow. Im Fachgebiet Ener-
gievertrage und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen standen
die Sicherung der Erdgas- und Wasserversorgung der Werke
durch Bezugsvertrage mit leistungsfahigen Versorgungs-
unternehmen sowie die laufende Preistiberwachung und
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen im Mittelpunkt der Arbeit.
Das Fachgebiet Wasserwirtschaft und Wasserrecht umfasste
die Uberwachung der wirtschaftlichen Wasserverwendung in
den Werken sowie technische Bearbeitung von Wasserrechts-
angelegenheiten mit Gutachtern und Fachbehorden.

Den engeren Umweltschutz betraf mit Ausnahme der Pro-
duktentwicklung die Bearbeitung und Koordination von
UnternehmensmaBnahmen zum Umweltschutz sowie die
Dokumentation der Leistungen des Volkswagenwerks auf
den Gebieten Wasserreinhaltung, Abfallbeseitigung, Luftrein-
haltung und Larmschutz fiir interne und externe Zwecke.'

Im Einzelnen bedeutete dies auBerhalb der Produktentwick-
lung die Bearbeitung aller auftretenden Fragen zum Um-
weltschutz, in Zusammenarbeit mit der Presseabteilung die
Beantwortung entsprechender Anfragen aus der Offentlich-
keit sowie die Koordination aller produktionsbezogenen
UmweltschutzmaBnahmen auf dem Gebiet der Wasserrein-
haltung, Abfallbeseitigung, Luftreinhaltung und des Larm-
schutzes. Darliber hinaus sollte der Fachgebietsbearbeiter die
betroffenen Planungs- und Betriebsabteilungen tiber gesetz-
liche Vorschriften und Verordnungen zum Umweltschutz
informieren sowie eine Dokumentation des technischen
Standes und der wirtschaftlichen Bedeutung des Umwelt-
schutzes fiir interne und externe Zwecke fortschreiben.
SchlieRlich standen die Konzeptplanung und Zusammen-
fassung von notwendigen Verbesserungs- und Anderungs-
maRnahmen zum Umweltschutz einschlieRlich der Aufstel-
lung von Durchflihrungsprogrammen fiir alle Werke sowie
die Mitarbeit in Umweltschutz-Ausschiissen der Industrie-
verbdnde auf der Aufgabenliste, deren Abarbeitung Giinter

Sager ibernommen hatte.”

Die vorgeschlagene Festlegung des Verantwortungsbereichs
der Abteilung Versorgungstechnik und Umweltschutz fand
in einer Besprechung am 14. Januar 1972 die Zustimmung der
Leitung des Bereichs Werksanlagen. Gleichzeitig wurde ein
Erfahrungsaustausch mit Verantwortlichen der inlandischen
Werke terminiert und die Empfehlung ausgesprochen, mit
Vertretern anderer Vorstandsbereiche "Vorgesprache" zu fiih-
ren.'® Damit wurde eine Arbeitsstruktur festgelegt, die im
Bereich des unmittelbaren Umweltschutzes der Abteilung
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Versorgungstechnik und Umweltschutz beispielsweise bei
den weiterhin von den technischen Fachabteilungen bearbei-
teten Genehmigungsverfahren koordinierende Funktionen
zusprach.

Den hohen innerbetrieblichen Koordinierungsbedarf fiihrte
eine im Dezember 1971 von der Abteilung Versorgungstech-
nik und Umweltschutz erstellte Bestandsaufnahme der in
den produktionsbezogenen Umweltschutz der Volkswagen-
werk AG involvierten Planungs- und Betriebsabteilungen vor
Augen. Diese gehorten mehrheitlich zum Bereich Werksanla-
gen. Darliber hinaus musste die Beteiligung des Zentralbe-
reichs Rechtswesen bei den Genehmigungsverfahren, des
Zentralbereichs Einkauf bei der Altmaterialverwertung, der
Hauptabteilung Verfahrensprozesse bei notwendigen Verfah-
rens- oder Anlagenanderungen sowie des Bereichs Betriebs-
wirtschaft bei der Ermittlung von Betriebskosten koordiniert
werden."” Unter diesen Voraussetzungen die strukturelle In-
tegration der Umweltschutzthematik in die laufende Arbeit
der Fach- und Planungsabteilungen geschafft und auf admi-
nistrativem Weg fiir deren Verstetigung gesorgt zu haben,
bildete zunachst die Hauptaufgabe von Giinter Niendorf und
seinem Team. Hierdurch wurde ein noch 1971 bemangeltes
Manko abgestellt, dass auf dem Gebiet des Umweltschutzes
"die Verantwortlichkeiten nicht eindeutig festgelegt

waren".'®

Aus Sicht des Abteilungsleiters Giinter Niendorf resultierte
aus dem im Umweltprogramm der Bundesregierung formu-
lierten Verursacherprinzip interner Koordinationsbedarf. Das
Prinzip brachte fiir das Unternehmen Volkswagen "einerseits
die Verantwortung fiir die Einhaltung der gesetzlichen
Bestimmungen und die Folgen von Gesetzesiibertretungen"”.
Andererseits waren "die Kosten fiir die MaBnahmen und alle
evtl. entstandenen Schiden zu tragen".'” Dies bedeutete auf
Unternehmens- bzw. Betriebsebene, dass die Kosten fiir den
Umweltschutz "vom jeweiligen Werk oder der VW AG getra-
gen werden" und dass die "Verantwortung fiir die Einhaltung
gesetzlicher Bestimmungen zum Umweltschutz ahnlich wie
bei der Arbeitssicherheit, jeweils bei den Abteilungen liegt,

die die Produktions- oder Hilfsanlagen betreiben".*®

Innerbetrieblich klare Zustandigkeiten geschaffen zu haben,
war das eine, fiir eine 6ffentliche Auseinandersetzung ge-
wappnet zu sein, etwas ganz anderes. In den frithen 1970er
Jahren nahm die Bedeutung von Umweltfragen in den
offentlichen Diskussionen sprunghaft zu. Stand der Umwelt-
schutzgedanke in der Rangliste der von der bundesdeutschen
Bevolkerung gewiinschten Reformen Ende 1970 noch an
funfter Stelle, nahm er im Sommer 1971 bereits die erste Posi-
tion ein. Der Bekanntheitsgrad des Begriffs Umweltschutz
stieg in der bundesdeutschen Offentlichkeit von 40 Prozent
im September 1970 auf 9o Prozent im November 1971 an.”'
Der offentliche Bewusstseinswandel wirkte auch auf das
Unternehmen Volkswagen ein, weshalb die Abteilung Versor-
gungstechnik und Umweltschutz dafiir sorgen sollte, die
UmweltschutzmaBnahmen des Unternehmens "transparent

zu machen".*
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Daraufhin suchte das Unternehmen seinerseits den Dialog
mit der Offentlichkeit, indem beispielsweise Giinter Niendorf
am 21.Juni 1972 auf Einladung der Ortsgruppe Wolfsburg des
Vereins Deutscher Ingenieure im stadtischen Kulturzentrum
liber UmweltschutzmaBnahmen im Volkswagenwerk sprach.
Auch im Rotary-Club Wolfsburg sowie in den Werken in Han-
nover, Braunschweig, Emden und Salzgitter fanden Vortrags-
veranstaltungen statt. Darliber hinaus erarbeitete die Abtei-
lung einen Beitrag zum Umweltschutz fiir die Mitarbeiter-
Zeitung "autogramm". Im selben Jahr begannen auch die
Arbeiten an dem Dokumentarfilm "Es gibt eine Farbe, die
heil3t Griin", der die produktionsbezogenen Umweltschutz-
maBnahmen aufzeigt. Produziert in deutscher, englischer
und italienischer Sprache, wurde der Film von 1974 an im
Rahmen von Werksbesichtigungen des Volkswagenwerks
Wolfsburg gezeigt sowie in Schulen oder bei Vereinen und
Verbanden vorgefihrt.”3

AufRerdem erschien im Sommer 1973 die Unternehmens-
publikation "Mehr als Autos. Die Welt um Wolfsburg. Ein Re-
port". In diesem friihen, von der Abteilung Public Relations
herausgegebenen Vorlaufer der heutigen Umweltberichter-
stattung informierte die Fachabteilung Versorgungstechnik
und Umweltschutz auf 33 Seiten tiber produktionsbezogene
Umweltschutzaktivitaten im Volkswagenwerk Wolfsburg.
Mit Hilfe groBformatiger Schaubilder und Farbfotos wurden
darin Abldufe und Funktionsweisen wesentlicher umweltre-
levanter Anlagen der Fabrik, wie z.B. Wasserwirtschaft und

Millverbrennung, erldutert.**

"“uis Die Welt um Wolfshurg

Ein Report

Umweltschutzbroschiire ,Die Welt um Wolfsburg“, 1973.



Die Sacharbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes war 1972
noch stark durch die Definition der Aufgaben der beteiligten
Abteilungen, durch die Abstimmung mit den Werken sowie
die Koordination der einschlagigen Investitionsvorhaben und
ihrer Bewertung bestimmt. Die angelegten Stoff- und Bilder-
sammlungen zu internen Dokumentationszwecken banden
ebenfalls Arbeitskraft. Daneben unterrichtete die Abteilung
Versorgungstechnik und Umweltschutz im Juni 1972 den Vor-
stand mit einem internen "Situationsbericht betr. Umwelt-
schutz in der Volkswagenwerk AG": Fiir die nahere Zukunft
bestand vor allem bei der Abfallbeseitigung Handlungsbe-
darf, insbesondere bei der Behandlung und Beseitigung von
Schlammen aus der Lackiererei, Galvanik, Schleiferei und
Harterei sowie bei der Beseitigung von Sonderabfallen, wie
Chemikalien und Lésemitteln. Das neue Abfallbeseitigungs-
gesetz machte zudem die Genehmigung aller werkseigenen
Abfallbeseitigungsanlagen und die Erfiillung behordlicher
Auflagen erforderlich. Auch die Reinigung der Abluft aus den
Trockenofen der Lackiererei durch die Ausstattung der Lack-
straBen mit Nachverbrennungsanlagen war nach Ansicht
des Abteilungsleiters Niendorf nicht mehr langer aufzuschie-

ben.?

Das langjahrig vorbereitete und zum 1. April 1974 in Kraft
tretende "Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschiitte-
rungen und dhnliche Vorgange", kurz Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) genannt, setzte neue Maf3stabe.

Darin schrieb der Gesetzgeber den Betreibern genehmi-
gungspflichtiger Anlagen u.a. die Bestellung eines Betriebs-
beauftragten fiir Immissionsschutz vor, der sicherstellen
sollte, "dass die Erfordernisse des Immissionsschutzes inner-
halb des Betriebes artikuliert” wurden.?® Dem Betriebsbe-
auftragten fiir Immissionsschutz oblag hinsichtlich der Luft-
reinhaltung die innerbetriebliche Durchsetzung der planeri-
schen und vorsorgenden Prinzipien des Bundesgesetzes. Der
Betreiber erhielt einen Jahresbericht liber die Tatigkeit seines
Betriebsbeauftragten.

Vorsorglich wurde die Umweltschutzabteilung umgruppiert
und personell aufgestockt. Die Konzeption der Betriebsbe-
auftragten fiir Immissionsschutz lehnte sich eng an das am
13. Dezember 1973 in Kraft getretene "Gesetz liber Betriebs-
arzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkrafte fiir Ar-
beitssicherheit" an. Der gesetzlich vorgeschriebene Sicher-
heitsingenieur wurde in der Organisationsstruktur des Volks-
wagenwerks der Hauptabteilung Transport und Sicherheit
zugeordnet. Wohl auf Grund vergleichbarer Anforderungen
an den Betriebsbeauftragten fiir Immissionsschutz wurde
der Umweltschutz nach der Umbenennung der Organisa-
tionseinheit in "Sicherheit und Transport" ebenfalls direkt
dem Hauptabteilungsleiter Horst Poppe unterstellt, der vom
Vorstand der Volkswagenwerk AG auch zum Immissions-
schutzbeauftragten ernannt wurde.
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Innerhalb der Abteilung Sicherheit und Transport, die unter
der Leitung von Georg Kohler stand, bearbeiteten vom Som-
mer 1973 an Glinter Sager und drei neue Mitarbeiter die
Arbeitsgebiete Abfallbeseitigung, Wasserreinhaltung, Luft-
reinhaltung, Strahlenschutz und Larmschutz. Die technische
Zustandigkeit fur die Anlagen zur Abfallbeseitigung, Wasser-
versorgung und Abwasserreinigung verblieb in der Verant-
wortung der Abteilung Versorgungsbetriebe-Planung, deren
formelle Leitung am 1. Juli 1974 Rudolf Stobbe tibernahm.*’

Auf der Basis dieser organisatorischen Anderungen konnte
im Juli 1974 mit den beteiligten Unternehmensstellen eine
verbindliche Aufgaben- und Kompetenzabgrenzung fiir den
produktionsbezogenen Umweltschutz festgelegt werden,
die die Kooperation mit den Werksleitungen, der Betriebs-
wirtschaft, der Zentralen Prozessabteilung, der Energieerzeu-
gung, dem Rechtswesen Inland, der Allgemeinen Planung,
den Baubetrieben und den Versorgungsbetrieben regelte.28
Damit war der Abteilung Umweltschutz Wolfsburg auf den
Gebieten der Wasser- und Luftreinhaltung und Abfallbeseiti-
gung sowie des Larm- und Strahlenschutzes die Auswertung
von gesetzlichen Vorschriften, die Information und Beratung
der betroffenen und verantwortlichen Stellen, die Bearbei-
tung von Anfragen, Beanstandungen und Auflagen seitens
der Behorden und anderer externen Stellen in allen Fragen
des Umweltschutzes bei libergeordneten Sachverhalten
Ubertragen worden. Darliber hinaus gehorte die Koordinie-
rung von UmweltschutzmaBnahmen sowie die fachliche
Unterstiitzung aller verantwortlichen Stellen zu den Aufga-
ben der Abteilung Umweltschutz.*?

Die Mitwirkungsaufgaben der Umweltschutzverantwort-
lichen erweiterten sich zusehends, nachdem im April 1975
eine Organisations-Mitteilung die "Priifung von Investitions-
vorhaben durch den Immissionsschutzbeauftragten” in An-
wendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes geregelt
hatte. Bei der Planung von Investitionsvorhaben, die ganz
oder teilweise UmweltschutzmaRnahmen auf den Gebieten
der Luftreinhaltung, des Strahlenschutzes und des Larm-
schutzes erforderlich machten, war den Planungsabteilungen
die rechtzeitige Einholung einer Stellungnahme des zustan-
digen Immissionsschutzbeauftragten aufgegeben, die in
einem formalisierten Verfahren bei einer Investitionsent-
scheidung "angemessen beriicksichtigt” werden sollte.>°

Giinter Sager bei der Inspektion einer Kldranlage, 1973.
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Illustration aus der Energiesparbroschiire
”"Das 30 Millionen Ding“, 1976.

Energiesparbroschiire "Mit Energie in die Steinzeit?“, 1984.

Die Absicht des Gesetzgebers war, Umweltgesichtspunkte
bereits in die Investitionsentscheidungsprozesse der Unter-
nehmen zu implementieren. In den folgenden Jahren ent-
wickelte sich aus den Aufgaben des Betriebsbeauftragten fiir
Immissionsschutz bzw. des Betriebsbeauftragten fiir Immis-
sionsschutz und Abfall sowie des Gewasserschutzbeauftrag-
ten schlieBlich die Position des Umweltschutzbeauftragten
im Unternehmen, der per Organisations-Anweisung in die
Priifung von Investitionsvorhaben eingeschaltet wurde.”'

Nach den Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
war mit der Ende 1975 erfolgten Bestellung von Immissions-
schutzbeauftragten bei Volkswagen auch ein "Ausschuss fiir
Umweltschutz" zu griinden, der sich am 14. Januar 1976 kon-
stituierte und dem alle Immissionsschutzbeauftragten der
inlandischen Werke angehorten. Ziel war es, deren Arbeit in
einer Weise zu koordinieren, "dal unter Beriicksichtigung
von Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten der optimale Weg
zur Minimierung der Umweltbelastung erreicht wird".3*> Um
dieses Ziel zu erreichen, strebten die Immissionsschutzbeauf-
tragten eine einheitliche Umweltpolitik an, die eine positive
Einstellung zu den Umweltschutz-Vorschriften verdeutlichen
sollte und durch eigene Aktivitaten die Aufsichtsbehorden
von der Erteilung besonderer Auflagen abhielt. Konkret ging
es dem Ausschuss fiir Umweltschutz um die werksiibergrei-
fende Abstimmung der MaBnahmen zur Erfillung neuer Vor-
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schriften, um die Erarbeitung von Richtlinien zur Beurteilung
von Anlagen aus Sicht des Umweltschutzes, um die Etablie-
rung einheitlicher Messverfahren, die Neuanschaffung von
Messgeraten sowie um Fortbildungsveranstaltungen zur
Erzielung eines gemeinsamen Wissensstandes. Dartiber hin-
aus diente der Ausschuss auch der gegenseitigen Informa-
tion liber Aktivitaten der Aufsichtsbehorden, liber geplante
und durchgefiihrte MaRnahmen zum Umweltschutz, Giber
als umweltneutral geltende Produktionsverfahren und die
Wiederverwendung von Reststoffen.

Die Olkrise im Winter 1973/74 und deren wirtschaftliche Fol-
gen veranderten in der Bundesrepublik Deutschland zeit-
weilig die 6ffentliche Bewertung der Umweltschutzthematik,
da angesichts der Rezession, der hohen Inflationsrate und der
steigenden Arbeitslosenzahlen UmweltschutzmaBnahmen

in der Politik als Investitionshemmpnis erschienen.3 Energie-
sparen wurde im Volkswagenwerk zu einem wichtigen
Thema, das 1976 zur Verdffentlichung einer Broschiire mit
dem Titel "Das 30 Millionen Ding" fiihrte, in der "Tips und
Tricks" zur Energieeinsparung an den Arbeitsplatzen im
Volkswagenwerk Wolfsburg zusammengefasst waren.3* Den
Mitarbeitern sollte ein von Energiefachleuten errechnetes
Einsparpotenzial von 30 Millionen DM im Umgang mit den
Energietragern Strom, Druckluft, technische Gase und Wasser
moglichst bildhaft aufgezeigt werden. Der bekannte Illustra-
tor Rudolf Griffel stellte Szenen aus dem betrieblichen und

dem privaten Alltag unter eingdngigen Slogans wie "Hahn
zu, Deckel zu!" oder "In den Himmel gepufft" einander ge-
genliber.3> Die zu Hause selbstverstandliche Verhaltens-
weise, bei aufgedrehter Heizung nicht Tiiren und Fenster zu
offnen, sollte auch im Volkswagenwerk zur Normalitat geho-
ren. In dieselbe Richtung zielte auch die 1984 veroffentlichte,
mit den gleichen stilistischen Mitteln arbeitende Publikation
"Mit Energie in die Steinzeit?".3°

Im Verlauf der 1980er Jahre nahm der Stellenwert des Um-
weltschutzes in der Innenpolitik wie auch auf internationaler
Ebene standig zu. Der Bedeutungszuwachs driickte sich auch
in der im Juni 1986 erfolgten Griindung des Bundesminis-
teriums fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit aus.
Die 6kologische Protestbewegung brachte die Partei "Die
Griinen" hervor, und auch in den Programmen der anderen
politischen Parteien der Bundesrepublik Deutschland eta-
blierten sich Standpunkte zu Umweltfragen. Diese Entwick-
lungen schlugen sich in zahlreichen Gesetzgebungsverfah-
ren nieder. Grenzwerte wurden immer weiter herabgesetzt
und die offentlichen Beteiligungsrechte ausgeweitet. Auch in
der Industrie setzte sich im Verlauf der 1980er Jahre die
Erkenntnis durch, dass die Moglichkeiten des nachsorgenden
Umweltschutzes mit Hilfe so genannter End-of-the-pipe-
Technologien nicht mehr ausreichten.3’



Die Volkswagen AG reagierte mit der Bundelung der Um-
weltschutzkompetenzen auf den Bedeutungszuwachs der
Umweltpolitik und des Umweltrechts. Nachdem die Zustan-
digkeiten fiir Abfall, Luftemissionen und Genehmigungs-
verfahren zundchst beim Fachgebiet Umweltschutz in der
Hauptabteilung Sicherheit und Transport angesiedelt waren,
wahrend die administrativ-koordinierenden Aufgaben auf
dem Gebiet der Wasserreinhaltung bei einer Fachabteilung
in der Hauptabteilung Versorgungsbetriebe gelegen hatten,
ging der Umweltschutz mit den Arbeitsbereichen Abfallbe-
seitigung, Luftreinhaltung und Genehmigungsverfahren 1982
in die Zustandigkeit von Giinter Niendorf, dem Leiter der Ver-
sorgungsbetriebe, tiber. Die Fachsaulen Larm- und Strahlen-
schutz verblieben einstweilen mit den betreffenden Mitar-
beitern in der Technischen Anlageniiberwachung der mittler-
weile als Transportbetriebe gefiihrten Hauptabteilung.38

Rudolf Stobbe im Dialog mit Besuchern der Deponie Essenrode, 1984.

Mitte der 1980er Jahre Gibernahm Rudolf Stobbe, Leiter der
Versorgungsbetriebe-Planung, den Umweltschutz in seine
Zustandigkeit. Im weiteren Verlauf erfolgte auch die Zu-
sammenfihrung der im Geschaftsbereich Zentrale Werkan-
lagen von Dietrich Morghen verstreuten Fachgebiete des pro-
duktionsbezogenen Umweltschutzes. Als Stobbe 1986 Leiter
der Hauptabteilung Versorgungsbetriebe wurde, bearbeite-
ten sechs Mitarbeiter der Umweltschutzabteilung zentral

fiir alle Volkswagenwerke des In- und Auslandes die Themen
Abwasserbehandlung, Luftreinhaltung, Messtechnik, Geneh-
migungsverfahren im Immissionsschutz, Abfallbeseitigung,
Schlamm- und Abfallbehandlungsanlagen, Genehmigungs-
verfahren fiir Abfall und Abwasser sowie Umweltschutzver-
trage. Bis 1988 stieg die Anzahl der Mitarbeiter auf neun, wie
sich der Bedeutungszuwachs des Umweltschutzes im Unter-
nehmen nicht zuletzt auch in der Namensgebung der Haupt-
abteilung zeigte, die nunmehr als "Versorgungstechnik und
Umweltschutz" bezeichnet wurde.3?

Auf Anregung des Rechtswesens Inland und des Zentralbe-
reichs Werktechnik beschloss der Vorstand der Volkswagen
AG im Februar 1989 die "Grlindung eines Unternehmensaus-
schusses fiir Umweltfragen" mit dem Ziel, eine geschaftsbe-
reichsiibergeifende Abstimmung von Umweltfragen vorzu-
nehmen sowie ein einheitliches Vorgehen des Unternehmens
gegeniiber politisch Verantwortlichen, Behorden, Medien

und der Offentlichkeit sicherzustellen.*° Ausschlaggebend
dafuir waren wohl die im Verlauf der Auseinandersetzung um
die Deponie Essenrode offenkundig gewordenen kommuni-



kativen Schwachen des Unternehmens. Dem Gremium ge-
horten anfanglich unter dem Vorsitz von Produktionsvor-
stand Dr. Glinter Hartwich seine Vorstandskollegen Dr. Peter
Frerk (Recht, Revision und Volkswirtschaft), und Prof. Dr.
Ulrich Seiffert (Forschung und Entwicklung) sowie Vertreter
der Bereiche Rechtswesen, Offentlichkeitsarbeit, Produktion,
Vertrieb, Qualitatssicherung und Gesundheitswesen an.

Zu den Aufgaben des Ausschusses gehorte die Information
und Beratung aktueller Umweltfragen, woraus sich die
Notwendigkeit einer gemeinsamen, einheitlichen Umwelt-
schutzstrategie unmittelbar ergab.#' Es lag auf der Hand,
dass die Frage einer Umweltschutzstrategie weitreichende
Folgen fiir das Unternehmensimage einerseits und die Kos-
tenseite andererseits haben konnte, so dass als Ergebnis der
konstituierenden Sitzung am 23. Mai 1989 die Erarbeitung
eines Entwurfs einer ganzheitlichen, mit den betroffenen
Geschaftsbereichen abgestimmten Unternehmensstrategie
sowie ein Aktionsplan von PR-MaBnahmen zum Umwelt-
schutz festgehalten werden konnte.

Mitte Dezember 1989 prasentierte Dr.-Ing. Morghen dem Un-
ternehmensausschuss fiir Umweltfragen die Schwerpunkte
einer progressiven Umweltschutzstrategie.** Seine Ausfiih-
rungen basierten auf der These, dass Umweltschutz nach
innen und aullen glaubwiirdig sein miisse. Glaubwiirdigkeit
konne seiner Ansicht nach nur hergestellt werden, wenn Aus-
sagen und Handeln weitgehend deckungsgleich seien, wie
uberhaupt ein progressives Umweltimage nur durch progres-

sive Taten auf Dauer erreicht und erhalten werden kénne.
Wesentliche EinflussgrofRen seien Kosten, Image, Haftung
und Strafbarkeit. Da der Technologiewandel zu integrierten
Umweltschutztechniken gefiihrt hatte, war nach Ansicht der
Umweltschutzfachleute eine ganzheitliche Betrachtung
erforderlich, die bei produkt- und produktionsbezogenen
Themen eine enge Abstimmung und Zusammenarbeit mit
allen Ressorts und Werken sowie mit Behorden, Politikern,
der Offentlichkeit und anderen Industrieunternehmen vor-
aussetze. Neben einer optimierten Entscheidungsstruktur
bediirfe es auch verbesserter Kommunikationswege, die u.a.
aufzeigen sollen, dass sich das Unternehmen der Herausfor-
derung wachsender Wissens- und Bedeutungssynergien,
etwa hinsichtlich prognostizierter Klimaveranderungen, stel-

len werde.

Um den Vorstand im 1. Halbjahr 1990 liber geeignete Stra-
tegievorschlage informieren zu kénnen, wurde auch das
Institut fiir Okologie und Unternehmensfiihrung eV. in die
Entwicklung einer Umweltschutzstrategie eingeschaltet. Der
Leiter des an die European Business School in Oestrich-Win-
kel angeschlossenen Instituts, Ulrich Steger, legte im April
1991 seine Ausarbeitung vor.*3 Nach dessen Ansicht konnte
Volkswagen die Starken des Unternehmens, wie die Technik-
kompetenz bei Produkt- und Prozessinnovationen, die Sozial-
kompetenz in der Arbeitsorganisation und Personalpolitik
und das Markenimage in die Entwicklung einer vorwarts
gerichteten Umweltschutzstrategie einbringen. In der strate-
gischen Unternehmensplanung habe der Umweltschutz aber
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noch nicht den angemessenen Stellenwert, da die Organi-
sationsstrukturen des Unternehmens auf Gefahrenabwehr
anstatt auf Chancenerkennung ausgerichtet seien und inter-
ne Koordination wie AuBenwirkung Mangel aufwiesen. Der
Volkswagen AG wurde empfohlen, Umweltschutz als ein den
anderen Unternehmenszielen gleichrangiges Ziel zu behan-
deln, und Pravention und Vermeidung als Leitidee anzuse-
hen. Der Vision lag die Annahme der langfristigen Vereinbar-
keit von 6konomischen und 6kologischen Zielen auf Unter-
nehmensebene zu Grunde.

Nach interner Diskussion richtete Volkswagen als erstes
Automobilunternehmen Europas ein Vorstandsressort
Umwelt und Verkehr im Vorstand der Marke Volkswagen ein,
das im August 1991 Ulrich Steger libernahm. Dieser Schritt
sollte nach dem Willen der Konzernleitung die Bedeutung
des Umweltschutzes als integrierender Bestandteil des un-
ternehmerischen Handelns herausstellen. Die damit verbun-
dene Umweltschutzphilosophie umfasste ein alle Bereiche
des Unternehmens einbeziehendes geschlossenes Konzept,
das den "gesamten Produktlebenszyklus von der Forschung
und Entwicklung tiber die Produktion und Nutzung bis hin zu
einer umweltgerechten Wiederverwertung" abdeckte.**
Neben der Erforschung von Antriebstechniken mit vermin-
dertem Energieverbrauch und geringerer Umweltbelastung,
wie der Dieseltechnologie mit Katalysator, und der Entwick-
lung von zukunftsweisenden Fahrzeugkonzepten, wie dem
Oko-Golf, Diesel/Elektro-Hybridantrieben oder dem Elektro-
fahrzeug CitySTROMer, legte Volkswagen besonderen Wert

auf eine umweltfreundliche Produktion, die Ressourcen
schonte und Emissionen verminderte. Ausdriicklich begriff
Volkswagen als multinationales Unternehmen Umwelt-
schutz als globale Aufgabe und brachte seine Erfahrungen
beispielsweise 1992 in den UNO-Umweltgipfel der United
Nations Conference on Environment and Development in
Rio de Janeiro ein.

Die Volkswagen AG betrachtete den Umweltschutz als ganz-
heitliche Unternehmensaufgabe mit Querschnittsfunktion
uber alle Geschaftsbereiche. Der Vorstandsbereich Umwelt
und Verkehr biindelte dabei die umweltplanerischen Fach-
abteilungen aus der Hauptabteilung Versorgungsbetriebe
wie auch die Koordinationsstelle Umwelt und Verkehr, in der
die Aufgabengebiete strategische Umweltplanung, Informa-
tionsarbeit Umweltschutz, Umweltschutzkoordination von
Produktion, Beschaffung, Produkt und Vertrieb sowie Verkehr
und Arbeitsschutz zusammengefasst wurden.

Die hierarchische Anbindung an den Markenvorstand erleich-
terte die angestrebte Implementierung der Umweltthematik
in die unterschiedlichen Unternehmensbereiche. Die expo-
nierte Stellung trug maRgeblich zur relativ kurzfristigen Ver-
ankerung dauerhafter MaBnahmen in das interne Regelwerk
bei. Managementinstrumente, wie das Umwelt-Audit, griffen
rasch. Zusatzlich gehorten umweltorientierte Qualifizie-
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rungsprogramme zu den Weiterbildungsangeboten fiir Mit-
arbeiter. Die Steigerung der Sachkompetenz durch die Einbe-
ziehung aller Mitarbeiter in die betriebliche Umweltdiskus-
sion bildete dabei das Herzstiick: "Die Tatigkeitsfelder er-
strecken sich von der Erprobung und Etablierung neuer Ver-
fahren und Instrumente im produktionsbezogenen Umwelt-
schutz lber die Erweiterung des produktintegrierten Um-
weltschutzes durch eine umfassende Produktverantwortung
im Sinne eines verkehrsintegrierten Umweltschutzes".4>

Auf der Basis der gesammelten Erfahrungen wurden im
Februar 1993 die Bereiche Umwelt und Verkehr organisato-
risch unter dem Dach der Forschung gebiindelt, um "die
zentrale Zukunftsaufgabe einer umweltschonenden Mobi-

litat bewiltigen zu konnen".4°

Die Unternehmensaufgabe
Umweltschutz blieb fiir den Volkswagen-Konzern eine "stan-
dige Herausforderung auf allen Stufen des Wertschépfungs-
prozesses". Das integrierte Umweltschutzkonzept schuf die
Voraussetzungen, durch technische und organisatorische
MaRnahmen "negative Auswirkungen auf die Umwelt mog-
lichst von vornherein" zu vermeiden. Im Ergebnis der jahre-
langen intensiven Bemiihungen war der Implementierungs-
prozess der Umweltthematik in die Strukturen des Unterneh-

mens erfolgreich angestoRen worden.

Als Beitrag zur starkeren Einbindung von Mitarbeitern und
Arbeitnehmervertretung vereinbarte die Unternehmenslei-
tung mit dem Gesamtbetriebsrat 1995 die Betriebsvereinba-
rung "Umweltschutz der Volkswagen AG". Darin verpflichte-
ten sich beide, "Regeln einer Guten Umweltpraxis" einzuhal-
ten: Die Tatigkeit aller Werksangehorigen beruht nach der
Vereinbarung auf Grundsatzen, wie "Beriicksichtigen der
Umweltpolitik des Unternehmens, Bereitschaft zur kontinu-
ierlichen Verbesserung des Umweltschutzes im Bereich des
eigenen Arbeitsumfeldes, sparsames Umgehen mit Energie,
Wasser und Rohstoffen, Anwenden des Prinzips ‘Vermeiden
geht vor Verringern, Verringern vor Verwerten, Verwerten
vor Entsorgen’, sorgfaltiges und verantwortungsbewusstes
Behandeln von Abfaillen, Emissionen, Abwassern und Gefahr-
stoffen, Bereitschaft zur umweltbezogenen Qualifizierung,
Einhalten der gesetzlichen Vorschriften und behérdlichen
Auflagen".#

Die gemeinsame Verantwortung von Management und
Belegschaft fiir den betrieblichen Umweltschutz liegt auch
der Praambel der ebenfalls seit 1995 gliltigen Umwelter-
klarung des Unternehmens zu Grunde: "Das Unternehmen
tragt Verantwortung fiir die kontinuierliche Verbesserung der
Umweltvertraglichkeit seiner Produkte und die Verringerung
der Beanspruchung der naturlichen Ressourcen unter Bertick-
sichtigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte. Es macht daher
umwelteffiziente und fortschrittliche Technologien weltweit
verfligbar und bringt sie Giber den gesamten Lebenszyklus
seiner Produkte zur Anwendung. Es ist an allen Standorten
Partner fir Gesellschaft und Politik bei der Ausgestaltung

einer sozial und 6kologisch nachhaltigen Entwicklung."*®



Volkswagen

Umweltbericht 2001/2002
Mobilitit und Nachhaltigkeit

Mobilitdat und Nachhaltigkeit als Schliisselthemen des
jungsten Umweltberichts von Volkswagen.

Die Aufgaben der im Bereich Forschung, Umwelt und Verkehr
angesiedelten Hauptabteilung Umwelt, Verkehr und Arbeits-
schutz verandern sich im Zusammenhang mit der voran-
schreitenden Globalisierung des Konzerns, da Volkswagen
anstrebt, die vom Unternehmen in den europaischen Werken
etablierten Umweltstandards an allen Standorten umzuset-
zen. Dies ermoglicht und erfordert die stete Einhaltung und
Fortschreibung der festgelegten Umweltprinzipien durch alle
Mitarbeiter. Aber auch dariiber hinaus ist der betriebliche
Umweltschutz — entstanden im Spannungsfeld zwischen der
Verantwortung des Unternehmens fiir Belegschaft und Nach-
barschaft und den normativen Anforderungen von Staat und
Gesellschaft — einer kontinuierlichen Weiterentwicklung un-
terworfen. Die lernende Auseinandersetzung mit additiven
End-of-the-pipe-Technologien war langwierig, aber erkennt-
nissteigernd und bewusstseinsbildend.

Heute lenken die Prinzipien des integrierten Umweltschutzes
und des nachhaltigen Vorsorgegedankens den Blick weit in
die Zukunft.*® Den neuen umweltpolitischen und sozialen
Herausforderungen begegnet das Unternehmen u.a. mit dem
strategischen Konzept der Corporate Social Responsibility.>°
Die gesellschaftliche Verantwortung der Volkswagen AG um-
fasst auch eine zukunftsfahige Umweltpolitik, deren Umset-
zung von der Erkenntnis geleitet wird, dass unternehmeri-
sche Verantwortungsethik des 6konomischen Erfolgs bedarf,
wie auch die soziale Verantwortung einem nachhaltigen Un-

ternehmenserfolg vorausgeht.
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Tabelle zum jahrlichen Trinkwasserbezug, Abteilung Versorgungsbetriebe o.D. [ca.
1983] (ebd., Z 241, Nr. 19); siehe auch Heiny, Wasserwirtschaft des Volkswagenwerkes,
S.94.

Ebd., S. 95.
Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1959, S. 2 (UVW, Z 174, Nr. 2039).

Heiny, Wasserwirtschaft des Volkswagenwerkes, S. 100.

Niederschrift einer Verhandlung in Wolfsburg vom 16.6.1949 (NHSTAH, Nds. 810, Acc.
133/89, Nr. 3); Niederschrift einer Verhandlung in Wolfsburg vom 13.6.1949 (ebd., Nds.
120 Liineburg, Acc. 64/94, Nr. 31).

Verleihungsantrag vom 12.8.1943 (UVW, Z 105, Nr. 2). Die Regierung in Liineburg ver-
langte von Otto Bruchmann zuletzt am 24. Februar 1944 eine véllige Uberarbeitung
des Verleihungsantrags, Bruchmann an das Volkswagenwerk vom 2.5.1944 (ebd., Z 61,
Nr.3.001/2).Im September 1944 teilte Bruchmann der Behérde mit, dass er das Geneh-
migungsverfahren wegen der vélligen Auslastung seiner Arbeitskapazitit einstwei-
len nicht weiter verfolgen kénne, Bruchmann an den Regierungsprasidenten in Liine-
burg vom 9.9.1944 (NHSTAH, Nds. 120 Liineburg, Acc. 64/94, Nr. 31).

Verleihungsantrag vom 20.2.1950 (UVW, Z 105, Nr. 1).

Das Preussische Wassergesetz, Berlin 1922, S. 128; siehe auch Fritz Kolb: Die Wasser-
versorgung und der Gewasserschutz im Bundes- und Landesrecht, Berlin 1960, S. 19f.

Vgl. Das PreuBische Wassergesetz, S. 32ff.; Kolb, Wasserversorgung, S. 54ff.
Verleihungsantrag vom 20.2.1950 (UVW, Z 105, Nr. 1).

Volkswagenwerk an den Regierungsprasidenten in Liineburg vom 30.4.1953 (ebd.,
Z 241,Nr.103).

Schreiben vom Landkreis Gifhorn an den Regierungsprésidenten in Liineburg vom
9.7.1953 (ebd.); Niederschrift vom 7.4.1941 (ebd.); sowie Schreiben des Landwirtschaft-
lichen Versuchs- und Beratungsrings Dannenbiittel an das Kreisbauamt Gifhorn vom
12.6.1953 (ebd.).

Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 27.6.1957 (ebd.); Regie-
rungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 8.2.1960 (ebd.).

Interne Mitteilung von GroBmann, Rechtsabteilung, an Heiny, Fabrikinstandhaltung,
vom 15.11.1956 (ebd.).

Untersuchung iber die Wirksamkeit der beim Aufbau der Stadt Wolfsburg und der
Errichtung des Volkswagenwerkes vorgesehenen Einrichtungen fiir den Wasseraus-
gleich von Juni 1957,S. 5 (ebd.).
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Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 27.6.1957 (ebd.).

Interne Mitteilung von GroBmann, Rechtsabteilung, an Heiny, Fabrikinstandhaltung,
vom 11.11.1957 (ebd.).

Volkswagenwerk an den Regierungsprésident in Liineburg vom 28.10.1958 (ebd.).

Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 8.2.1960 (ebd.); Regie-
rungsprasident in Lineburg an das Volkswagenwerk vom 21.10.1961 (ebd.); Heiny,
Fabrikinstandhaltung, an GroBmann, Rechtsabteilung, vom 8.12.1962 (ebd.).

Klaus-Georg Wey: Umweltpolitik in Deutschland, Opladen 1982, S. 173ff;; zu den Was-
serbehdrden siehe Johann Kramer: Von der Koniglich-Hannoverschen General-Direc-
tion des Wasserbaues 1823 zur Niedersachsischen Wasser- und Abfallwirtschaftsver-
waltung, Leer 1999, S. 155.

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir 1958, S. 2 (UVW, Z 174, Nr. 2039); Jahresbe-
richt der Fabrikinstandhaltung fiir 1959, S. 2 (ebd.); Jahresbericht der Fabrikinstand-
haltung fiir 1960, S. 3 (ebd.); Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir 1961, S. 4f.
(ebd.).

Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 21.10.1961 (ebd., Z 241,
Nr. 103); Interne Mitteilung GroBmann, Rechtsabteilung, an Heiny, Fabrikinstandhal-
tung, vom 30.9.1964 (ebd.).

Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 21.10.1961 (ebd.).
Joachim Rehder: Niedersachsisches Wassergesetz, Hannover 1966, S. 40ff.

Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 21.10.1961 (UVW, Z 241,
Nr.103).

Volkswagenwerk AG an den Regierungsprasidenten in Liineburg vom 6.12.1961 (ebd.).

Regierungsprasident in Lineburg an das Volkswagenwerk vom 21.10.1961 (ebd.);
Aktennotiz der Fabrikinstandhaltung vom 25.6.1965 (ebd.); siehe auch Rehder, Nieder-
sachsisches Wassergesetz, S. 272.

Heiny, Fabrikinstandhaltung, an GroBmann, Rechtsabteilung, vom 8.12.1962 (UVW, Z
241,Nr.103).

Interne Mitteilung GroBmann, Rechtsabteilung, an Heiny, Fabrikinstandhaltung, vom
30.9.1964 (ebd.).

Volkswagenwerk an den Regierungsprasidenten in Liineburg vom 26.8.1965 (ebd.).
Regierungsprasident in Liineburg an das Volkswagenwerk vom 8.9.1965 (ebd.); siehe

auch Vermerk des Regierungsprasidenten in Lineburg vom 31.1.1964 (ebd.); allgemein
Rehder, Niedersdchsisches Wassergesetz, S. 16ff.

Aktennotiz der Versorgungsbetriebe vom 9.6.1975 (UVW, Z 241, Nr. 19).

Aktennotiz Niendorf, Usinger und Pietralla, Versorgungsbetriebe, iiber einen Situa-
tionsbericht zur Trinkwasserversorgung im Werk Wolfsburg vom 9.6.1975, S. 5f. (ebd.).

Interne Mitteilung GroBmann, Rechtsabteilung, an Heiny, Fabrikinstandhaltung, vom
18.12.1967 (ebd., Z 241, Nr. 103); Landkreis Helmstedt an das Volkswagenwerk vom
26.9.1968 (ebd.); Interne Mitteilung GroBmann, Rechtsabteilung, an Heiny, Fabrikin-
standhaltung, vom 5.12.1968 (ebd.).

Volkswagenwerk an den Landkreis Helmstedt vom 17.12.1968 (ebd.).

Bewilligungsurkunde des Niedersachsischen Verwaltungsbezirks Braunschweig vom
2711971 (ebd.).

91

92

93

Zit. nach "Neues Recht gilt fiir die nachsten 30 Jahre", in: Wolfsburger Kurier, Mai 1996
(ebd.).

Versorgungsbetriebe, Tabelle des jahrlichen Trinkwasserbezugs 0.D.[1983] (ebd., Z 241,
Nr.19).

Vermerk Umweltplanung Produktion/Standorte betr. Wasserkreislauf und Betriebs-
wassernutzung bei Volkswagen vom 20.5.2000 (ebd., Z 389, Nr. 1); siehe auBerdem
Volkswagen AG: Umwelterklarung Standort Wolfsburg 1997, S. 20f,; Volkswagen AG:
Umwelterkldrung Werk Wolfsburg 2000, S. 17; Volkswagen AG: Umweltbericht von
Volkswagen 1995, S. 70ff.; Volkswagen AG: Umweltbericht von Volkswagen 1997, S. 50f.

Abfallwirtschaft

Lupa, Werk der Briten, S. 27ff.
Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1947, S.1 (UVW, Z 174, 2039).

Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1948, S. 1 (ebd.); Tatigkeitsbericht der
Versorgungsbetriebe fiir 1949, S. 3 (ebd.);Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe
fiir 1950, S. 2 (ebd.).

Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1950, S. 3 (ebd.).
Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1951, S. 3 (ebd.); Tatigkeitsbericht der
Versorgungsbetriebe fiir 1952, S.1und 4 (ebd.).

Organisations-Richtlinien der Geschéftsleitung, Nr. 100, Abteilung Einkauf vom
16.2.1950, S. 5 (ebd., Z 389, Nr. 2).

Ebd.,S. 6.

Ebd., S. 10; Organisations-Richtlinien der Geschaftsleitung, Nr. 104, Abteilung Einkauf
vom 15.9.1956, Anlage, S. 9 (ebd.).

Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1952, S. 2 (ebd., Z 174, Nr. 2039).
Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1952, S. 3 (ebd.).

Jahresbericht der Produktion fiir 1957, S. 3f. (ebd., Z 174, Nr. 2037); siehe auch Jahres-
bericht der Produktion fiir 1956, S. 3f. (ebd.).

Jahresbericht der Produktion fiir 1953, S. 3 (ebd.); Jahresbericht der Produktion fiir
1954, S. 4 (ebd.).

Organisations-Richtlinien der Geschéftsleitung, Nr. 104, Abteilung Einkauf vom
15.9.1956, S. 4 (ebd., Z 389, Nr. 2); Anlage Schrottliste, S. 4 (ebd.).

Jahresbericht der Produktion fiir 1958, S. 3 (ebd., Z 174, Nr. 2037).

Zur Versorgungssituation siehe etwa Arne Andersen: Der Traum vom guten Leben.
Alltags- und Konsumgeschichte vom Wirtschaftswunder bis heute, Frankfurt/M.1997,
S.11ff;; Hannelore Kiinne: Frauen in Wolfsburg: Ein Blick in ihre Geschichte, Wolfsburg
1999, S. 135-148, besonders S. 143; Rechenschaftsbericht der Textilabfallverwertungs-
stelle fiir den Monat Januar und Februar 1948 vom 2.3.1948 (UVW, Z 119, Nr. 11).

Organisations-Richtlinien der Geschaftsleitung, Nr. 104, Abteilung Einkauf vom
15.9.1956, Anlage, S. 8f. (ebd., Z 389, Nr. 2).
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Interne VW-Mitteilung von Steinmeier, Technische Leitung, an alle Technischen Abtei-
lungen vom 19.2.1948 (ebd.).

Organisations-Richtlinien der Geschéaftsleitung, Nr. 104, Abteilung Einkauf vom
15.9.1956, Anlage, S. 8f. (ebd.).

Ebd.,S.5.
Ebd,, S. 8f. sowie Anlage, S. 2ff.

Geschéftsbericht Einkauf und Materialabteilung fiir 1956, S. 4 (ebd., Z 174, Nr. 2366);
Geschaftsbericht der Abteilung Einkauf und Materialverwaltung fiir 1957, S. 4f. (ebd.);
)
)

i

Geschaftsbericht der Abteilung Einkauf und Materialverwaltung fiir 1958, S. 4f. (ebd.
Geschaftsbericht der Abteilung Einkauf und Materialverwaltung fiir 1959, S. 4f. (ebd.).

Reinhold Reith: Vom Umgang mit Rohstoffen in historischer Perspektive, in: Wolfgang
Konig (Hrsg.): Umorientierungen: Wissenschaft, Technik und Gesellschaft im Wandel,
Frankfurt/M.1994, S. 47-69.

Jahresbericht 1962 des Vorstandsbereiches "Einkauf und Materialverwaltung”, S. 7
(UVW, Z 174, Nr. 2366).

Jahresbericht 1963 des Vorstandsbereiches "Einkauf und Materialverwaltung",
V. Schrottverkaufe (ebd.); Jahresbericht 1968 des Vorstandsbereiches "Einkauf und
Materialverwaltung", S. 30f. (ebd.).

Vgl. Recycling: Fachbuch Stahlrecycling. Vom Schrott zum Stahl. Hrsg. von der Bundes-
vereinigung Deutscher Stahlrecycling- und Entsorgungsunternehmen, Miinchen-
Grafelfing 1998; Reinhold Reith: Recycling - Stoffstrome in der Geschichte, in: Umwelt-
Geschichte. Arbeitsfelder, Forschungsansatze, Perspektiven. Hrsg. von Sylvia Hahn und
Reinhold Reith, Wien; Miinchen 2001, S. 99-120.

Tatigkeitsbericht der Hauptabteilung Verkauf und Kundendienst fiir das Jahr 1948,
S.17 (UVW, Z 174, Nr.1033).

Tatigkeitsbericht der Hauptabteilung Verkauf und Kundendienst fiir das Jahr 1949,
S.17f. (ebd.).

Beitrag der Kundendienstwerkstatt zum Geschaftsbericht 1950 der Hauptabteilung
Verkauf und Kundendienst, S. 2 und Gegeniiberstellung der Umsétze 1949/1950 der
Ersatzteile-Abteilung (ebd.).

Geschaftsbericht 1951 der Hauptabteilung Verkauf und Kundendienst, S. 44 und Anla-
ge 4 (ebd.).

Geschaftsbericht 1952 der Hauptabteilung Verkauf und Kundendienst, S. 26 und
Anlage 10 (ebd.); Geschiftsbericht 1956 der Hauptabteilung Verkauf und Kunden-
dienst, S.37 und Anlage 3 (ebd., Z 174, Nr.1035).

Jahresbericht 1958 der Hauptabteilung Verkauf und Kundendienst, Kapitel Kunden-
dienst (ebd., Z 174, Nr.1040).

Notiz von Otto Hohne an Heinrich Nordhof, betr. Werk Kassel vom 22.8.1959 (ebd.,
Z174,Nr.2028).

Jahresbericht der Produktion fiir 1958, S. 3 (ebd., Z 174, Nr. 2037); Jahresbericht der
Produktion fiir 1959, S. 3f. (ebd.).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir 1969, S. 32 (ebd., Z 174, Nr. 2039).

Aus der Fiille der Spezialliteratur siehe etwa Reiner Keller: Miill. Die gesellschaftliche
Konstruktion des Wertvollen, Opladen 1998; Werner Schenkel: Entstehung, Entsor-
gung und Wiederverwertung von Miill - ein globales Problem, in: Technik und Natur.
Hrsg. von Werner Nachtigal und Charlotte Schénbeck, Diisseldorf 1994, S. 483 — 520.

36

37

38

39

40

M

42

43

44

a5

46

41

48

49

50

51

52

53

54
55
56

57

Interne Mitteilung Nordhoff an Boehner, Technische Entwicklung, vom 4.6.1956 (UVW
Z 174, Nr. 410).

Monatsbericht der Technischen Entwicklung fiir Oktober 1955, S. 2 (ebd., Z 174, Nr. 407).
Monatsbericht der Technischen Entwicklung fiir Juni 1956, S. 1 (ebd.); Monatsbericht
der Technischen Entwicklung fiir November 1956, S.1 (ebd.).

Entwicklungsprogramm Typ 1, Baujahr 1957, vom 2.7.1956 (ebd., Z 174, Nr. 41).
Jahresbericht der Produktion fiir 1957, S. 2 (ebd., Z 174, Nr. 2037).

Walter Kaiser: Technisierung des Lebens seit 1945, in: Hans-Joachim Braun; Walter
Kaiser: Energiewirtschaft — Automatisierung — Information seit 1914, Berlin 1997
(Propylden Technikgeschichte, Bd. 5), S. 283-529, insb. S. 479ff.

Jahresbericht der Produktion fiir 1958, S. 1 (UVW, Z 174, Nr. 2037); Jahresbericht der
Produktion fiir 1960, S.1 (ebd.).

Bernhard Heiny: Die Miillverbrennungsanlage fiir feste und fliissige Abfalle im Volks-
wagenwerk Wolfsburg, in: Brennstoff-Warme-Kraft 20 (1968), Nr. 5, S. 212 - 214, hier
S. 212; siehe auch Brennpunkt Miillproblem. Hrsg. vom Presse- und Informationsamt
der Bundesregierung, Bonn 1968, S. 6ff.

Volkswagenwerk GmbH, Bauabteilung, Otto, betr. Erlauterungsbericht fiir eine Mill-
verbrennungsanlage, vom 28.8.1958, 5.1 (UVW, Z 389, Nr. 2).

Volkswagenwerk GmbH an Stadtbauamt Wolfsburg betr. Bauantrag vom 28.8.1958
(ebd.).

Allgemeine Planung, Vermerk betr. Arbeitsablauf und Gebidudeanordnung fiir die
Miillverbrennungsanlage vom 28.11.1958 (NHSTAH, Nds. 362 Celle, Acc. 117/93, Nr. 121).

Volkswagenwerk GmbH, Bauabteilung, Otto, betr. Erlauterungsbericht fiir eine Miill-
verbrennungsanlage, vom 28.8.1958, S. 2. (ebd.).

Stadt Wolfsburg, Bauaufsicht, Koller, betr. Bauschein Nr. 445/58 vom 20.9.1958, S. 3
(UVW, Z 389, Nr. 2).

Stadt Wolfsburg, Bauaufsichtsamt an Volkswagenwerk AG, Bauabteilung betr.
Gebrauchsabnahmeschein vom 4.3.1961 (ebd.).

Interne Mitteilung Zschintzsch, Energie-Wirtschaftsstelle, an Nordhoff vom 4.5.1960,
S.1(ebd., Z 174, Nr. 433).

Ebd., S. 2; die Energiegewinnung aus der Miillverbrennung beschéftigte bereits in den
1930er Jahren die Wissenschaft, siehe etwa Friedrich Seidl: Die Wirtschaftlich-
keit der Erzeugung elektrischer Arbeit aus der Miillverbrennung, Berlin, Diss. 1932.

Nordhoff an Franz Wehrberger, Energie-Wirtschaftsstelle, vom 27.5.1960 (UVW, Z 174,
Nr. 433).

Interne Mitteilung Franz Wehrberger, Energie-Wirtschaftsstelle, an Nordhoff vom
13.6.1960 (ebd.).

Interne Mitteilung Organisation, Friedrich Lenz, an Nordhoff vom 3.2.1961, S.1 (ebd.).
Ebd.,,S. 2.

Niederschrift iiber die 3. Sitzung des Aufsichtsrates der Volkswagenwerk Aktiengesell-
schaft am 23. Februar 1961, S.15. (ebd., Z 174, Nr. 494).

Interne Mitteilung Zschintzsch, Energie-Wirtschaftsstelle, an Nordhoff vom 13.3.1961,
S.1(ebd., Z 174, Nr. 433).
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Ebd.; zum Verbrennungsverfahren siehe vor allem Joachim Wotschke: Universale
Abfallbeseitigung und ihre Verwirklichung durch das Flammkammer-Einschmelzver
fahren, in: Brennstoff-Warme-Kraft (BWK) 16 (1964), Nr. 8, S. 383 - 391; ders.: Zur Ent-
wicklung des Flammenkammer-Einschmelzverfahrens, in: Brennstoff-Warme-Kraft
(BWK) 17 (1965), Nr. 8, S. 379 -382.

Interne Mitteilung Zschintzsch, Energie-Wirtschaftsstelle, an Nordhoff vom 13.3.1961,
S.2 (UVW, Z 174, Nr. 433).

Ebd.
Handschriftlicher Vermerk von Heinrich Nordhoff 0.D. [wohl 14. Mérz 1961] (ebd.).

Wilhelm Zschintzsch, Energie-Wirtschaftsstelle an Heinrich Nordhoff vom 21.4.1961
(ebd.).

Handschriftliche Vermerke von Frau Metzner vom 28.4.1961 und 14.6.1961 (ebd.).

Siehe etwa Joseph Goepfert: Die zentrale Miillverbrennung, Kiel 1962; Miillverbren-
nung, Diisseldorf 1963.

Siehe etwa Wilhelm Zschintzsch: Energiewirtschaft des Volkswagenwerkes, Il. Teil,
vom 3.12.1964, S.17f. (UVW, Z 69, Nr. 119); Gottfried Hosel: Zum Problem der Beseitigung
von Kunststoffabfallen, in: Miill und Abfall, Nr. 4, 1970, S. 101-103.

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1963, S.1 (UVW, Z 174, Nr. 2039).
Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1962, S. 2 (ebd.).

Technischer Uberwachungs-Verein Hannover eV., Abteilung fiir Wirme- und Kraft-
wirtschaft, Dipl.-Ing. Schulz, Gutachterliche Stellungnahme zur Beurteilung der bei
einer neuen Industrieabfall-Verbrennungsanlage im Volkswagenwerk AG, Wolfsburg,
zu erwartenden Rauchgasemission vom 20.7.1964, S. 1 (NHSTAH, Nds. 362 Celle, Acc.
117/93, Nr. 21).

Volkswagenwerk AG an die Stadt Wolfsburg vom 14.6.1973 (UVW, Z 265, Nr. 6/2).

Technischer Uberwachungs-Verein Hannover eV., Abteilung fiir Wirme- und Kraft-
wirtschaft, Dipl.-Ing. Schulz), Gutachterliche Stellungnahme zur Beurteilung der bei
einer neuen Industrieabfall-Verbrennungsanlage im Volkswagenwerk AG, Wolfsburg,
zu erwartenden Rauchgasemission vom 20.7.1964, S. 4 (NHSTAH, Nds. 362 Celle, Acc.
117/93, Nr. 21).

Ebd.,S.s.

Protokoll der 30. Betriebsratssitzung am 18.8.1964, S. 1 (UVW, Z 119, Nr. 22/1); Jahres-
bericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1965, S. 5 (ebd., Z 174, Nr. 2039).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1964, S. 2 (ebd.).

Horst Backsmann an Heinrich Nordhoff betr. Monatsbericht iiber die Rechtsvorgénge
in meinem Arbeitsbereich im Monat Oktober vom 9.11.1964 (ebd., Z 69, Nr. 297); Horst
Backsmann an Heinrich Nordhoff betr. Monatsbericht iiber die Rechtsvorgange in
meinem Arbeitsbereich im Monat November vom 22.12.1964 (ebd.).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1965, S. 5 (ebd., Z 174, Nr. 2039).

Horst Backsmann an Heinrich Nordhoff betr. Monatsbericht {iber die Rechtsvorgange
in meinem Arbeitsbereich im Monat Dezember vom 11.1.1965, S. 1 (ebd., Z 69, Nr. 298);
siehe auch Horst Backsmann an Heinrich Nordhoff betr. Monatsbericht lber die
Rechtsvorgénge in meinem Arbeitsbereich im Monat Juni vom 6.7.1966, .1 (ebd., Z 69,
Nr. 299); Horst Backsmann an Heinrich Nordhoff betr. Monatsbericht (iber die Rechts-
vorgange in meinem Arbeitsbereich im Monat November vom 12.12.1966, S. 1 (ebd.).

Bericht der Rechtsabteilung Inland, Erich GroBmann, zum Geschéftsjahr 1968 vom
20.1.1969, S.13 (ebd., Z 69, Nr. 258).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1965, S. 5 (ebd., Z 174, Nr. 2039).
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Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1966, S. 8 (ebd.).
Heiny, Miillverbrennungsanlage, S. 213.
Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1967, S. 8 (UVW, Z 174, Nr. 2039).

Stadt Wolfsburg, Bauaufsichtsamt, an die Volkswagenwerk AG vom 19.1.1968 (ebd.,
Z389,Nr.2).

Heiny, Miillverbrennungsanlage, S. 214.

Technischer Uberwachungs-Verein Hannover, Abteilung fiir Warme- und Kraftwirt-
schaft, Smidt, betr. Ergdnzung zur gutachterlichen Stellungnahme vom 20.7.1964 und
12.3.1968 zur Beurteilung der bei der Industrieabfallverbrennungsanlage im Volkswa-
genwerk AG Wolfsburg zu erwartenden Rauchgasemission vom 6.8.1968, S. 3
(NHSTAH, Nds. 362 Celle, Acc. 117/93, Nr. 21).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir das Jahr 1967, S. 8 (UVW, Z 174, Nr. 2039);
Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung Wolfsburg fiir das Geschaftsjahr 1968, S. 21
(ebd.).

Bernhard Heiny betr. Beschreibung der Olfeuerungsanlage fiir die Miillverbrennungs-
anlage, Werk Wolfsburg, vom 4.12.1967 (NHSTAH, Nds. 362 Celle, Acc. 117/93, Nr. 21)

Stadt Wolfsburg, Ordnungsamt, Stadtrechtsrat Haag, betr. Genehmigungsurkunde
vom 29.7.1971 (ebd.).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung Wolfsburg fiir das Geschaftsjahr 1968, S. 21
(UVW, Z 174, Nr. 2039), die Abfallbeseitigung durch Miillverbrennung wuchs von 3.260
Tonnen im Jahre 1967 auf 13.040 bzw. 15.720 Tonnen in den beiden Folgejahren 1968
und 1969. 1970 und 1971 stagnierte die Abfallbeseitigung bei 18.700 bzw. 18.720 Ton-
nen; siehe Jahresbericht 1971 der Hauptabteilung Versorgungsanlagen-Betrieb, S. 4
und Anlage (ebd., Z 241, Nr. 110).

Heiny, Miillverbrennung, S. 213.

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung Wolfsburg fiir das Geschaftsjahr 1968, S. 21
(UVW, Z 174, Nr. 2039).

Bericht der Rechtsabteilung Inland, Erich GroBmann, zum Geschéftsjahr 1968 vom
20.1.1969, S.13 (ebd., Z 69, Nr. 258).

Aktenvermerk der Gesamtleitung der Fabrikinstandhaltung, Bernhard Heiny, betr.
Besichtigung der Miillverbrennungsanlage durch Herren der Firma Constructors John
Brown Ltd., London, am 18.9.1968 vom 23.9.1968 (ebd., Z 174, Nr.1627).

Notiz der Rechtsleitung Inland, Adickes, {iber eine Besprechung mit der Dravo Corpo-
ration, Pittsburgh am 24.9.1968 (ebd., Z 174, Nr.1669).

Aktenvermerk der Gesamtleitung der Fabrikinstandhaltung, Heiny, betr. Miillverbren-
nungsanlage, Besuch einiger Herren der Dravo Corp. vom 24.9. bis 1.10.1968 vom
10.10.1968, S. 1 (ebd.).

CJB Projects Ltd., N. N. Aylmer, an Volkswagenwerk AG, Otto Hohne, vom 25.11.1968
(ebd., Z 174, Nr.1627).

CJB (Projects) Ltd., C. 1. Siberry, an Volkswagenwerk AG, Bernhard Heiny, vom 27.3.1969
(ebd., Z 174, Nr.1657).

Licence Agreement on a waste incineration plant vom 2.9.1969, S. 5 (ebd., Z 174,
Nr. 1669); Debitorenbuchhaltung, K. E. Weigell, an Rechtsabteilung Ausland betr.
Lizenzvertrag mit der Dravo Corp. vom 14.12.1970 (ebd.); Jahresbericht der Fabrik-
instandhaltung fiir 1969, S. 26 (ebd., Z 174, Nr. 2039).

Hans Helmut Zeman an den Vorstand der Volkswagenwerk AG vom 14.11.1968 (ebd.,
Z174,Nr.1657).

Notiz der Rechtsabteilung Inland, Adickes, liber eine Besprechung mit der Firma Freier
Grunder Eisen- und Metallwerke GmbH, Salchendorf, am 24.9.1968, S.1 (ebd.).
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Notiz der Rechtsabteilung Inland, Adickes, iber eine Besprechung mit der Firma Freier
Grunder Eisen- und Metallwerke GmbH vom 27.11.1968 (ebd.).

Freier Grunder Eisen und Metallwerke GmbH an Volkswagenwerk AG, Direktor Héhne,
vom 13.12.1968, S. 2 (ebd., Z 174, Nr.1627).

Ebd.

Dr.-Ing. Johannes Wotschke an Volkswagenwerk AG, Patentabteilung, vom 9.12.1968
(ebd.).

Notiz der Rechtsabteilung Inland, Adickes, iber eine Besprechung mit der Firma Freier
Grunder Eisen- und Metallwerke GmbH vom 27.11.1968 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Erich GroBmann und Adickes, an die Geschaftsleitung der Freier
Grunder Eisen- und Metallwerke GmbH vom 21.3.1969 (ebd.).

Versorgungstechnik und Umweltschutz, Halbjahresbericht 1972, S. 3 (ebd., Z 241,
Nr. 110); Erich GroBmann an Otto Hohne vom 2.5.1970 (ebd., Z 174, Nr.1627); Salzgitter
AG an Volkswagenwerk AG, Bernhard Heiny, vom 10.11.1969 (ebd.).

Brennpunkt Miillproblem, S. 16f.

Fiinf Jahre Abfallwirtschaftsprogramm der Bundesregierung: Bilanz *80. Hrsg. vom
Umweltbundesamt, Berlin 1980, S. 17f.

Notiz der Rechtsleitung Inland, Adickes, liber eine Besprechung mit der Dravo Corpo-
ration, Pittsburgh am 24.9.1968, S. 1 (UVW, Z 174, Nr. 1669); Versorgungstechnik und
Umweltschutz, Niendorf, betr. Umweltschutz im Volkswagenwerk Wolfsburg vom
22.10.1971,S. 4 (ebd., Z 389, Nr. 2).

Volkswagenwerk AG, Kriiger und F. Heller, an Dravo Corporation vom 21.10.1971 (ebd.,
Z174,Nr.1627).

Regierungsprasident in Liineburg, Baumgarten, betr. Ergebnisniederschrift einer
Besprechung mit Ortstermin {iber Fragen der Abfallbeseitigung des VW-Werkes
Wolfsburg vom 18.9.1973, S. 3 (ebd., Z 265, Nr. 6/2).

Volkswagenwerk AG, Morghen und Hoffmeister, an die Stadt Wolfsburg vom 14.6.1973
(ebd.).

Aktenvermerk des Rechtswesens Inland, Hoffmeister betr. Werksinterne Miillablage-
rungsstatten Werk Wolfsburg vom 21.9.1973 (ebd.); Regierungsprasident in Liineburg,
Baumgarten, betr. Ergebnisniederschrift einer Besprechung mit Ortstermin tber
Fragen der Abfallbeseitigung des VW-Werkes Wolfsburg vom 18.9.1973, S. 3f. (ebd.).

Stadt Wolfsburg, Tiefbauamt, Stadtbaurat Kern, an Volkswagenwerk AG vom 18.3.1974
(ebd.).

Vermerk des Wasserwirtschaftsamtes Braunschweig, Biumer, vom 28.7.1978 (ebd.).

Volkswagenwerk AG an den Regierungsprasidenten in Braunschweig vom 7.12.1978
(ebd.).

Vgl. etwa Abgaswasche bei Miillverbrennungsanlagen unter besonderer Behandlung
der Riickstande. Dokumentation eines Fachgesprachs zwischen Vertretern von Behor-
den, Industrie, Verbdnden und Hochschulen. Hrsg. vom Umweltbundesamt, Berlin
1978; Jiirgen von Diiszeln: Die Miillverbrennungsanlage: Bremens Dioxinschleudern
Nr.1, Bremen 1986; B. Gutmann: Energiegewinnung aus Miill, Berlin 1978; zu neueren
Trends siehe etwa Bodo Baars und Adolf Nottrodt: Eckpfeiler Miillverbrennung. Vor-
schlage fiir eine starkere rechtliche Absicherung der Miillverbrennung in der Abfall-
entsorgung, Berlin 1999; Rainer Wallmann: Okologische Bewertung der mechanisch-
biologischen Restabfallbehandlung und der Miillverbrennung auf Basis von Ener-
gie- und Schadgasbilanzen, Zotzenheim 1999; Hubert Grech: Mitverbrennung von
Abfillen und Reststoffen in industriellen Feuerungsanlagen, Wien 2000; Strategien
zur Abfallenergieverwertung. Ein Beitrag zur Entropiewirtschaft. Hrsg. von Wolfgang
Fratzscher und Karl Stephan, Braunschweig; Wiesbaden 2000.
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Brennpunkt Miillproblem, S.17.

Siehe etwa Bergehalden des Steinkohlenbergbaus. Beanspruchung und Verdnderung
eines industriellen Ballungsraumes. Hrsg. von Hubert Wiggering und Michael Kerth,
Braunschweig, Wiesbaden 1991; Von der Miillkippe zur Abfallwirtschaft. Stationen des
Entsorgungsproblems. Ralf Herbold u.a., Bielefeld 1998.

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff
vom 30.8.1955 (UVW, Z 174, Nr. 429); Vermerk der Abteilung Versorgungstechnik und
Umweltschutz, Niendorf, betr. Umweltschutz im Volkswagenwerk Wolfsburg vom
22101971, S. 3. (ebd., Z 389, Nr. 2).

Protokoll der 21. Betriebsratssitzung am 21.1.1956, S. 2 (ebd., Z 119, Nr. 20).

Volkswagenwerk an den Regierungsprasidenten in Liineburg vom 28.10.1958 (ebd.,
Z 241, Nr.103); siehe auch Heiny, Wasserwirtschaft des Volkswagenwerkes, S. 97.

Volkswagenwerk AG, Morghen und H. Pohimann, Erlauterungsbericht zum Antrag auf
Genehmigung zum Ablagern von Schlammen auf dem Gelande der Volkswagenwerk
AG Wolfsburg vom 26.9.1972, 5.1 (UVW, Z 265, Nr. 6/2).

Volkswagenwerk AG, Morghen und G. Hoya, Erlduterungsbericht zur Ablagerung von
Abfallen im westlichen Werksgeldnde vom 13.10.1972, S. 1 (ebd.).

Jahresbericht der Fabrikinstandhaltung fiir 1969, S. 44 (ebd., Z 174, Nr. 2039).

Bericht liber die Nutzung unserer Kiesgrube in der Gemeinde Wolfsburg, Stadtteil
Brackstedt, zum Ablagern von Abfallen vom 15.3.1973 (ebd., Z 265, Nr. 6/1).

Erich GroBmann an Dr. Lotz betr. Bericht der Rechtsabteilung Inland fiir September
1969 vom 10.10.1969, S. 4 (ebd., Z 69, Nr. 258); Erich GroBmann an Dr. Lotz betr. Bericht
der Rechtsabteilung Inland fiir Dezember 1969 vom 9.1.1970, S. 4 (ebd.).

Bericht der Erbengemeinschaft Schulze lber die Nutzung einer Kiesgrube in
Brackstedt zum Ablagern von Abfillen vom 15.3.1973 (ebd., Z 265, Nr. 6/1).

Dr.F.Preul im Niedersachsischen Landesamt fiir Bodenforschung betr. Gutachten tiber
die Eignung eines Grundstiickes in der Gemarkung Essenrode, Krs. Gifhorn zur Ver-
kippung von Industrieabféllen vom 8.2.1967,S. 2 (ebd., Z 265 Nr. 11/1).

Volkswagenwerk AG, Erich Grossmann und Bernhard Heiny, betr. Beschreibung iiber
die Schlammgruben im Bereich der Gemeinde Essenrode zur Ablagerung von
Industrieschlamm, Anlage "Unbrennbarer Schlamm des Volkswagenwerkes", Analyse
vom 8.2.1967 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Rechtswesen Inland, Hoffmann, an Landkreis Gifhorn vom
21.2.1967 (ebd.).

Landkreis Gifhorn an das Volkswagenwerk vom 20.3.1967 (ebd.); siehe auch Unbrenn-
barer Schlamm des Volkswagenwerks, Analyse vom 8.2.1967 (ebd.).

Gottfried Hosel/Heinrich von Lersner: Recht der Abfallbeseitigung, Berlin 1972, S. 4;
Volkswagen wirkte an den Beratungen des Gesetzentwurfes {iber die unschadliche
Sammlung und Beseitigung von Abfallstoffen durch die Industrie- und Handels-
kammern in Braunschweig und Hannover mit, Bericht der Rechtsabteilung Inland,
Backsmann, zum Geschiftsjahr 1968, S. 14 (UVW, Z 69, Nr. 258).

Hosel/Lersner, Recht der Abfallbeseitigung, S. 1ff.

Regierungsprasident in Liineburg, Baumgarten, betr. Ergebnisniederschrift einer
Besprechung mit Ortstermin lber Fragen der Abfallbeseitigung des VW-Werkes
Wolfsburg vom 18.9.1973, S. 5 (UVW, Z 265, Nr. 6/2); Stadt Wolfsburg, Tiefbauamt,
Stadtbaurat Kern, an die Volkswagenwerk AG vom 18.3.1974 (ebd.).
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Regierungsprasident in Liineburg, Baumgarten, betr. Ergebnisniederschrift einer
Besprechung mit Ortstermin lber Fragen der Abfallbeseitigung des VW-Werkes
Wolfsburg vom 18.9.1973, S. 5f. (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Morghen und H. Pohlmann betr. Erlauterungsbericht zum
Antrag auf Genehmigung zum Ablagern von Schlammen auf dem Geldnde der Volks-
wagenwerk AG Wolfsburg vom 26.9.1972, S. 6 (ebd.); Lothar Popp betr. Gutachterliche
Stellungnahme Uber die Frage der Unbedenklichkeit der Ablagerung von Betriebs-
schlammen des Volkswagenwerkes in einem Schlammpolder auf dem Werksgelande
vom 16.9.1972 (ebd.).

Stadt Wolfsburg, Tiefbauamt, Hasselbring, an die Volkswagenwerk AG vom 20.1.1976
(ebd.); Volkswagenwerk an die Stadt Wolfsburg vom 1.8.1977 (ebd.).

Besprechungsnotiz der Sicherheit und Transport, Sager, betr. MaBnahmen fiir unsere
Deponieanlagen im Werk Wolfsburg vom 10.5.1976 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, D. Morghen und A. Hoffmeister, an die Stadt Wolfsburg vom
7111972 (ebd.).

Ergebnisniederschrift einer Besprechung liber Fragen der Abfallbeseitigung des VW-
Werkes Wolfsburg vom 18.9.1973, S. 5f. (ebd.); Genehmigung der bestehenden Depo-
nien der Volkswagenwerk AG vom 20.1.1976 (ebd.).

Erbengemeinschaft Schulze betr. Bericht lber die Nutzung einer Kiesgrube in
Brackstedt zum Ablagern von Abfallen vom 15.3.1973 (ebd., Z 265, Nr. 6/1); Ergebnisnie-
derschrift einer Besprechung iiber Fragen der Abfallbeseitigung des VW-Werkes
Wolfsburg vom 18.9.1973, S. 3 (ebd.).

Anlage, Poppe, zu einer Aktennotiz von Sicherheit und Transport betr. Besprechungs-
termin vom 6.12.1973, S. 2 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Rechtswesen Inland, Morghen und A. Hoffmeister an Stadt
Wolfsburg, Tiefbauamt, Baudirektor Hoya, vom 19.12.1973 (ebd.).

Aktennotiz des Rechtswesens Inland, Hoffmeister, betr. Grube Brackstedt vom
22.2.1974 (ebd.).

Stadt Wolfsburg an die Volkswagenwerk AG vom 1.3.1976 (ebd.); Interne Mitteilung
von Pohlmann, Baubetriebe, an Hoffmeister, Rechtswesen, vom 15.3.1976 (ebd.); Volks-
wagenwerk AG, Rechtswesen Inland, Hoffmeister und Pohlmann, an Stadt Wolfsburg,
Tiefbauamt, vom 16.3.1976 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, D. Morghen und A. Hoffmeister, an Landkreis Gifhorn vom
13.10.1972 (ebd., Z 265, Nr.11/1).

Notiz der Baubetriebe, Tresp, betr. Schlammablagerung auf dem Gelande zwischen
Grassel und Essenrode vom 20.11.1972 (ebd.); siehe auch Baubetriebe, Pohlmann, an
Rechtswesen Inland vom 22.12.1972 (ebd.); Volkswagenwerk AG, D. Morghen und
A. Hoffmeister, an Landkreis Gifhorn vom 9.1.1973 (ebd.).

Aktennotiz, Rechtswesen Inland, Hoffmeister, betr. Ablagerung von Schldmmen auf
dem Grundstiick Grassel-Essenrode vom 8.5.1973 (ebd.); siehe auch Aktennotiz der
Werksinstandhaltung Braunschweig, Busse, betr. Besichtigung der Schlammgrube
Essenrode vom 9.5.1973 (ebd.).

Landkreis Braunschweig, Winter, an das Volkswagenwerk, Rechtsabteilung, vom
22.6.1973 (ebd.).

Aktennotiz der Baubetriebe/Bauinstandhaltung, Pohlmann, betr. Ablagerung von
Industrieschlammen auf der Deponie Essenrode, Besichtigung am 5.2.1975 vom
6.2.1975 (ebd.).

Verband GroRraum Braunschweig, Schafer, an Volkswagenwerk AG vom 13.6.1977
(ebd.).
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Baubetriebe, Tresp, an Produktionsvorstand Hartwich betr. Ablagerung von Industrie-
miill vom 7.11.1972 (ebd., Z 265, Nr. 10/3); siehe auch Otto Wolgast an Otto Héhne vom
23.5.1968, S. 3 (ebd.).

Aktennotiz GroBmann, Rechtsabteilung Inland, vom 26.3.1970 (ebd.); siehe auch
Regierungsprasident in Liineburg an GroBmann, Rechtsabteilung Inland, vom
23.3.1970 (ebd.); Besprechungsnotiz des Regierungsprasidenten in Lineburg vom
16.3.1970 (ebd.); Erich GroBmann, Handschriftlicher Vermerk vom 13.8.1970 (ebd.).

Interne Mitteilung Hohn, Finanz- und Investitionsplanung, an Hartwich, Produktions-
vorstand, vom 8.2.1973 (ebd.).

Aktennotiz Rechtswesen Inland betr. Gelande westlich der B 248 vom 6.3.1973 (ebd.).

Volkswagenwerk AG an den Prasidenten des Regierungsbezirks Liineburg vom
30.8.1974 (ebd., Z 265, Nr. 10/2).

Erlauterungsbericht zum Antrag fiir die Genehmigung zum Ablagern von Sondermiill
in den Diipenwiesen vom 30.8.1974, S. 3 (ebd.).

Siehe etwa Der Griine Protest. Herausforderung durch die Umweltparteien. Hrsg. von
Rudolf Brun, Frankfurt/M.1978.

Stadt Wolfsburg, Tiefbauamt, Stadtbaurat Kern, an den Regierungsprasidenten in
Lineburg vom 28.10.1974, S. 1 (UVW, Z 265, Nr. 10/2).

Verband GroBraum Braunschweig an den Prasidenten des Niederséchsischen Verwal-
tungsbezirks Braunschweig vom 27.12.1974 (ebd.).

Regierungsprasident in Liineburg, Miiller-Heidelberg, an die Volkswagenwerk AG
vom 19.2.1975, S.1 (ebd.).

Anlage zu einer Internen Mitteilung der Baubetriebe, Pohlmann, an Rechtswesen
Inland, Hoffmeister, betr. Diipenwiesen vom 11.12.1975 (ebd.).

Aktennotiz des Rechtswesens Inland, Hoffmeister, betr. Diipenwiesen vom 11.6.1976
(ebd., Z 265, Nr.10/1); Ergebnisniederschrift Schafer, Verband GroRraum Braunschweig,
von einer Besprechung am 10. Juni 1976 im Rathaus der Stadt Wolfsburg iiber die
beabsichtigte Miilldeponie des VW-Werkes in den "Diipenwiesen” (ebd.); siehe auch
Volkswagenwerk AG, Hoffmeister und Pohimann, an den Regierungsprasidenten in
Liineburg vom 15.9.1976 (ebd.).

Verband GrofRraum Braunschweig an den Regierungsprasidenten in Liineburg vom
18.8.1976 (ebd.).

"Mit dem Bau einer Industrie-Miilldeponie ware Brutgebiet Diipenwiese zum Sterben
verurteilt", Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom 8.9.1976 (ebd.).

Zoologische Gesellschaft von 1858 eV. an den GroRraumverband Braunschweig vom
15.9.1976 (ebd.); Notiz vom 24.9.1976 (ebd.).

Der Regierungsprasident in Liineburg, Trzeba, betr. Ergebnisniederschrift iiber einen
weiteren Behordentermin mit Vertretern des VW-Werkes vom 28.09.1976 in Wolfs-
burg zur Abstimmung des Verfahrens fiir die Errichtung einer Deponie fiir Industrie-
abfalle des VW-Werkes im Barnbruch vom 28.9.1976, S. 2 (ebd.); Notiz des Rechtswe-
sens Inland, Hoffmeister, betr. Miilldeponie in den Diipenwiesen vom 30.9.1976 (ebd.).

Rechtswesen Inland, Weist, an Geschaftsbuchhaltung, Manthey, vom 22.12.1976 (ebd.);
siehe auch “‘Diipenwiesen’ unter Naturschutz”, Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom
10.2.1978 (ebd.).

Vertrag zwischen der Stadt Wolfsburg und der Volkswagenwerk AG (iber die Ablage-
rung von Abféllen vom 8.3./12.4.1977 (ebd., Z 265, Nr.1).

Aktenvermerk der Baubetriebe, Tresp, betr. Nutzung der Schachtanlage Thiederhall 1I
zum Ablagern von Schlammen in Salzgitter-Thiede vom 20.7.1972 (ebd., Z 378, Nr. 9);
Volkswagenwerk, Morghen und Hoya, an Dr. Friedrich Preul, Amt fiir Bodenforschung,
vom 30.8.1972 (ebd., Z 378, Nr. 8); Kali und Salz AG, Potthoff, an Volkswagenwerk AG
vom 6.10.1972 (ebd.).
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Aktenvermerk der Baubetriebe, Tresp, betr. Besprechung am 26.12.1972 — Nutzung des
Kalischachtes Thiederhall 1l zur Schlammablagerung vom 30.10.1973, S. 3 (ebd.).

Aktennotiz, Hoffmeister, betr. Ablagern von Schlimmen, Schachtanlage Thiederhall
vom 27.10.1972 (ebd., Z 378, Nr. 9),

Friedrich Preul betr. Projekt einer Verwendung der Schachtanlage Thiederhall zur
Schlamm-Lagerung vom 22.11.1972, S. 3 (ebd., Z 378, Nr. 8); Notiz Tresp betr. Schacht
Thiederhall vom 20.10.1972 (ebd., Z 378, Nr. 9); 1976 wurde der Tonnenpreis bereits auf
28 DM geschitzt, TBW-Projekt- und Wirtschaftlichkeits-Rechnungen, E. Sehmer, an
Baubetriebe, Pohlmann vom 3.6.1976 (ebd., Z 378, Nr. 8).

Baubetriebe, Tresp, an Leiter Werksanlagen, Morghen, betr. Schlammablagerung in
einer stillgelegten Schachtanlage vom 16.2.1973 (ebd., Z 378, Nr. 9).

Aktenvermerk der Baubetriebe, Tresp, betr. Schachtanlage Thiederhall — Einlagerung
von Schlammen vom 22.3.1973 (ebd., Z 378, Nr. 8); Baubetriebe, Pohlmann, an Investi-
tionsplanung und -kontrolle, Adelt, vom 26.3.1973 (ebd.).

Niedersachsisches Landesamt fiir Bodenforschung betr. Gutachten {iber die Eignung
der ehemaligen Kalisalzgrube Thiederhall zur Einlagerung von Industrieschlimmen
vom 1.2.1973, S.16 (ebd.).

Der Prasident des Niedersachsischen Verwaltungsbezirks Braunschweig an das Ober-
bergamt Clausthal-Zellerfeld vom 18.4.1973 (ebd.).

FIP Investitionsplanung und -kontrolle, Bruno Adelt, an Baubetriebe, Pohlmann, betr.
Schlammablagerung in der Schachtanlage Thiederhall vom 11.5.1973 (ebd.).

TBW-Projekt und Wirtschaftlichkeitsrechnung, Steindam, betr. finanzinterne Priifung
von Projekten, hier: Umweltschutz, Kauf der Schachtanlage "Thiederhall" (Salzgitter)
zur Beseitigung von Industrieabfallen vom 31.10.1974, S. 1f. (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Hoffmeister und Morghen, an das Bergamt Goslar vom 13.8.1973,
S.1(ebd., Z 378,Nr.9); Volkswagenwerk AG, Hoffmeister und Morghen, an das Bergamt
Goslar vom 14.6.1974, S.1 (ebd., Z 378, Nr. 8).

Volkswagenwerk AG, Morghen und Schow, an Oberbergamt Clausthal-Zellerfeld vom
23.4.1974 (ebd., Z 378, Nr. 9).

Aktennotiz des Rechtswesens Inland, Hoffmeister, betr. Ablagerung von Industrie-
schlammen im ehemaligen Kalischacht Thiederhall, Salzgitter-Thiede vom 22.3.1973
(ebd., Z 378, Nr. 8).

"Sorgen um die Wasserversorgung", Salzgitter Zeitung vom 17.8.1974; "Bedenken des
Ortsrats nicht begriindet”, Salzgitter Zeitung vom 21.10.1974 (ebd.).

Stadt Salzgitter, Ordnungsamt, Allgemeine Abteilung an Bergamt Goslar vom
11111974 (ebd.)

Niederschrift des Bergamts Goslar, Oberbergrat Schubert, liber die Erorterung betr.
Antrag der Volkswagenwerk AG, Wolfsburg, auf ein Planfeststellungsverfahren tiber
die Ablagerung von industriellen Abfallstoffen in den Grubenrdaumen des ehemaligen
Kalibergwerkes Thiederhall in Sz.-Thiede vom 23.1.1975 (ebd.).

Baubetriebe, Pohlmann, an Leitung Werksanlagen, Morghen, vom 19.12.1974 (ebd.);
Volkswagenwerk AG, Morghen und Hoffmeister, an den LMR Barjenbruch, Nieder-
sachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 22.8.1975
(ebd., Z 378, Nr.10).

Oberbergamt Clausthal-Zellerfeld an die Volkswagenwerk AG vom 9.3.1976 (ebd.).

Kali und Salz AG, Heim und Brockhoff, an Volkswagenwerk AG vom 23.9.1976 (ebd.,
Z 378, Nr. 8); Kali und Salz AG, Klucke und Heim, an Volkswagenwerk AG vom 20.6.1977
(ebd.).
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Volkswagenwerk AG, H. Hoffmeister und D. Morghen, an Stadt Wolfsburg, Tiefbau-
amt, vom 1.8.1977 (ebd., Z 265, Nr. 6/2).

Vermerk des Wasserwirtschaftsamtes Braunschweig, Biumer,vom 28.7.1978,S. 2 (ebd.,
Z 265, Nr. 6/1), Aktennotiz der Hauptabteilung Rechtswesen Inland vom 14.6.1978
(ebd., Z 265, Nr. 6/2).

Stadt Wolfsburg, Stadtbaurat Kern, an die Volkswagenwerk AG vom 25.5.1978 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Umweltschutz, betr. Betriebsplan der FE-Hochdeponie vom
24.3.1983 (ebd.).

Stadt Wolfsburg, Stadtreinigungsamt, Stadtrat Trommer, an die Volkswagenwerk AG
vom 2.4.1984, S.1 (ebd.).

Volkswagenwerk AG, Pohimann und Keese, an das Umweltbundesamt vom 14.7.1977
(ebd., Z 378, Nr. 9).

Interne Mitteilung der Baubetriebe/Bauinstandhaltung, Keese, vom 17.3.1986 (ebd.,
Z378,Nr.10).

Volkswagen AG, Morghen und Bialobrzeski, an Bergamt Goslar, 29.9.1988 (ebd.).

"Viele Ungereimtheiten um die VW-Giftmiilldeponie”, Lehrscher Bote vom 30.4.1981;
"VW-Deponie stinkt zum Himmel", Wolfsburger Nachrichten vom 30.9.1983 (ebd.,
Z156,Nr.1).

Vermerk, Zentrale Werkanlagen, Morghen, betr. Deponie Essenrode, Geruchsemissio-
nen vom 1.10.1984, S. 1f. (ebd., Z 267, Nr. 155); Vermerk der Versorgungsbetriebe,
Niendorf, betr. Geruchsemissionen der Deponie Essenrode vom 3.10.1984, S. 2f. (ebd.).

Lehrstuhl fiir Grundbau und Bodenmechanik der Technischen Universitdt Braun-
schweig, Prof. Dr.-Ing. Hanns Simons, betr. Laborbericht Erweiterung der Abfallbeseiti-
gungsanlage Essenrode vom 13.4.1981 (ebd., Z 265, Nr. 8); Institut fir Stadtbauwesen
der Technischen Universitit Braunschweig, Prof. Dr.-Ing. Rolf Kayser: Bewertung von
Abfallstoffen hinsichtlich ihrer Ablagerung auf der Deponie Essenrode vom Januar
1985 (ebd.).

Vermerk der Versorgungsbetriebe, Niendorf, betr. Geruchsemissionen der Deponie
Essenrode vom 3.10.1984, S.1 (ebd., Z 267, Nr. 155).

Vermerk der Versorgungsbetriebe, Decker, betr. Erfahrungsaustausch Umweltschutz
am 3.11.1982 in Wolfsburg vom 15.11.1982 (ebd., Z 267, Nr. 196).

Vermerk der Versorgungsbetriebe-Umweltschutz Wolfsburg, Stobbe, betr. Erfah-
rungsaustausch Umweltschutz der Volkswagen AG und Audi AG am 26.6.1986 im
Werk Neckarsulm vom 14.8.1986, S. 5 (ebd.).

Zu den Betriebsauflagen siehe Landkreis Helmstedt an die Volkswagenwerk AG betr.
Auflagen fiir die Deponie Essenrode vom 5.10.1981 (ebd, Z 265, Nr. 15); Landkreis Helm-
stedt an die Volkswagenwerk AG betr. Auflagen fiir die Deponie Essenrode vom
5.1.1983 (ebd.); Landkreis Helmstedt an die Volkswagenwerk AG betr. Auflagen fiir die
Deponie Essenrode vom 25.5.1983 (ebd.); Landkreis Helmstedt an die Volkswagenwerk
AG betr. Auflagen fiir die Deponie Essenrode vom 27.7.1984 (ebd.).

"Griine wollen VW-Deponie Essenrode stillegen lassen", Aller-Zeitung vom 6.2.1988;
"Bezirksregierung mufl die VW-Deponie priifen", Wolfsburger Allgemeine Zeitung
vom 11.3.1988 (ebd., Z 156, Nr.1).

"Remmers will hart bleiben", Wolfsburger Nachrichten vom 13.7.1988; "Volkswagen
lenkt jetzt ein", Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom 21.7.1988 (ebd.).
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Vermerk Stobbe, ZWA/Versorgungsbetriebe-Umweltschutz, betr. Sonderabfall vom
29.6.1988 (ebd., Z 267, Nr. 221); Vermerk ZWA/Versorgungsbetriebe-Umweltschutz
betr. Sonderabfallwirtschaft der VW AG ,Neue Konzeption‘, Derzeitige Aktivititen zur
Sonderabfallbeseitigung, Untersuchungen/Gutachten/Versuche vom 20.6.1988
(ebd.); Vermerk ZWA/Versorgungsbetriebe-Umweltschutz betr. Sonderabfallwirt-
schaft der VW AG ,Neue Konzeption‘, Problemblatter Nr. 3.6ff. 0.D. [1988/89] (ebd.).

"Volkswagen will vorne sein", Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom 1.7.1989 (ebd.,
Z 156, Nr.1); Volkswagen AG: Umweltbericht von Volkswagen 1997, S. 51.

Nach zwischenzeitlicher grundsatzlicher Ablehnung der Reststoffverbrennung stellte
sich auf der Grundlage bedeutender Verbesserungen bei der Rauchgasreinigung ein
Bewertungswandel ein, vgl. etwa Miillverbrennung in Niedersachsen. Hrsg. vom
Landesverband Biirgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen, Hannover 1990;
Walter Kaminsky/Hansjorg Sinn: Stoffliche Verwertung von Kunststoffabfillen
und Sondermiill durch Wirbelschichtpyrolyse, Hamburg 1997; Wilhelm
Mottitschka/Dieter Eidner/Manfred Schmidt: Optimierung Pyrolyseverfahren bei
Einsatz von problembehafteten Abfillen/Reststoffen, Freiberg 1999.

Volkswagen AG: Umwelterkldrung Standort Wolfsburg 1997, S. 19; Volkswagen AG:
Umwelterklarung Werk Wolfsburg 2000, S. 16.

Interne Mitteilung Demand, Energiewirtschaft und Kraftwerksplanung, an Hoff-
meister, Rechtswesen Inland, zur Deponierung von Steinkohlenasche vom 26.6.1979
(UVW, Z 265, Nr. 2); Interne Mitteilung Demand, Energieerzeugung, an Harder, Sicher-
heit und Transport, zur Ablagerung von Asche vom 15.9.1980 (ebd.).

Volkswagenwerk AG an die Stadt Wolfsburg vom 27.4.1983 (ebd.); Stadt Wolfsburg an
die Volkswagenwerk AG vom 2.4.1984 (ebd.); Vermerk Abfallwirtschaft/Bodenschutz
betr. Chronologie der FE-Deponie 0.D. [ca. 1995] (ebd., Z 389, Nr. 2).

Antrag auf Planfeststellung der Stadt Wolfsburg fiir eine Miilldeponie Wolfsburg-
Fallersleben vom September 1981 (ebd., Z 265, Nr. 1); Vermerk Abfallwirtschaft/Boden
schutz betr. Chronologie der Deponie Barnbruch vom 17.5.1995 (ebd., Z 389, Nr. 2);
Volkswagen AG: Umwelterklarung Werk Wolfsburg 1997, S. 23.

Vgl. Volkswagen AG: Umwelterkldrung Standort Wolfsburg 1997, S. 22ff.; Volkswagen
AG: Umwelterkldrung Werk Wolfsburg 2000, S. 16; Volkswagen AG: Umweltbericht
von Volkswagen 1997, S.18f. und 50f.; Volkswagen AG: Umweltbericht von Volkswagen
1999, S. 20f,; Vermerk Abfallwirtschaft/Bodenschutz betr. Chronologie der FE-Deponie
0.D.[ca.1995] (UVW, Z 389, Nr. 2); Vermerk Umweltplanung betr. FE-Deponie 0.D.[2001]
(ebd.); Vermerk Abfallwirtschaft/Bodenschutz betr. Sachstand und Chronologie der
Schlammdeponie, 0.D. [2001] (ebd.); Vermerk Umweltplanung betr. Deponie Essen-
rode o.D. [2001] (ebd.); siehe auch Bauantrag fiir eine Abfallsortierstation vom
2. Oktober 1985 (ebd.).

Energiewirtschaft

Vermerk der Kraftwerksleitung, Heinzelmann, betr. Bericht liber das Betriebsjahr 1947
vom 15.1.1948, S. 1 (UVW, Z 174, Nr. 1235); siehe auch Lupa, Werk der Briten, S. 11 und 27f;
sowie allgemein Evelyn Kroker: Zur Entwicklung des Steinkohlenbergbaus an der Ruhr
zwischen 1945 und 1980, in: Jens Hohensee/Michael Salewski (Hrsg.): Energie — Politik
— Geschichte: Nationale und internationale Energiepolitik seit 1945, Stuttgart 1993,
S.75-88.

Erhard Forndran: Die Stadt- und Industriegriindungen Wolfsburg und Salzgitter,
Frankfurt/M.; New York 1984, S. 308ff,; zur Kraft-Warme-Kopplung siehe etwa Elektri-
sches Potential und Wirtschaftlichkeit der gekoppelten Kraft- und Warmewirstchaft
in Industrie und Gewerbe. Hrsg. vom Bundesminister fiir Forschung und Technologie,
Grafelfing; Miinchen 1984; Dieter Hartwig: Eigenstromerzeugungsanlagen mit Kraft-
Warme-Kopplung in Industriebetrieben. Betriebswirtschaftliche Aspekte zur Steige-
rung der Wirtschaftlichkeit der Energiebereitstellung, Frankfurt/M.1998.

Vorlaufige Skizze Volkswagen-Fabrik Kraftwerk von Fritz Kuntze vom 21.12.1937 (UVW,
Z 61, Nr. 1.001); zum Kraftwerk im Fordwerk River Rouge siehe auch Ford News, April
1937, S. 65 (ebd., Z 61, Nr. 1.059) sowie Mommsen/Grieger, Volkswagenwerk, S. 156ff.

Vermerk von Betriebsingenieur Napflein betr. Kraftwerk vom 14.6.1940, S. 2ff. (UVW,
Z 61,Nr.1.017); Vermerk von Betriebsingenieur Népflein betr. Maschineneinrichtungen
im Kraftwerk vom 14.6.1940, S. 1 (ebd.); Vermerk von Betriebsingenieur Napflein betr.
Kraftwerk vom 27.6.1940, S. 2ff. (ebd.); zum vierten Hochdruckdampfkessel siehe Ver-
merk betr. Kraftwerk o.D. [1940] (ebd.); sowie Interne Mitteilung der Energie-Wirt-
schaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff betr. Kesseldemontage vom
24.8.1949 (ebd., Z 174, Nr. 1235).

Vermerk von Betriebsingenieur Napflein betr. Kraftwerk vom 14.6.1940, S. 3 (ebd., Z 61,
Nr. 1.017).

Vermerk von Betriebsingenieur Napflein betr. Kraftwerk vom 27.6.1940, S. 4 (ebd.)

Kraftwerksleitung, Heinzelmann, an Heinrich Nordhoff betr. Brennstoffversorgung
des Kraftwerks vom 22.1.1948 (ebd., Z 174, Nr. 1235).

Wilhelm Zschintzsch an Heinrich Nordhoff betr. Bericht liber die kraftwirtschaftlichen
Verhiltnisse des Volkswagenwerks vom 5.10.1948, S. 1 (ebd.).

Aktenvermerk von Wilhelm Zschintzsch zur Kohlenlage des Heizkraftwerks Wolfsburg
vom 11.11.1948 (ebd.).

Heinrich Nordhoff an E. Fischer, Kraftwerk, vom 18.1.1949 (ebd.).

Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff vom 12.6.1952,
S.2 (ebd., Z 174, Nr. 425).

Vermerk von Knott betr. Abschluss der Verhandlungen mit den BKB vom 6.7.1949
(ebd., Z 61, Nr. 1.062/2); sowie Aktennotiz Kraftwerk betr. Historische Entwicklung der
Stromlieferungen des Volkswagenwerkes an die Landelektrizitats GmbH Halle und die
Braunschweigischen Kohlen-Bergwerke Helmstedt vom 22.2.1949 (ebd.).

Stromlieferungsvertrag zwischen der Volkswagenwerk GmbH und den Braunschwei-
gischen Kohlen-Bergwerken AG vom 28.7./5.8.1949 (ebd.).

Ebd., S. 3; Stromlieferungsvertrag zwischen der Volkswagenwerk GmbH und der Land-
elektrizitit GmbH Uberlandwerk Fallersleben von 28.4./6.5.1949 (ebd., Z 61, Nr.
1.086/2).

Aktenvermerk von Wilhelm Zschintzsch vom 8.5.1950, S. 1 (ebd., Z 61, Nr.1.062/1); siche
auch Werner Vogt/Andrea Dreifke-Pieper: Die Braunschweigische Kohlen-Bergwerke
AG, Miinchen 1999, S.187f.

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Inbetriebnahme des Kessels V vom 5.7.1950
(UVW, Z 174, Nr. 425).

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. ergdnzende Bemerkungen zum Gutachten
lber die kraftwirtschaftlichen Verhaltnisse vom 22.3.1950, S. 1 (ebd.).
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Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1947, S. 4 (ebd., Z 174, Nr. 2039); Tatig-
keitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1950, S. 6 (ebd.).

Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1949, S. 9 (ebd.).

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. ergdnzende Bemerkungen zum Gutachten
ber die kraftwirtschaftlichen Verhaltnisse vom 22.3.1950 (ebd., Z 174, Nr. 425); zum
Gaswerk siehe Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1948, S. 1 (ebd., Z 174,
Nr. 2039); Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1949, S.1 (ebd.).

Aktennotiz der Kraftwerksleitung, Heinzelmann, betr. Wiesmoor, vom 19.2.1948 (ebd.,
Z 174, Nr.1235); Wilhelm Zschintzsch an Heinrich Nordhoff vom 5.10.1948, S. 2 (ebd.).

Bericht von Wilhelm Zschintzsch liber die Teilnahme an einer Besprechung liber das
Thema "Gewdchshauskultur unter Ausnutzung freier Warme und Kohlensaure bei
Industrie und Kraftwirtschaft" vom 16.10.1950, S. 3 (ebd., Z 174, Nr. 425).

Notiz von Heinrich Nordhof vom 23.8.1950 (ebd.); Notiz Heinrich Nordhoff vom
20.10.1950 (ebd.).

Wilhelm Zschintzsch an Heinrich Nordhoff zum Energieverbrauch des Volkswagen-
werkes im Jahre 1950 vom 6.11.1950 (ebd.).

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Energiewirtschaft im Wolfsburger Raum vom
14.10.1959, S. 10f. (ebd., Z 69, Nr. 119); zum Stromverkauf im Jahr 1951 siehe Energie-
Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff betr. Aufstellung einer
dritten Abdampfmaschine vom 12.6.1952, S. 4 (ebd., Z 174, Nr. 425); zu den Produk-
tionszahlen siehe Jahresbericht der Produktion fiir 1949, S. 1 (ebd., Z 174, Nr. 2037);
Jahresbericht der Produktion fiir 1951,S.1 (ebd.).

Tatigkeitsbericht der Versorgungsbetriebe fiir 1951, S. 4f. (ebd., Z 174, Nr. 2039).

Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff betr. Aufstel-
lung einer dritten Abdampfmaschine vom 12.6.1952, S. 4 (ebd., Z 174, Nr. 425).

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch liber die Besprechung mit den Herren der Deut-
schen Kohlenbergbauleitung vom 13.9.1951, S. 2 (ebd.).

Werner Abelshauser: Der Ruhrkohlenbergbau seit 1945, Miinchen 1984, S. 69ff;
Uwe Rondigs: Globalisierung und europaische Integration, Baden-Baden 2000, S. 70ff.

Notiz von Heinrich Nordhoff vom 8.11.1950 (UVW, Z 174, Nr. 425).
Notiz von Heinrich Nordhoff vom 11.1.1950 (ebd.).

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Kohlenlage Volkswagenwerk vom 9.12.1950,
S.1(ebd.).

Energie-Wirtschaftsstelle, Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff vom 7.11.1950 (ebd.).

Vermerk von Wilhem Zschintzsch betr. Kohlenlage Volkswagenwerk vom 9.12.1950,
S.2 (ebd.).

Fernschreiben des Hauptlastverteilers Energiebezirk Hannover, Forster, an das Volks-
wagenwerk vom 5.12.1950 (ebd.).

Wilhelm Zschintzsch an Braunschweigische Kohlen-Bergwerke, Direktor B. Kramer,
vom 17.8.1951 (ebd., Z 61, Nr. 1.062/1); Braunschweigische Kohlen-Bergwerke an das
Volkswagenwerk vom 19.10.1951 (ebd.); Volkswagenwerk an die Braunschweigische
Kohlen-Bergwerke vom 5.12.1951 (ebd.); Vermerk Zschintzsch betr. Heizkraftwerk
Wolfsburg vom 30.11.1951 (ebd., Z 174, Nr. 425).
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Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff vom 16.8.1951
(ebd.); siehe auch Interne Mitteilung Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch,
an Heinrich Nordhoff vom 19.10.1951 (ebd.).

Hellmut von Bibra: Absatzwirtschaftliche Untersuchung des Wettbewerbs zwischen
Kohle und schwerem Heizél in der Industrie der Bundesrepublik, Erlangen; Niirnberg
1963, S. 21ff,; sowie Rondigs, Globalisierung, S. 85ff.

Interne Mitteilung Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Kohlenversorgungslage vom 16.8.1951, S. 2 (UVW, Z 174, Nr. 425).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Kohlenversorgungslage vom 19.10.1951 (ebd.).

Wilhelm Zschitzsch betr. "Das Heizkraftwerk Wolfsburg des Volkswagenwerkes und
seine volkswirtschaftliche Bedeutung fiir Stadt und Werk" vom 1. November 1951
(ebd.).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Reise nach Bonn und Essen, Kohlenversorgung vom 8.11.1951 (ebd.).

Abelshauser, Ruhrkohlenbergbau, S. 75ff.; Rondigs, Globalisierung, S. 85ff.; Bibra, Unter-
suchung des Wettbewerbs, S. 25ff.

Volkswagenwerk GmbH, Wilhelm Zschintzsch und Heinzelmann, an den Helmstedter
Braunkohlen Verkauf vom 15.1.1952 (UVW, Z 61, Nr.1.062/1).

Volkswagenwerk, O. W. Jensen und Wilhelm Zschitzsch, an die Braunschweigischen
Kohlen-Bergwerke vom 17.1.1952 (ebd.); siehe auch Vogt/Dreifke-Pieper, Braunschwei-
gische Kohlen-Bergwerke, S.188.

Interne Mitteilung Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff vom 6.1.1953 (UVW, Z 174, Nr. 429).

Volkswagenwerk GmbH, Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Direktor
Richter, Braunschweigische Kohlen-Bergwerke vom 13.4.1954 (ebd., Z 61, Nr. 1.062/1).

Interne Mitteilung Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff vom 16.12.1955, S. 2 (ebd., Z 174, Nr. 429).

Bibra, Untersuchung des Wettbewerbs, S. 36f. und 126ff.; sowie Rondigs, Globali-
sierung, S.109ff.

Vermerk Wilhelm Zschintzsch betr. Kohlenversorgung des Volkswagenwerkes vom
9.6.1955 (UVW, Z 174, Nr. 429).

Interne Mitteilung Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff vom 28.6.1955 (ebd.).

Interne Mitteilung Heinrich Nordhoff an Wilhelm Zschintzsch vom 28.6.1955 (ebd.).

Geschaftsbericht Einkauf und Materialabteilung fiir das Jahr 1955, S. 2 (ebd., Z 174,
Nr.2366); Interne Mitteilung Heinrich Nordhoff an Wilhelm Zschintzsch vom 28.6.1955
(ebd., Z 174, Nr. 429).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Kraftwerkserweiterung vom 30.8.1955, S. 2f. (ebd.).

Ebd, S. 4; siehe zur Kohlenstaubfeuerung etwa Uwe Schnell: Wirkungsgradoptimierte
Kraftwerkstechnologie zur Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen: Anforderun-
gen, Verfahrenskonzepte, Modellbildung und Simulation, Diisseldorf 1998.

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Wilhelm Zschintzsch, Kraftwerk, vom
6.9.1955 (UVW, Z 174, Nr. 429).

Kroker, Entwicklung des Steinkohlenbergbaus, S. 83.
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Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. deutsche Kohlenversorgung vom 9.4. 1956,
S.2 (UVW, Z 174, Nr. 429).

Interne Mitteilung von Wilhelm Zschintzsch an Heinrich Nordhoff vom 16.12.1959
(ebd., Z 174, Nr. 430); zum Aufstieg des Heizols als Primarenergietrager siehe etwa
Jochim Varchim und Joachim Radkau: Kraft, Energie und Arbeit. Energie und Gesell-
schaft, Reinbek 1988, S.127ff.; Giinter Barudio: Tranen des Teufels. Eine Weltgeschichte
des Erdols, Stuttgart 2001.

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Ersparnisse im Kraftwerksbetrieb bei Fortfall
des Bezuges von Amerika-Kohle und bei Umstellung des bestellten 175 t/h Ol-Kessels
auf Kohlenstaubfeuerung vom 23.5.1956 (UVW, Z 174, Nr. 429).

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Wilhelm Zschintzsch vom 25.10.1956
(ebd.).

Jahresbericht der Abteilung Energieerzeugung fiir 1967, S. 3 (ebd., Z 69, Nr. 369);
Jahresbericht der Abteilung Energieerzeugung fiir 1968, S. 3 (ebd.).

Auszug aus Handbuch der Produktion zur Warmeversorgung aller Werke vom 26.1.1971
(ebd, Z 241, Nr. 36).

Franz Slerm: Technik und Luft, in: Technik und Natur, S. 344 -369.

Siehe etwa Radkau, Natur und Macht, S. 274ff,; Gerd Spelsberg. Rauchplage. Zur
Geschichte der Luftverschmutzung, KéIn 1988; Michael Stolberg: Ein Recht auf sau-
bere Luft? Umweltkonflikte am Beginn des Industriezeitalters, Erlangen 1994.

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Fahrt nach Frankfurt am Main vom 14.9.1949, S. 2 (UVW, Z 174, Nr.1235).

Aktenvermerk von Wilhelm Zschintzsch iiber den Besuch bei der Fa. Opel, Riisselsheim
am 5.8.1949 vom 8.8.1949, S.1 (ebd.).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Fahrt nach Frankfurt am Main vom 14.9.1949, S.1 (ebd.).

Notiz von Heinrich Nordhoff vom 14.9.1949 (ebd.); Interne Mitteilung der Energie-
Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff betr. Einbau von Rauch-
gasentstaubungsanlagen fiir Kessel 4 und 5 des Kraftwerkes vom 21.10.1949 (ebd.);
Heinrich Nordhoff an Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, betr. staubfreie
Luft fiir Lackierungsanlage vom 24.10.1949 (ebd.).

Protokoll der 36. Betriebsratssitzung am 4.6.1954, S. 1 (ebd., Z 119, Nr. 19); siehe auch
VW-Informationen, Nr. 18, 1954, S. 31ff,; die Verdiinnung und weite Verteilung von
Rauchgasemissionen blieb bis Ende des 1970er Jahre wesentliches Element staatlicher
Luftreinhaltungspolitik, vgl. etwa Franz-Josef Briiggemeier, Das unendliche Meer der
Lifte. Luftverschmutzung, Industrialisierung und Risikodebatten im 19. Jahrhundert,
Essen 1996; Hohe Schornsteine als Element der Luftreinhaltepolitik in Nordrhein-
Westfalen. Ergebnis eines vom Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales des
Landes Nordrhein-Westfalen veranstalteten Kolloquiums am 11. Dezember 1980,
Diisseldorf 1981.

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Kraftwerkserweiterung vom 30.8.1955, S. 4 (UVW, Z 174, Nr. 429).

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm
Zschintzsch, vom 6.9.1955 (ebd.).

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Kraftwerkserweiterungsbau vom Juni 1957,
S. 4 (ebd., Z 174, Nr. 430).
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Ebd., S. 5; siehe auch Wilhelm Zschintzsch: Erfahrungen mit Olfeuerungen im Volks-
wagenwerk, in: Erste Erfahrungen mit Olfeuerungen in Industrie-Kraftwerken. Hrsg.
von der Vereinigung Industrielle Kraftwirtschaft, Essen 1958 (V.I.K.-Berichte Nr. 57),
S.9-19.

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Schornsteinbauten am Kraftwerk vom 19.12.1957 (UVW, Z 174, Nr. 430).

Notiz von Heinrich Nordhoff vom 27.12.1957 (ebd.).

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Kraftwerk, Wilhelm Zschintzsch, vom
6.3.1958 (ebd.).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Kessel 8 dritter Olkessel des Kraftwerks vom 25.4.1958 (ebd.).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. 3. Olkessel - Entstaubungsanlage vom 12.6.1958, S. 2 (ebd.).

Notiz von Heinrich Nordhoff vom 10.7.1958 (ebd.).
Notiz von Heinrich Nordhoff vom 5.9.1958 (ebd.).

Interne Mitteilung des Kraftwerks, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff betr.
Staubauswurf unserer Kessel vom 4.9.1958 (ebd.).

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Kraftwerk, Wilhelm Zschintzsch, betr.
Schornsteine/Kraftwerk vom 29.9.1958 (ebd.).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch an Heinrich
Nordhoff betr. Schornsteine/Kraftwerk vom 13.10.1958, S. 3 (ebd.).

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Kraftwerk, Wilhelm Zschintzsch, betr.
Schornsteine/Kraftwerk vom 20.10.1958 (ebd.); siehe auch Protokoll der Hauptabtei-
lungsleiter-Besprechung vom 18.10.1958, S. 6 (ebd., Z 174, Nr. 412).

Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Wilhelm Zschintzsch betr. Schornsteine
vom 8.5.1959 (ebd., Z 174, Nr. 430).

Ebd.; siehe auch Interne Mitteilung von Heinrich Nordhoff an Kraftwerk, Wilhelm
Zschintzsch, betr. Schornsteine vom 30.6.1959 (ebd.); Protokoll der Hauptabteilungs-
leiter-Besprechung vom 11.3.1959, S. 10 (ebd., Z 174, Nr. 412).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff vom 10.8.1959 (ebd., Z 174, Nr. 430).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff betr. Schornsteinbau vom 3.5.1960, S. 1 (ebd., Z 174, Nr. 433).

Ebd.

Wilhelm Zschintzsch betr. Terminplan fiir Schornsteinbau des bisherigen Heizkraft-
werkes (Kraftwerk Stid genannt) in Wolfsburg vom 3.5.1960 (ebd., Z 174, Nr. 433);
Protokoll der 25. Betriebsratssitzung vom 28.4.1960, S. 1 (ebd., Z 119, Nr. 21/1).

Hans Stephany/Heinrich Oels: Reinhaltung der Luft. Abwehr von Arbeitslarm und
anderen betrieblichen Emissionen. Gesetz zur Anderung der Gewerbeordnung und
Erganzung des Biirgerlichen Gesetzbuchs, K6In 1960, S. 14.

Handbuch der Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft, Bonn 1961, S. 6/1; sowie
ebd. S. 10/1ff; siehe auch Wey, Umweltpolitik, S. 181ff.

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Ferngesprach mit Herrn Burhenne vom
21.3.1961 (UVW, Z 174, Nr. 433); siehe auch Interne Mitteilung der Energie-Wirtschafts-
stelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich Nordhoff vom 21.3.1961 (ebd.).

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff vom 6.7.1961 (ebd.); siehe auch Notiz von Metzner vom 10.7.1961 (ebd.).



96
97

98
929

100

101

102

10

'Y

104

105

106

107

108

109

10

m
1n2

Der Spiegel, Heft 33 vom 9.8.1961, S. 30.

Interne Mitteilung der Energie-Wirtschaftsstelle, Wilhelm Zschintzsch, an Heinrich
Nordhoff vom 7.11.1961, S. 2 (UVW, Z 174, Nr. 433).

Programm Inbetriebnahme Kraftwerk vom 2.5.1962 (ebd.).

Interne Mitteilung der Energieerzeugung, Franz Wehrberger, an Heinrich Nordhoff
vom 23.9.1964, S. 1 (ebd., Z 174, Nr. 420); sieche auRerdem Ernst Wahnschaffe: Zur Ent-
schwefelung von Rauchgasen nach dem Dolomitverfahren, in: Entschwefelung von
Rauchgasen, V.I.K.-Berichte Nr. 155, Essen 1964, S. 20 - 43.

Vermerk von Wilhelm Zschintzsch betr. Energiewirtschaft im Wolfsburger Raum vom
14.10.1959, S. 25 und 34ff. (UVW, Z 69, Nr. 119).

Interne Mitteilung von Wilhelm Zschintzsch und Franz Wehrberger an Heinrich
Nordhoff betr. Schreiben des Dr.Johswich zur Rauchgasentschwefelung vom 2.4.1964,
S.2 (ebd., Z 174, Nr. 420).

Wilhelm Zschintzsch an Ministerialrat Oels, Bundesministerium fir Gesundheits-
wesen vom 12.2.1964 (ebd.).

Friedrich Johswich: Entschwefelung der Rauchgase von Dampfkesseln nach dem Rein-
luft-Verfahren, in: Entschwefelung von Rauchgasen, V.I.K.-Berichte Nr. 155, Essen 1964,
S. 3-19; sowie Giinter Spengler: Die Schwefeloxyde in Rauchgasen und in der Atmo-
sphére, Diisseldorf 1965, S. 129ff.

Interne Mitteilung der Energieerzeugung, Franz Wehrberger, an Heinrich Nordhoff
betr. Forschungsvorhaben zur Rauchgasentschwefelung vom 23.9.1964, S. 2 (UVW, Z
174, Nr. 420); zu Franz Wehrberger siehe auch Ausarbeitung von Zschintzsch zur Ener-
giewirtschaft des Volkswagenwerkes vom 26.9.1963, S.18 (ebd., Z 69, Nr. 119).

Schreiben Nordhoff an den Aufsichtsratsvorsitzenden der Volkswagenwerk AG,
Dr. Hans Busch, betr. Forschungsvorhaben zur Rauchgasentschwefelung vom
5.10.1964 (ebd., Z 174, Nr. 497).

Franz Oels: Luftreinhaltungsprogramm des Landes Nordrhein-Westfalen unter beson-
derer Beriicksichtigung der GroRkesselanlagen, in: Luftreinhaltung und Energieerzeu-
gung, Essen 1966, S. 43 - 56, Zitat S. 46.

Spengler, Schwefeldioxyde in Rauchgasen, S.14.

Interne Mitteilung der Energieerzeugung, Franz Wehrberger, an Kurt Lotz vom
8.12.1970 betr. Brennstoffversorgung (UVW, Z 69, Nr. 369); Notiz der Energieerzeu-
gung, Demandt, betr. Erhéhung des Erdgasbezuges vom 7.12.1970 (ebd.); Notiz der
Energieerzeugung, Demandt, betr. Umbau der Kessel 3 und 5 von Kohle- auf Erdgas-
feuerung vom 4.12.1970 (ebd.).

Zur Olkrise siehe allgemein Jens Hohensee: Der erste Olpreisschock 1973/74. Die poli-
tischen und gesellschaftlichen Auswirkungen der arabischen Erdélpolitik auf die
Bundesrepublik Deutschland und Westeuropa, Stuttgart 1996.

Vortrag von Dr. Morghen betr. "Energiekosten und MaRnahmen zur Energieeinspa-
rung bei der Fahrzeugherstellung" vom 7.6.1980, S. 6 (UVW, Z 241, Nr. 10/2).

Die Umwelterklarung der VW Kraftwerk GmbH 1996, Wolfsburg 1996, S. 19.

Umwelterkldrung VW Kraftwerk GmbH 1999, Standort Wolfsburg, Wolfsburg 1999,
S.23.

20

21

22

Umweltschutz und Unternehmensorganisation

Giinter Kiippers, Peter Lundgreen, Peter Weingart: Umweltforschung — die gesteuerte
Wissenschaft? Frankfurt 1978, S. 127ff,; siehe auch Wey, Umweltpolitik, S. 201.

Protokoll iiber die Sitzung des Vorstandes der Volkswagenwerk Aktiengesellschaft am
25.1.1971, S. 6 (UVW, Z 373, Nr. 163); auf die Umweltanstrengungen des Unternehmens
bei der Produktentwicklung kann an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden,
sondern bleibt einer gesonderten Studie vorbehalten.

Protokoll liber die Sitzung des Vorstandes der Volkswagenwerk Aktiengesellschaft am
1.3.1971,S. 7 (ebd.).

Protokoll liber die Sitzung des Vorstandes der Volkswagenwerk Aktiengesellschaft am
8.3.1971,S. 7 (ebd.).

Protokoll liber die Sitzung des Vorstandes der Volkswagenwerk Aktiengesellschaft am
5. April 1971 vom 20.4.1971, S. 11 (ebd., Z 373, Nr.162); Besuchervermerk der Volkswagen
Chronik fir den 14.4.1971 (ebd., Z 174, Nr.162).

Umweltprogramm der Bundesregierung. Hrsg. vom Bundesministerium des Innern,
Referat Offentlichkeitsarbeit, Bonn 1971, S. 6.

Ebd., S.10.
Ebd., S.13.
Radkau, Natur und Macht, S.330.

Hauptabteilung Versorgungsbetriebe, Heller, an GB [Bereich] Werksanlagen,
Dr. Morghen betr. Jahresbericht der GH [Hauptabteilung] Versorgungsbetriebe fiir das
Geschaftsjahr 1971 vom 20.12.1971,S.1 (UVW, Z 241, Nr. 110/2).

Jahresbericht der GA Versorgungstechnik und Umweltschutz fiir 1971, S.1 (ebd.).

Vermerk der Abteilung Versorgungstechnik und Umweltschutz, Niendorf, betr.
Umweltschutz im Volkswagenwerk Wolfsburg vom 22.10.1971, S.1 (ebd., Z 389, Nr. 4).

Versorgungstechnik und Umweltschutz, Niendorf, betr. Umweltschutz in der Volks-
wagenwerk AG, Organisationsschema vom 3.12.1971 (ebd.).

Vermerk der Hauptabteilung Versorgungsbetriebe, Heller und Niendorf, betr. Aufga-
benbeschreibung der GA [Abteilung] Versorgungstechnik und Umweltschutz vom
3.1.1972, 5.1 (ebd.).

Ebd.,S.3.

Aktenvermerk der Leitung GB Werksanlagen, Morghen und Usinger, betr. Bespre-
chung liber Umweltschutz am 14. Januar 1972 vom 18.1.1972 (ebd.).

Vermerk der GA Versorgungstechnik und Umweltschutz betr. Umweltschutz in der
Volkswagenwerk AG (Produktion), Aufgaben der GA Versorgungstechnik und Umwelt-
schutz vom 21.2.1972 (ebd.).

GA Versorgungstechnik und Umweltschutz betr. Jahresbericht 1971, S. 2 (ebd., Z 243,
Nr. 110).

Vermerk Niendorf, Versorgungstechnik und Umweltschutz, betr. Umweltschutz in der
Volkswagenwerk AG vom 25.1.1972, S.1 (ebd., Z 389, Nr. 4).

Ebd,S. 2.
Kiippers/Lundgreen/Weingart: Umweltforschung, S. 115f.

Jahresbericht der GA Versorgungstechnik und Umweltschutz, Niendorf, fiir 1971,
S.2 (UVW, Z 241, Nr.110).

139 ANMERKUNGEN: Organisationsstruktur




23

24

25

26
27

28

29

30

31

32

33

34

35

36
37

38

39

40

Pl

Versorgungstechnik und Umweltschutz, Niendorf, betr. Jahresbericht 1972, S. 2 (ebd.);
GA Versorgungstechnik und Umweltschutz, Niendorf, betr. Halbjahresbericht 1972
(1. Halbjahr 1972), S. 2 (ebd.); "Es gibt eine Farbe, die heilt griin", 1974 (ebd., Filmarchiv,
Nr.294/1/6382).

Mehr als Autos. Die Welt um Wolfsburg. Ein Report. Hrsg. von der Abteilung Public
Relations der Volkswagenwerk AG, Wolfsburg 1973.

GA Versorgungstechnik und Umweltschutz, Niendorf, betr. Umweltschutz in der
Volkswagenwerk AG - Situationsbericht — vom 8.6.1972 (UVW, Z 389, Nr. 4).

Klaus Hansmann: Bundes-Immissionschutzgesetz, Baden-Baden 1974, S. 55.

Telefonbuch der Volkswagenwerk AG, Ausgabe vom Marz 1974 (UVW, Z 368, Nr. 611);
Jahresbericht 1974 der Versorgungsbetriebe Werk Wolfsburg, S. 2 (ebd., Z 241, Nr. 110).

Werksanlagen/Sicherheit und Transport, Poppe und Morghen, an Verteiler betr.
Umweltschutz, Aufgaben- und Kompetenzabgrenzung Wasserreinhaltung, Luftrein-
haltung, Abfallbeseitigung, Lairmschutz, Strahlenschutz vom 16.9.1974 (ebd., Z 267,
Nr. 213).

Sicherheit und Transport, Umweltschutz betr. Aufgaben und Kompetenzabgrenzung
vom 11.7.1974 (ebd.).

Organisations-Mitteilung Nr. 9goo/1, Gaus, betr. Priifung von Investitionsvorhaben
durch den Immissionsschutzbeauftragten vom 18.4.1975, 5.1 (ebd.).

Organisations-Mitteilung Nr. 9oo/1, Gaus, betr. Priifung von Investitionsvorhaben
durch den Betriebsbeauftragten fiir Immissionsschutz und Abfall (BIA) vom 7.2.1977
(ebd.); Organisations-Mitteilung Nr. 9oo/3, Gaus, betr. Priifungstatigkeit der Gewas-
serschutzbeauftragten (GSB) vom 15.12.1978 (ebd.); Organisations-Anweisung
Nr. 9oo/1 betr. Priifung von Investitionsvorhaben durch Umweltschutzbeauftragte
vom 5.2.1986 (ebd.).

Aktennotiz der Sicherheit und Transport, Poppe, betr. 1. Sitzung des Ausschusses fiir
Umweltschutz am 14.1.1976 vom 22.1.1976, S. 2 (ebd., Z 267, Nr. 196).

Vgl. etwa Hohensee, Olpreisschock 1973/74; Zu den gesamtwirtschaftlichen Auswir-
kungen der Olkrise. Sondergutachten vom 17. Dezember 1973, des Sachverstindigen-
rates zur Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Stuttgart 1973.

Das 30 Millionen Ding. Hrsg. von der Volkswagenwerk AG, Wolfsburg 1976, S. 1.
Ebd., S. 22 bzw. S. 30.
Mit Energie in die Steinzeit? Hrsg. von der Volkswagenwerk AG, Wolfsburg 1984.

Vgl.etwa Anna Hallensleben: Von der Griinen Liste zur Griinen Partei? Gottingen 1984;
Annette Blasberg: Der Diskurs von Okologie und Risiko. Eine Analyse der programma-
tischen Aussagen der Griinen, Miinster 1999; Holger Rindermann: Die Entwicklung
der EG-Umweltpolitik von den Anfingen bis 1991, Miinster 1994; Werner WaRle:
Das Verhdltnis von Industrie und Umwelt seit 1945, in: Industrie und Umwelt. Hrsg.
von Hans Pohl, Stuttgart 1993, S. 45- 68, insb. S. 58ff.

Telefonbiicher der Volkswagenwerk AG, Ausgaben von 1975 bis 1984 (UVW, Z 368,
Nr. 611).

Volkswagen AG, Werk Wolfsburg, Versorgungstechnik und Umweltschutz, Rudolf
Stobbe, betr. Jahresbericht 1989 vom 19.1.1990 (ebd., Z 241, Nr. 110/1).

Vermerk von Hoffmeister und Morghen betr. Vorlage fiir die Sitzung des Vorstandes
am 21.2.1989 betr. Griindung eines Unternehmensausschusses fiir Umweltfragen vom
15.2.1989 (ebd., Z 389, Nr. 3).

Interne Mitteilung der ZWT/Versorgungstechnik und Umweltschutz, Rudolf Stobbe,
betr. Unternehmensausschusses fiir Umweltfragen, Protokoll der 1. Sitzung am
23.5.1989 vom 25.5.1989, S. 5f. (ebd., Z 267, Nr. 156).

42

43

45
46
47

48

49

50

Interne Mitteilung der ZWT/Versorgungstechnik und Umweltschutz, Rudolf Stobbe,
betr. Unternehmensausschusses fiir Umweltfragen, Protokoll der 2. turnusmaRigen
Sitzung des Unternehmensausschusses fiir Umweltfragen am 19.12.1989 vom
16.3.1990 (ebd.).

Gerhard Pratorius, Ulrich Steger und Peter Weihrauch: Entwicklung einer Unterneh-
mensstrategie des Umweltschutzes bei der Volkswagen AG, Oestrich-Winkel: Institut
fiir Umweltmanagement GmbH i.G.1991 (UVW, Z 389, Nr. 4).

Geschaftsbericht 1991 der Volkswagen AG, Wolfsburg 1992, S. 52.
Geschaftsbericht 1992 der Volkswagen AG, Wolfsburg 1993, S. 52.
Geschaftsbericht 1993 der Volkswagen AG, Wolfsburg 1994, S. 64.

Betriebsvereinbarung Nr. 4/95 betr. Umweltschutz der Volkswagen AG, vom 30.8.1995
(UVW, Z 389, Nr. 4).

Volkswagen AG: Umweltbericht 2001/2002. Mobilitat und Nachhaltigkeit, Wolfsburg
2001, S. 23.

Siehe etwa Perspektiven der Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur Erfolgsstrategie. Hrsg.
von Arnd Hardtke, Wiesbaden 2001; Forschungswerkstatt Nachhaltigkeit. Wege zur
Diagnose und Therapie von Nachhaltigkeitsdefiziten. Hrsg. von Armin Grunwald,
Berlin 2001.

Corporate Social Responsibility: Partners for Progress. Ed. by Organisation for
Economic Co-operation and Development, Paris 2001.

Bildnachweis

Wir danken der Vermessungs- und Katasterbehérde Wolfsburg (S. 6/7 und S. 62) und den
”Wolfsburger Nachrichten® (S. 27). Alle sonstigen Bildrechte liegen bei der Volkswagen AG.

140

ANMERKUNGEN: Organisationsstruktur




Heft 1

Klaus Kocks; Hans-Jiirgen Uhl, "Aus der Geschichte lernen”.
Anmerkungen zur Auseinandersetzung von Belegschaft,
Arbeitnehmervertretung, Management und
Unternehmensleitung bei Volkswagen mit der
Zwangsarbeit im Dritten Reich,

Wolfsburg 1999.

ISBN 3-935112-06-8

Heft 2

Markus Lupa, "Das Werk der Briten”.
Volkswagenwerk und Besatzungsmacht 1945 - 1949,
Wolfsburg 1999.

ISBN 3-9351112-00-9

Heft 3

Jiirgen Marose, Bilderzyklus, "Der bedrohte Mensch”.
Wolfsburg 2000.
ISBN 3-935112-01-7

Heft 4

Jean Baudet, "STO a KdF 1943 — 1945.
Die Erinnerungen des Jean Baudet”.
Wolfsburg 2000.

ISBN 3-935112-02-5

Historische Notate
Schriftenreihe des Unternehmensarchivs
der Volkswagen AG, Wolfsburg






	Titel
	Inhalt
	Geleitwort
	1_Die Wasserwirtschaft des Volkswagenwerks
	1.1_Zwischen Mangel und Überfluss
	1.2_Die Neuordnung der Wasserwirtschaft
	1.3_Der lange Weg zur Genehmigung der Wasserrechte

	2_Die Abfallwirtschaft des Volkswagenwerks
	2.1_Die Ausgangslage: Wiederverwertung und Verkauf
	2.2_Einstweilige Problemlösung Müllverbrennung
	2.3_Von der Ablagerung zur Deponierung des Restmülls

	3_Die Energiewirtschaft des Volkswagenwerks
	3.1_Kraft-Wärme-Kopplung und Verbundwirtschaft
	3.2_Diversifikation der Energieträger
	3.3_Schornsteine und Emissionsreduzierung

	4_Umweltschutz und Unternehmensorganisation
	5_Anhang

